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203013 

Verordnung 
über den Qualifizierungsaufstieg in die 

Laufbahngruppe 2 des allgemeinen Verwaltungs­
dienstes des Landes Nordrhein-Westfalen 

(Verordnung Qualifizierungsaufstieg -
QualiVO allgVerw) 

Vom 19. Juni 2023 

Auf Grund des § 7 Absatz 2 des Landesbeamtengesetzes 
vom 14. Juni 2016 (GV. NRW. S. 310, ber. S. 642) verord­
net das Ministerium des Innern im Einvernehmen mit 
dem Ministerium der Finanzen: 

Teil 1 
Allgemeines 

§ 1 

Geltungsbereich 

(1) Diese Verordnung gilt für Beamtinnen und Beamte 
des Landes Nordrhein-Westfalen, der Gemeinden, der 
Gemeindeverbände und anderer der Aufsicht des Landes 
unterstehenden Körperschaften, Anstalten und Stiftun­
gen des öffentlichen Rechts. 

(2) Diese Verordnung regelt den Aufstieg von der Lauf­
bahngruppe 1 in das erste Einstiegsamt der Laufbahn­
gruppe 2 des allgemeinen Verwaltungsdienstes durch 
Qualifizierung nach § 21 der Laufbahnverordnung vom 
21. Juni 2016 (GV. NRW. S. 461) in der jeweils geltenden 
Fassung. 

(3) Die Aufstiegsverfahren haben der Vereinbarkeit von 
Beruf und Familie Rechnung zu tragen . Das für Inneres 
zuständige Ministerium kann die Voraussetzungen für 
ein berufsbegleitendes Aufstiegsverfahren sowie die 
dafür erforderlichen Abweichungen von den §§ 5 bis 7 
durch gesonderten Erlass festlegen. 

( 4) Die Regelungen des Landesgleichstellungsgesetzes 
vom 9. November 1999 (GV. NRW. S. 590) in der jeweils 
geltenden Fassung bleiben unberührt. 

(5) Die Regelungen des Neunten Buches Sozialgesetz­
buch vom 23. Dezember 2016 (BGBl. I S. 3234) in der je­
weils geltenden Fassung, im Folgenden SGB IX, und der 
Richtlinie zur Durchführung der Rehabilitation und 
Teilhabe von Menschen mit Behinderungen (SGB IX) im 
öffentlichen Dienst im Land Nordrhein-Westfalen vom 
11. ·september 2019 (MBl. NRW. S. 418) in der jeweils 
geltenden Fassung bleiben unberührt. 

§2 

Zielsetzung 

Ziel der Qualifizierung ist es, die erforderlichen Kennt­
nisse u11d Fähigkeiten für die zukünftige Amtsausübung 
in der Amtergruppe des ersten Einstiegsamtes der Lauf­
bahngruppe 2 des allgemeinen Verwaltungsdienstes zu 
vermitteln. Die zugelassenen Beamtinnen und Beamten 
sollen die in der bisherigen Ausbildung und in der beruf­
lichen Praxis erworbenen fachlichen und persönlichen 
Kompetenzen weiterentwickeln , damit sie den Anforde­
rungsprofilen in der höheren Laufbahngruppe gerecht 
werden können. 

§ 3 
Zuständigkeiten 

(1) Entscheidungen nach dieser Verordnung trifft die 
nach § 2 Absatz 2 des Landesbeamtengesetzes vom 
14. Juni 2016 (GV. NRW. S. 310, ber. S . 642) in der jeweils 
geltenden Fassung, bei Beamtinnen und Beamten des 
Landes in Verbindung mit § 2 Absatz 3 und 4 des Lan­
desbeamtengesetzes, zuständige dienstvorgesetzte Stelle, 
soweit in den nachfolgenden Vorschriften oder in ande­
ren Rechtsvorschriften nichts Abweichendes geregelt ist. 
Sofern in den nachfolgenden Vorschriften die Zuständig­
keit der obersten Dienstbehörde vorgesehen ist, bleibt es 
für die Beamtinnen und Beamten der Gemeinden und 
Gemeindeverbände und der der Aufsicht des Landes un­
terstehenden sonstigen Körperschaften, Anstalten und 

Stiftungen des öffentlichen Rechts auch insoweit bei der 
Zuständigkeit der dienstvorgesetzten Stelle. 

(2) Bildungsträger im Sinne dieser Verordnung sind für 
den Bereich der Landesverwaltung das Institut für öf­
fentliche Verwaltung Nordrhein-Westfalen sowie für den 
Bereich der Kommunalverwaltung die Studieninstitute 
für kommunale Verwaltung in Nordrhein-Westfalen. 

§4 

Zulassung, Auswahlverfahren 

(1) Die oberste Dienstbehörde oder die von ihr be­
stimmte Stelle entscheidet, ob und in welchem Umfang 
sie die Möglichkeit eines Aufstiegs durch Qualifizierung 
eröffnet. Sie trifft auch die Entscheidung über die Zulas­
sung zur Qualifizierung. 

(2) Der Entscheidung über die Zulassung geht ein Aus­
wahlverfahren auf der Grundlage der laufbahnrechtli­
chen Bestimmungen voraus. 

(3) Das Auswahlverfahren hat sich an den Anforderun­
gen für die Ämtergruppe des ersten Einstiegsamtes der 
Laufbahngruppe 2 des allgemeinen Verwaltungsdienstes 
zu orientieren. 

Teil 2 
Aufstiegsregelungen 

§5 

Zeitliche Anforderungen und Unterrichtsumfang 

(1) Der Aufstieg dauert mindestens 14 Monate und um­
fasst die Qualifizierung mit einem Einführungslehrgang 
und einer exemplarischen praktischen Einweisung ge­
mäß § 6 sowie den Aufstiegslehrgang gemäß § 7 mit ab­
schließender Aufstiegsprüfung gemäß § 8. 

(2) Die für die angestrebte Laufbahn erforderlichen 
fachtheoretischen Kompetenzen werden in den beiden 
Lehrgängen nach Absatz 1 in einem Umfang von insge­
samt mindestens 750 Unterrichtsstunden vermittelt . 

(3) In beiden Lehrgängen ist Unterricht insbesondere in 
den in der Anlage zu dieser Verordnung genannten Fä­
chern durchzuführen. 

(4) Das Unterrichtsvolumen, die Unterrichtsinhalte und 
die Verteilung des Unterrichtsstoffes auf zentrale Lehr­
gänge bestimmt das für Inneres zuständige Ministerium 
durch den Lernzielkatalog. Während der theoretischen 
Ausbildung besteht die Verpflichtung, den Unterrichts­
stoff nach Anweisung der Dozentin oder des Dozenten in 
Eigenarbeit vor- beziehungsweise nachzuarbeiten. 

§6 
Qualifizierung 

(1) Der Zeitraum der Qualifizierung beträgt mindestens 
zehn Monate. 

(2) Die Qualifizierung umfasst 

1. einen mindestens drei Monate dauernden Einfüh­
rungslehrgang, der von einem Bildungsträger nach § 3 
Absatz 2 durchgeführt wird und 

2. eine exemplarische praktische Einweisung in Aufga-
ben der angestrebten Laufbahngruppe. 

(3) Im Lehrgang nach Absatz 2 si nd in drei der in der 
Anlage genannten möglichen Prüfungsfächern Klau­
suren zu schreiben, für die jeweils zwei Zeitstunden an­
zusetzen sind. Die Klausuren sind von einer Dozentin 
oder einem Dozenten, die oder der in dem Lehrgang 
unterrichtet hat, auf Grundlage der Bewertungsgrund­
sätze nach § 14 zu bewerten. Die Einzelnoten sind zu ad­
dieren und das Ergebnis durch drei zu teilen. Ergibt die 
Rechnung den Punktwert 4,50 oder schlechter, so haben 
sich die Beamtinnen und Beamten in den Fächern, in de­
nen die Leistungen mit weniger als der Note „ausrei­
chend" bewertet wurden, innerhalb von zwei Monaten 
nach dem E11de des Lehrgangs einer nochmaligen 
schriftlichen Uberprüfung zu unterziehen. Die neuge­
schriebenen Klausuren und die mindestens mit „ausrei­
chend" bewerteten Klausuren des Einführungslehrgangs 
müssen im rechnerischen Durchschnitt mindestens den 
Punktwert 5,00 ergeben . 
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(4) Die exemplarische praktische Einweisung nach Ab­
satz 2 findet in der Beschäftigungsdienststelle statt. 
Kann die Beschäftigungsdienststelle keine ordnungsge­
mäße Einweisung sicherstellen, wird die Beamtin oder 
der Beamte einer geeigneten Dienststelle zugewiesen. 
Die einweisende Dienststelle bestimmt eine mit der Ein­
weisung betraute Person. Diese Person leitet die Beamtin 
oder den Beamten an, informiert sie oder ihn sowie die 
Beschäftigungsdienststelle regelmäßig und ausreichend 
über den Ausbildungsstand, beurteilt die Beamtin oder 
den Beamten zum Ende der Qualifizierung und führt das 
Beurteilungsgespräch. 

§ 7 

Aufstiegslehrgang 

(1) Der Qualifizierung nach § 6 schließt sich ein mindes­
tens drei Monate dauernder Aufstiegslehrgang mit ab­
schließender Prüfung an, der von einem Bildungsträger 
nach § 3 Absatz 2 durchgeführt wird . 

(2) Voraussetzung für Teilnahme am Aufstiegslehrgang 
ist, dass während der Qualifizierung 

1. die Klausuren im Einführungslehrgang nach § 6 Ab­
satz 3 bewertet worden sind und 

2. die Leistungen während der exemplarischen prakti­
schen Einweisung auf Grundlage der Bewertungs­
grundsätze nach § 14 mindestens mit der Note „aus­
reichend" beurteilt worden sind. 

(3) Liegen die Voraussetzungen nach Absatz 2 nicht vor, 
so ist für die Beamtin oder den Beamten das Aufstiegs­
verfahren beendet. 

Teil 3 
Regelungen zur Aufstiegsprüfung 

für Beamtinnen und Beamte des allgemeinen 
Verwaltungsdienstes des Landes Nordrhein-Westfalen 

§8 
Aufs tiegsprüfung 

(1) Die Aufstiegsprüfung schließt sich unmittelbar dem 
Aufstiegslehrgang an. 

(2) Die Aufstiegsprüfung umfasst einen schriftlichen und 
einen praktischen Teil und dient der Feststellung, ob die 
Beamtin oder der Beamte die erforderlichen Fachkennt­
nisse für die zukünftige Amtsausübung in der Ämter­
gruppe des ersten Einstiegsamtes der Laufbahngruppe 2 
des allgemeinen Verwaltungsdienstes erworben hat und 
in der Lage ist, diese Kenntnisse in Aufgabenbereichen 
der höheren Laufbahngruppe anzuwenden. In der Zeit 
zwischen dem schriftlichen und dem praktischen Teil der 
Aufstiegsprüfung kehren die Beamtinnen und Beamten 
in die jeweiligen Beschäftigungsdienststellen zurück. 

§9 

Zuständigkeit 

(1) Für die Organisation und Durchführung der Auf­
stiegsprüfung ist das Landesprüfungsamt für Verwal­
tungslaufbahnen, im Folgenden Landesprüfungsamt, zu­
ständig. 

(2) Die Landesbehörden unterstützen das Landesprü­
fungsamt bei der Durchführung der Prüfung, insbeson­
dere durch Freistellung von Mitgliedern für den Prü­
fungsausschuss sowie bei Prüfungsaufsichten. 

§ 10 
Prüfu ngsausschuss 

(1) Für die Abnahme der Aufstiegsprüfungen bildet das 
Landesprüfungsamt einen Prüfungsausschuss . Bei Be­
darf können mehrere Prüfungsausschüsse gebildet wer­
den. 

(2) Der Prüfungsausschuss besteht aus drei Mitgliedern, 
die für die Prüfungsgebiete sachkundig und für die 
Mitwirkung im Prüfungswesen geeignet sein müssen. 
Er setzt sich zusammen aus einer Beamtin oder einem 
Beamten der Ämtergruppe des zweiten Einstiegsamtes 
der Laufbahngruppe 2 als Vorsitzender oder Vorsitzen­
dem und aus je einer Beamtin oder einem Beamten der 

Ämtergruppe des ersten und zweiten Einstiegsamtes der 
Laufbahngruppe 2 als Beisitzerin oder Beisitzer. Haupt­
amtlich Lehrende der Bildungsträger können auch Mit­
glied des Prüfungsausschusses sein , wenn sie nicht Be­
amtin oder Beamter sind. 

(3) Die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses 
wird vom Landesprüfungsamt bestimmt. 

(4) Die Mitglieder werden im Verhinderungsfall von 
stellvertretenden Mitgliedern vertreten. Das Landesprü­
fungsamt beruft die Mitglieder und die stellvertretenden 
Mitglieder für die Dauer von drei Jahren. 

(5) Das Landesprüfungsamt kann die Mitglieder und 
stellvertretenden Mitglieder des Prüfungsausschusses 
aus wichtigem Grund abberufen. 

(6) Scheidet ein Mitglied oder ein stellvertretendes Mit­
glied aus, ist für die verbleibende Amtszeit des Prü­
fungsausschusses eine Neuberufung vorzunehmen. 

(7) Der Prüfungsausschuss beschließt mit der Mehrheit 
der abgebenden Stimmen. 

(8) Der Prüfungsausschuss ist in seiner Prüfungstätig­
keit unabhängig. 

(9) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben über 
alle Prüfungsvorgänge gegenüber Dritten Verschwiegen­
heit zu wahren. Dies gilt nicht gegenüber dem Landes­
prüfungsamt. Ausnahmen bedürfen der Einwilligung des 
Landesprüfungsamtes. 

§ 11 
Befangenheit 

(1) Bei der Prüfung dürfen Prüfungsausschussmitglieder, 
die befangen sind, nach den §§ 20 und 21 des Verwal­
tungsverfahrensgesetzes für das Land Nordrhein-West­
falen in der Fassung der Bekanntmachung vom 12. No­
vember 1999 (GV. NRW. S. 602) in der jeweils geltenden 
Fassung, nicht mitwirken. 

(2) Ausschussmitglieder, die sich befangen fühlen , oder 
zu prüfende Personen, die Besorgnis der Befangenheit 
geltend machen wollen , haben dies unverzüglich dem 
Landesprüfungsamt mitzuteilen, während der prakti­
schen Prüfung dem Prüfungsausschuss. 

(3) Die Entscheidung über den Ausschluss von der Mit­
wirkung trifft das Landesprüfungsamt, während der 
Prüfung der Prüfungsausschuss. 

§ 12 
N ichtöffentlichkeit 

(1) Die Beratungen des Prüfungsausschusses sowie die 
Prüfungen sind nicht öffentlich. Beauftragte des für In­
neres zuständigen Ministeriums und des Landesprü­
fungsamtes können anwesend sein. Die Beratung und 
Abstimmung über das Prüfungsergebnis erfolgt unter 
Ausschluss aller Personen, die nicht Mitglied des jeweili­
gen Prüfungsausschusses sind. 

(2) Der Prüfungsausschuss kann im Einvernehmen mit 
dem Landesprüfungsamt andere Personen als Gäste zu­
lassen, sofern die zu prüfende Person nicht widerspricht. 
Die Regelungen des§ 13 Absatz 1 bleiben unberührt. 

§ 13 
Regelungen für zu prüfende Personen 

mit Behinderung 

(1) Zu prüfenden Personen mit Behinderungen sowie zu 
prüfenden Personen, die eine krankheitsbedingte Beein­
trächtigung zum Zeitpunkt der Prüfung aufweisen, ohne 
prüfungsunfähig zu sein, ist für die Teilnahme an Prü­
fungen vom Landesprüfungsamt ein Nachteilsausgleich 
zu gewähren, der ihrer Behinderung oder krankheitsbe­
dingten Beeinträchtigung angemessen ist. Zu prüfende 
Personen mit Behinderungen legen die erforderlichen 
Bescheinigungen über Art und Umfang ihrer Behinde­
rung vor, sofern sie Erleichterungen im Rahmen der Prü­
fung in Anspruch nehmen wollen . Zu prüfende Personen, 
die eine krankheitsbedingte Beeinträchtigung zum Zeit­
punkt der Prüfung aufweisen, legen ein ärztliches Zeug­
nis vor. Art und Umfang des Nachteilsausgleichs sind 
mit ihnen zu erörtern. Der Nachteilsausgleich darf nicht 
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zu einer qualitativen Hera bsetzung der Prüfungsanfor­
derungen insgesamt führen . Die Schwerbehindertenver­
tretung hat bei der praktischen Prüfung von zu prüfen­
den Personen mit Behinderungen ei n Teilnahmerecht. 
Das Teilnahmerecht erstreckt sich nicht auf die Beratung 
über das Prüfungsergebnis . Die Schwerbehindertenver­
tretung ist im Einvernehmen mit der zu prüfenden Per­
son zur unverzüglichen Rüge von Verfahrensfehlern ge­
genüber dem Landesprüfungsamt berechtigt. § 178 SGB 
IX bleibt unberührt. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für die Anfertigung der 
Klausuren während der Qualifizierung gemäß § 6 Ab­
satz 3. 

§ 14 

Bewertung der Leistungen 

(1) Die Bewertung von Einzelleistungen h a t insbeson­
dere die Richtigkeit und Vertretbarkeit der sachlichen 
Aussage, die praktische Anwendbarkeit, die Art und Fol­
gerichtigkeit der Begründung, die Gliederung, die äußere 
Form der Prüfungsleistung, die sprachliche Darstellung 
sowie die Rechtschreibung zu berücksichtigen. 

(2) Die Prüfungsleistungen dürfen nur wie folgt b ewer­
tet werden: 

sehr gut 
= 15 bis 14 Punkte 
= eine den Anforderungen in besonderem Maße 

entsprechende Leistung 

gut 
= 13 bis 11 Punkte 
= eine den Anforderungen voll entsprechende Leistung 

befriedigend 
= 10 bis 8 Punkte 
= eine im Allgemeinen den Anforderungen 

entsprechende Leistung 

ausreichend 
= 7 bis 5 Punkte 
= eine Leistung, die zwar Mängel aufweist, aber im 

Ganzen den Anforderungen noch entspricht 

mangelhaft 
= 4 bis 2 Punkte 
= eine den Anforderungen nicht entsprechende Leistung , 

die jedoch erkennen lässt , da ss die notwendigen 
Grundkenntnisse vorhanden sind und die Mängel in 
absehbarer Zeit behoben werden könnten 

ungenügend 
= 1 bis O Punkte 
= eine den Anforderungen nicht entsprechende Leistung, 

bei der selbst di e Grundkenntnisse so lückenhaft sind , 
dass die Mängel in absehbarer Zeit nicht behoben 
werden könnten. 

§ 15 
Schriftlicher Teil der Aufst iegsprüfung 

(1) Das Landesprüfungsamt stellt vier schriftliche Prü­
fungsarbeiten . Für die Bearbeitung und Lösung der 
schriftlichen Prüfungsarbeiten sind jeweils drei Zeit­
stunden anzusetzen. Anstelle einer schriftlichen Arbeit 
kann die Prüfung in elektronischer Form durchgeführt 
werden . In diesem Fa ll gelten die Regelungen zu den 
schriftlichen Arbeiten sinngemäß. 

(2) Die schriftlichen Prüfungsarbeiten haben ihren 
Schwerpunkt jeweils in einem der in der Anlage genann­
ten Fächer. Ausgebend von dem jeweiligen Schwerpunkt­
fach können höchstens zwei der schriftlichen Prüfungs­
arbeiten einen fächerübergreifenden Ansatz beinhalten. 
Dabei sollen bei der Fallbearbeitung Bezüge zu anderen 
Fächern oder Rechtsgebieten erkannt und bei der Lö­
sung berücksichtigt werden . 

(3) Das Landesprüfungsamt bestimmt die Prüfungster­
mine und gibt die vier Prüfungsfächer sp ätestens zehn 
Tage vor den Prüfungsterminen bekannt. 

(4) Die Prüfungsarbeiten sind getrennt in verschlosse­
nen Umschlägen aufzubewahren und erst an den Prü­
fungstagen in Gegenwart der zu prüfenden Personen zu 
öffnen . Bei jeder Prüfungsarbeit sind die Hilfsmittel , die 
benutzt werden dürfen, anzugeben. Die Prüfungsaufga-

ben sind anonym zu schreiben. Die zu prüfenden Perso­
nen sind auf die Folgen von Tä uschungshandlungen und 
Ordnungsverstößen gemäß§ 20 hinzuweisen. 

(5) Das Landesprüfungsamt bestimmt, wer die Aufsicht 
führt. Die aufsichtführende Person fertigt eine Nieder­
schrift nach Muster des Landesprüfungsamtes und ver­
merkt in ihr jede Unregelmäßigkeit. Sie verzeichnet auf 
jeder Arbeit den Zeitpunkt der Abgabe. Die schriftlichen 
Arbeiten und die Niederschrift sind in einem Umschlag 
zu verschließen und dem Landesprüfungsamt oder einer 
von ihm bestimmten Person unmittelbar zuzule iten . 

§ 16 

Bewertung und Rechtsfolgen der 
schriftlichen Prüfungsleistungen 

(1) Die Arbeiten sind von zwei Mitgliedern des Prü­
fungsausschusses nacheinander in der vom Landesprü­
fungsamt bestimmten Reihenfolge zu beurteilen und mit 
einer der in § 14 festgelegten Noten und einem Punkt­
wert zu bewerten. 

(2) Das Landesprüfungsa mt kann weitere sachkundige 
Prüferinnen oder Prüfer, die nicht Mitglieder des Prü­
fungsausschusses sind , zur gutachterlichen Vorbeurtei­
lung hinzuziehen. 

(3) Bei abweichender Bewertung ist eine Einigung im 
Rahmen der vorgegebenen Noten anzustreben. Kommt 
sie nicht zustande, entscheidet der Prüfungsausschuss 
nach Maßgabe des § 10 Absatz 7. Stimmenthaltungen 
sind unzulässig. 

(4) Erst nach Bewertung sämtli cher Arbeiten ist die An­
onymität gemäß§ 15 aufzuheben. 

(5) Zur praktischen Prüfung wird zugelassen, wer in 
mindestens zwei schriftli chen Prüfungsarbeiten min­
destens die Note „a usreichend " und in keiner Prüfungs­
a rbeit die Note „ungenügend" gemäß § 14 erreicht hat. 
Die Feststellung trifft das La ndesprüfungsamt. 

(6) Bei Nichtzulassung ist die Prüfung insgesamt nicht 
bestanden. 

§ 17 

Praktischer Teil der Aufstiegsprüfung 

(1) Die praktische Prüfung gliedert sich in ein Fachge­
spräch mit einem Mitglied des Prüfungsausschusses über 
eine von der zu prüfenden Person vorbereitete prakti­
sche Aufgabe und ein Prüfungsgespräch mit dem Prü­
fungsausschuss. In der praktischen Prüfung soll die zu 
prüfende Person den Nachweis erbringen , dass sie Sach­
verhalte erfasst, Fragestellungen zielorientiert bearbei­
tet, Lösungsansätze entwickelt und in berufstypischen 
Situationen angemessen kommunizieren und kooperie­
ren kann. Das Fachgespräch ist in freier Rede zu führen. 
Stichwortartige Notizen sind zulässig. Fach- und Prü­
fungsgespräch sollen insgesamt nicht länger als 30 Mi­
nuten dauern. Die Dauer des Prüfungsgesprächs soll 
dabei 15 Minuten nicht überschreiten. Der zu prüfenden 
Person ist eine Vorbereitungszeit von 30 Minuten zur 
Vorbereitung der praktischen Aufgabe zu gewähren. Das 
Fachgespräch soll s ich auf ein Pr üfungsfach beziehen. 

(2) Das Landesprüfungsamt bestimmt a us der Anlage 
vier Prüfungsfächer, auf die sich die praktische Prüfung 
erstreckt. 

(3) Spätestens zehn Tage vor der praktischen Prüfung 
sind den zu prüfenden Personen die Zulassung zur prak­
tischen Prüfung sowie die _Prüfungsfächer der prakti­
schen Prüfung mitzuteilen. Uber die Nichtzulassung zur 
praktischen Prüfung und die Ergebnisse der schriftli­
chen Prüfung erlässt das Landesprüfungsamt einen Be­
scheid . 

(4) Die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses 
leitet die praktische Prüfung. Sie oder er ist berechtigt, 
jederzeit in die Prüfung einzugreifen. 

(5) Das La ndesprüfungsamt kann Dozierende, die im 
Aufstiegslehrgang unterrichtet haben und nicht Mitglie­
der des Prüfungsa usschusses sind, beauftragen, das 
Fachgespräch zu führen und Prüfungsfragen zu stellen. 
Die Regelungen des§ 12 Absatz 2 bleiben unberührt. 
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(6) Der Prüfungsausschuss bewertet die Leistungen der 
gesamten praktischen Prüfu ng auf Grundlage der Be­
wertungsgrundsätze nach § 14 als eine Prüfungsleistung. 
Bei der Bewertung sind der Gesamteindruck der Leis­
tung, die gezeigte Fachkompetenz der zu prüfenden 
Person , die praktische Umsetzung der Aufgabe, die fach­
liche Vertretbarkeit des dargestellten Arbeitsergebnisses 
sowie die Kommunikationsfähigkeit zu berücksichtigen. 

(7) Wird die praktische Prüfung mit „mangelhaft" oder 
„ungenügend" bewertet, so ist die Prüfung insgesamt 
nicht bestanden. 

§ 18 
Gesamtergebnis 

(1) Nach der praktischen Prüfung stellt der Prüfungs­
ausschuss das Gesamtergebnis der Prüfung fest und gibt 
es den zu prüfenden Personen bekannt. 

(2) Grundlagen für die Festsetzung des Gesamtergebnis­
ses sind die Punktwerte für die Leistungen in der 
schriftlichen Prüfung mit 60 Prozent, für die Leistungen 
in der praktischen Prüfung mit 20 Prozent und die Ein­
weisungsbeurteilung mit 20 Prozent. 

(3) Die Punktwerte für die Leistungen in der schrift­
lichen und in der praktischen Prüfung werden entspre­
chend ihrem jeweiligen Anteilsverhältnis zu einem 
Punktwert für die Abschlussnote zusammengefasst. 
Bruchwerte sind bis zur zweiten Dezimalstelle zu er­
rechnen . Bei der Ermittlung des Gesamtergebnisses 
bleiben die Bruchwerte, die sich beim Abschluss des Re­
chengangs ergeben, unter einem Wert von 5,00 Punkten 
unberücksichtigt und werden ab einem Punktwert von 
5,00 wie folgt auf- oder abgerundet: 

5,00 bis unter 5,50 = ausreichend (5), 

5,50 bis unter 6,50 = ausreichend (6), 

6,50 bis unter 7,50 = ausreichend (7) , 

7,50 bis unter 8,50 = befriedigend (8) , 

8,5 0 bis unter 9,50 = befriedigend (9) , 

9,50 bis unter 10,50 = befriedigend (10) , 

10,50 bis unter 11,50 = gut (11), 

11,50 bis unter 12,50 = gut (12), 

12 ,50 bis unter 13,5 0 = gut (1 3), 

13 ,50 bis unter 14,50 = sehr gut (14) , 

14 ,50 bis 15,00 = sehr gut (15). 

(4) Die Pr üfung ist bestanden, wenn mind_estens die Ge­
samtnote „ausreichend" erreicht ist. Im Ubrigen ist die 
Prüfung insgesamt nicht bestanden . 

(5) Der Prüfungsa usschuss kann Entscheidungen, die 
eine Beurteilung der Prüfungsleistungen enthalten, nicht 
a bändern. 

§ 19 
Rücktritt , N ichtteilnahme 

(1) Sind zu prüfende Personen durch Krankheit oder 
sonstige von ihnen nicht zu vertretenden Umstände an 
der Ablegung der Prüfung oder von Prüfungsteilen ver­
hindert, so ist di es dem Landesprüfungsamt in geeig­
neter Form nachzuweisen. Entschuldigungsgründe sind 
nur zu berücksichtigen , wenn sie unverzüglich gegen­
über dem Landesprüfungsamt geltend gemacht werden. 
In diesen Fällen gilt die Prüfung als nicht abgelegt. 

(2) Die zu prüfenden Personen können in besonderen 
Fällen mit Genehmigung des Landesprüfungsamtes von 
der Prüfung zurücktreten . Die Rücktrittsgenehmigung 
darf nur aus wichtigem Grund erteilt werden. In diesen 
Fällen gilt die Prüfung als nicht abgelegt. 

(3) Wird eine Prüfung aus den in den Absätzen 1 und 2 
genannten Gründen a bgebrochen, so wird sie an einem 
vom Landesprüfungsamt zu bestimmenden Termin fort­
gesetzt. Dabei ist vom Prüfungsausschuss zu entschei­
den , ob und in welchem Umfang die bereits abgelieferten 
Arbeiten als Prüfungsarbeiten anzurechnen sind. 

(4) Erscheinen zu prüfende Personen ohne ausreichende 
Entschuldigung nicht zu schriftlichen Prüfungen oder 

werden schriftliche Arbeiten ohne ausreichende Ent­
schuldigung nicht abgegeben, gelten diese Prüfungen a ls 
,,ungenügend". Die Feststellung trifft der Prüfu ngsaus­
schuss. 

(5) Erscheinen zu prüfende Personen ohne ausreichende 
Entschuldigung nicht zur praktischen Prüfung oder tre­
ten sie ohne Genehmigung zurück, gilt diese Prüfung als 
,,ungenügend". Die Feststellung trifft der Prüfungsaus­
schuss. 

§ 20 

Ordnungswidriges Verhalten 

(1) Zu prüfende Personen, die bei der Anfertigung einer 
schriftlichen Arbeit erheblich gegen die Ordnung versto­
ßen, können von der Fortsetzung dieser Arbeit ausge­
schlossen werden. Unternimmt eine zu prüfende Person 
bei der Anfertigung einer schriftlichen Arbeit eine Täu­
schung oder einen Täuschungsversuch, haben die Auf­
sichtsführenden dies in der Niederschrift zu vermerken 
und das Landesprüfungsamt davon unverzüglich zu un­
terrichten. Das Mitführen von unzulässigen Hilfsmitteln 
gilt in der Regel als Täuschungsversuch. 

(2) Über die Folgen einer Täuschung, eines Täuschungs­
versuchs , eines Verstoßes gegen die Wahrung der Anony­
mität in der schriftlichen Prüfung oder eines erheblichen 
Verstoßes gegen die Ordnung entscheidet das Landes­
prüfungsamt nach Anhörung der zu prüfenden Person. 
Es kann nach der Schwere der Verfehlung die Wieder­
holung einzelner oder mehrerer Prüfungsleistungen an­
ordnen, eine Prüfungsleistung mit „ungenügend" be­
werten oder die Prüfung für insgesamt nicht bestanden 
erklären. 

(3) Ha t die zu prüfende Person bei der Prüfung ge­
täuscht und wird diese Tatsache erst nach Aushändigung 
des Zeugnisses bekannt, so ka nn das Landesprüfungs­
amt nachträglich die Prüfung für nicht bestanden er­
klären , jedoch nur innerhalb einer Frist von drei Jahren 
nach dem Tage der praktischen Prüfung. 

§ 21 

N iederschrift , Prüfungszeugnis 

(1) Über den Verlauf der praktischen Prüfung und über 
die Feststellung des Gesamtergebnisses der Prüfung ist 
eine Niederschrift zu fertigen. Sie ist von den Mitglie­
dern des Pr üfungsausschusses zu unterzeichnen. 

(2) Über das Ergebnis der bestandenen Prüfung händigt 
der Vorsitz des Prüfungsausschusses e in Prüfungszeugnis 
aus. Das Prüfungszeugnis enthält 

a) die Personalien der zu prüfenden Person, 

b) die Bezeichnung der Aufstiegsprüfung „Aufstiegs­
prüfung für das erste Einstiegsamt der Laufbahn­
gruppe 2 des allgemeinen Verwaltungsdienstes nach 
§ 8 der Verordnung über den Qualifizierungsaufstieg 
in die Laufbahngruppe 2 des allgemeinen Verwal­
tungsdienstes im Land Nordrhein-Westfalen", 

c) das Gesamtergebnis der Prüfung, 

d) das Datum des Bestehens der Prüfung, 

e) die Unterschrift des vorsitzenden Mitglieds des Prü-
fungsausschusses und 

f) das Siegel des Landesprüfungsamtes . 

(3) Über das Nichtbestehen der Prüfung erlässt das Lan­
desprüfungsamt einen Bescheid. 

(4) Eine Durchschrift des Zeugnisses oder der Mitteilung 
über das Nichtbestehen sowie eine Durchschrift der 
Niederschrift ist der Stammdienststelle zur Aufnahme in 
die Personalakten zu übersenden. 

§ 22 

Wiederholung der Prüfung 

(1) Eine nicht bestandene Aufstiegsprüfung kann einmal 
wiederholt werden. Die Prüfung ist vollständig zu wie­
derholen . Einzelne Prüfungsleistungen können nicht er­
lassen werden. 
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(2) Der Wiederholungsprüfung geht grundsätzlich die 
Teilnahme am nächstmöglichen Aufstiegslehrgang vor­
aus. 

§ 23 

Einsichtnahme, Aufbewahrung 

(1) Die zu prüfenden Personen können nach Bekannt­
gabe des Prüfungsergebnisses innerhalb eines Jahres 
Einsicht in ihre Prüfungsarbeiten einschließlich ihrer 
Bewertung nehmen. 

(2) Prüfungsarbeiten und Niederschriften nach § 15 sind 
fünf Jahre aufzubewahren. Die Zeugnisse und Prüfungs­
ni ederschriften nach§ 21 sind 30 Jahre aufzubewahren. 

Teil 4 

Regelungen zur Aufstiegsprüfung 
für Beamtinnen und Beamte des allgemeinen 
Verwaltungsdienstes in den Gemeinden und 

Gemeindeverbänden im Land Nordrhein-Westfalen 

§ 24 

Anwendung der Regelungen für die Beamtinnen und 
Beamten in den Gemeinden und Gemeindeverbänden 

des Landes Nordrhein-Westfalen 

(1) Die Regelungen in Teil 3 gelten für Beamtinnen und 
Beamte in den Gemeinden und Gemeindeverbänden im 
Land Nordrhein-Westfalen mit der Maßgabe der Ab­
sätze 2 bis 7 entsprechend . 

(2) Die Prüfung wird vor einem Prüfungsausschuss des 
zuständigen Studieninstitutes für kommunale Verwal­
tung abgelegt. Er führt die Bezeichnung „Prüfungsaus­
schuss für die Laufbahngruppe 2 des allgemeinen Ver­
waltungsdienstes in den Gemeinden und Gemeindever­
bänden des Landes Nordrhein-Westfalen" mit einem auf 
das jeweilige Studieninstitut hinweisenden Zusatz. 

(3) Die Mitglieder und der oder die Vorsitzende werden 
nach Maßgabe des Absatzes 4 von der Institutsleitung 
für die Dauer von vier Jahren berufen. Wiederberufung 
ist zulässig. Die Institutsleitung kann diese und sonstige 
nach dieser Verordnung zustehenden Befugnisse auf die 
Studienleitung übertragen. 

(4) Der Prüfungsausschuss besteht aus einer kommu­
nalen Wahlbeamtin oder einem kommunalen Wahl­
beamten oder einer Beamtin oder einem Beamten der 
Ämtergruppe des zweite n Einstiegsamtes der Laufbahn­
gruppe 2 a ls Vorsitzender oder Vorsitzendem sowie min­
destens zwei weiteren Beamtinnen oder Beamten der 
Laufbahngruppe 2 oder vergleichbaren Beschäftigten. 
Darunter soll eine Vertreterin oder ein Vertreter des 
Studieninstituts sein. 

(5) An Stelle des Landesprüfungsamts tri tt das zustän­
dige Studieninstitut. Die Studieninstitute können bei 
Bedarf vom Gebietsgrundsatz abweichen und im Rah­
men interkommunaler Zusammenarbeit die Aufgaben 
wahrnehmen. 

(6) Das Prüfungszeugnis enthält die inhaltlich entspre­
chenden Angaben nach§ 21 Absatz 2. 

(7) Die Kompetenzen nach § 5 Absatz 2 und 4 Sa tz 1 
trifft das für Inneres zuständige Ministerium im Einver­
nehmen mit den kommunalen Spitzenverbänden. 

Teil 5 
Schlussbestimmung 

§ 25 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2023 
in Kraft. 

Düsseldorf, den 19. Juni 2023 

Der Minister des Innern 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Herbert R e u 1 

Die Ministerin für Heimat, Kommunales, 
Bau und Digitalisierung 

des Landes Nordr hein-Westfalen 

Ina S c h a r r e n b a c h 
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Anlage 

Fächer der Lehrgänge(§ 5 Absatz 3): 

Allgemeiner Verwaltungsdienst 
Allgemeiner Verwaltungsdienst in den Gemeinden und 
im Land Nordrhein-Westfalen Gemeindeverbänden im Land Nordrhein-

Westfalen 
- Allgemeines Verwaltungsrecht - Allgemeines Verwaltungsrecht inkl. 
- Methodenlehre Gutachten- und Bescheidtechnik 
- Ordnungsrecht - Recht der Gefahrenabwehr 
- Staats- und Europarecht - Staatsrecht und Europarecht 
- Bürgerliches Recht - Bürgerl iches Recht 
- Beamtenrecht - Beamtenrecht 
- Arbeits- und Tarifrecht - Arbeits- und Tarifrecht 
- Personalvertretungsrecht 
- Kommunalverfassungsrecht - Kommunalrecht 
- Verwaltungsorganisation - Verwaltungsmanagement 
- Öffentliche Betriebswirtschaftslehre - Betriebswirtschaft für die öffentliche 
- Öffentliche Finanzwirtschaft Verwaltung 
- Öffentliches - Kommunales Finanzmanagement 

Auftragswesen/Vergaberecht - Kosten- und Leistungsrechnung 
- Kommunikationstechnik - Controlling 

- Buchführung 
- Sozialrecht 
- Methoden- und Sozialkompetenzen 

einschl. Diversity 

Mögliche Prüfungsfächer(§§ 6 Absatz 3, 15 Absatz 2, 17 Absatz 2): 

Allgemeiner Verwaltungsdienst 
Allgemeiner Verwaltungsdienst in den Gemeinden und 

im Land Nordrhein-Westfalen Gemeindeverbänden im Land Nordrhein-
Westfalen 

- Allgemeines Verwaltungsrecht - Allgemeines Verwaltungsrecht 
- Ordnungsrecht - Recht der Gefahrenabwehr 
- Staats- und Europarecht - Staatsrecht und Europarecht 
- Beamtenrecht - Beamtenrecht 
- Arbeits- und Tarifrecht - Arbeits- und Tarifrecht 
- Öffentliche Finanzwirtschaft - Kommunales Finanzmanagement 
- Öffentliche Betrie bswi rtsch afts lehre - Betriebswirtschaft für die öffentliche 
- Verwaltungsorganisation Verwaltung 
- Kommunalverfassungsrecht - Verwaltungsmanagement 

- Kommunalrecht 

- GV. NRW. 2023 S. 404 
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203013 

Verordnung 
ü_"!:>er die Ausbildung und Prüfung 

für die Amtergruppe des ersten Einstiegsamtes 
der Laufbahngruppe 2 bei der 

Unfallkasse Nordrhein-Westfa len 
(Ausbildungsverordnung 

Unfa llkasse 2.1 -VAP 2.1 UK) 

Vom 5. Juni 2023 

Auf Grund des § 7 Absatz 2 des Landesbeamtengesetzes 
vom 14. Juni 2016 (GV. NRW. S. 310 , ber. S. 642) verord­
net das Ministerium für Arbeit , Gesundheit und Soziales 
im Einvernehmen mit dem Ministerium des Innern und 
dem Ministerium der Fina nzen: 

Teil 1 
Allgemeine Regelungen 

§ 1 
Geltungsbereich 

Die Verordnung gilt für die Laufbahn der Ämtergruppe 
des ersten Einstiegsamtes der Laufbahngruppe 2 der 
Unfallkasse Nordrhein-Westfalen. 

§ 2 

Anerkennung anderer Laufba hnen 

Mit dem Erwerb einer Laufbahnbefähigung nach § 1 der 
Ausbildungsverordnung erstes Einstiegsamt Laufbahn­
gruppe 2 allgemeiner Verwaltungsdienst Land vom 
5. August 2008 (GV. NRW. S. 572) in der jeweils gelten­
den Fassung besteht zugleich eine Laufbahnbefähigung 
nach § 1. 

§3 
Einstellungsvoraussetzungen 

(1) Zur Ausbildung im Rahmen des Vorbereitungsdiens­
tes nach § 8 für die Laufbahn gemäß § 1 kann zugelassen 
werden , wer 

1. die gesetzlichen Voraussetzungen für die Ernennung 
zur Beamtin oder zum Beamten erfüllt, 

2. nach den charakterlichen, geistigen und körperlichen 
Anlagen für die Laufbahn geeignet ist, dabei darf von 
schwerbehinderten Menschen und ihnen gleichgestell­
ten behinderten Menschen nur das für die jeweilige 
Laufbahn erforderliche Mindestmaß an körperlicher 
Eignung verlangt werden , und 

3. eine zu einem Hochschulstudium berechtigende 
Schulbildung oder einen als gleichwertig anerkannten 
Bildungsstand besitzt. 

(2) Zur Ausbildung kann auch zugelassen werden, wer 
die Voraussetzungen gemäß Absatz 1 Nummer 2 und 3 
erfüllt und im Rahmen eines Vertrages für das Studium 
im Beschäftigungsverhältnis gemäß § 7 f.\bsatz 2 für eine 
Tä tigkeit auf der Funktionsebene der Amtergruppe des 
ersten Einstiegsamtes der Laufbahngruppe 2 befähigt 
werden soll. 

§4 

Bewerbung 

(1) Bewerbungen sind an die Einstellungsbehörde zu 
richten. Einstellungsbehörde ist die Unfallkasse Nord­
rhein-Westfalen. 

(2) Der Bewerbung sind beizufügen: 

1. ein Lebenslauf, 

2. eine Einverständniserklärung der gesetzlichen Vertre­
tung, wenn die Bewerberin oder der Bewerber noch 
nicht volljährig ist, und 

3. eine Abschrift oder Kopie des letzten Schulzeugnisses 
vor der Bewerbung und von Zeugnissen über die 
Tätigkeiten seit der Schulentlassung. Sofern ein Zwi­
schenzeugnis vorgelegt wird, ist das Abschlusszeug-

nis, das die nach § 3 Absatz 1 Nummer 3 geforderte 
Vorbildung nachweist, unverzüglich nachzureichen. 

(3) Bei Bewerbungen aus dem öffentlichen Dienst kann 
auf die Vorlage solcher Unterlagen verzichtet werden, die 
schon in der Personalakte enthalten sind. 

§ 5 

Auswahl 

(1) Der Entscheidung über die Zulassung zum Vorberei­
tungsdienst nach § 8 geht ei n Auswahlverfahren voraus. 
Personen, die ausweislich der Bewerbungsunterlagen ge­
mäß § 4 die Voraussetzungen für eine Zulassung offen­
sichtlich nicht erfüllen, nehmen am Auswahlverfahren 
nicht teil. 

(2) Die Auswahlmethode bestimmt die Einstellungsbe­
hörde unter Berücksichtigung des Artikel 33 Absatz 2 
des Grundgesetzes und der in Wissenschaft und Praxis 
sich fortentwickelnden Erkenntnisse über Personalausle­
severfa hren. Die Auswahlmethode muss für Bewerberin­
nen und Bewerber desselben Zulassungstermins gleich 
bleiben. Beim Auswahlverfahren und bei der Auswahl­
methode werden die besonderen Belange von schwerbe­
hinderten Menschen und ihnen gleichgestellten behin­
derten Menschen berücksichtigt. 

(3) Auf der Grundlage des Ergebnisses des Auswahlver­
fahrens entscheidet die Einstellungsbehörde über die 
Zulassu ng. 

§6 

Einstellungszeitpunkt, Zulassung 

(1) Einstellungen erfolgen jeweils zum 1. September eines 
Jahres. 

(2) Vor der Zulassungsentscheidung müssen vorliegen: 

1. die Geburtsurkunde oder der Geburtsschein , 

2. ein Gesundheitszeugnis, 

3. die Erklärung der Bewerberin oder des Bewerbers, ob 
sie oder er vorbestraft ist und ob gegen sie oder ihn 
ein gerichtliches Strafverfahren oder ein Ermittlungs­
verfahren der Staatsanwaltschaft anhängig ist, und 

4. die Erklärung der Bewerberin oder des Bewerbers, ob 
sie oder er in geordneten wirtschaftlichen Verhältnis­
sen lebt. 

Die Bewerberinnen und Bewerber haben rechtzeitig bei 
der zuständigen Meldebehörde ein Führungszeugnis zur 
Vorlage bei Behörden zu beantragen. § 4 Absatz 3 gilt 
entsprechend. 

§ 7 

Rechtsste llung 

(1) Zugelassene Personen werden für die Dauer der Aus­
bildung und Prüfung (Vorbereitungsdienst) in das Be­
amtenverhältnis auf Widerruf berufen. Die dienstrecht­
lichen Entscheidungen trifft die Einstellungsbehörde. 
Erholungsurlaub ist grundsätzlich in der lehrveranstal­
tungsfreien Studienzeit in Anspruch zu nehmen. 

(2) Abweichend von Absatz 1 Satz 1 können zugelassene 
Perso_nen, die für eine Tätigkeit auf der Funktionsebene 
der Amtergruppe des ersten Einstiegsamtes der Lauf­
bahngruppe 2 befähigt werden sollen, für die Dauer der 
Ausbildung und Prüfung mit der Einstellungsbehörde 
einen Vertrag für das Studium im Beschäftigungsver­
hältnis abschließen. In diesem Vertrag sind die beider­
seitigen Rechte und Pflichten einschließlich der Vergü­
tung zu regeln. Dies gilt auch für die Anwendung dieser 
Verordnung. 

§8 

Vorbereitungsdienst 

Der Vorbereitungsdienst besteht aus dem auf drei Stu­
dienjahre ausgerichteten Bachelor-Studiengang an der 
Hochschule Bonn-Rhein-Sieg und an der Hochschule der 
Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung, im Folgen­
den Hochschulen genannt. 
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§9 

Vorzeitige Entlassung 

(1) Eine nicht bestandene Studienleistung kann zweimal 
wiederholt werden. Die Bachelorarbeit kann einmal wie­
derholt werden . Wird die letzte Wiederholungsmöglich­
keit schlechter als „ausreichend" (4,0) bewertet, ist die 
Studienleistung oder Bachelorarbeit endgültig nicht be­
standen. In diesem Fall kann das Studium nicht fortge­
setzt werden. Dies ist auch der Fall , wenn eine Studien­
leistung oder Bachelorarbeit nicht innerhalb eines von 
den Hochschulen gemäß§ 21vorgegebenen Zeitraums er­
bracht wird. 

(2) Beamtinnen und Beamte auf Widerruf sind entlassen, 
wenn 

1. sie einen Teil der Bachelorprüfung nach § 16 nicht be­
standen haben und die Wiederholung der zum Nicht­
bestehen führenden Studienleistung oder Bachelor­
arbeit nicht wünschen, mit dem Tag der Erklärung, 

2. sie die Bachelorprüfung endgültig nicht bestanden 
haben, mit dem Tag der Bekanntgabe, 

3. sie eine Studienleistung nicht innerhalb eines von den 
Hochschulen gemäß § 21 vorgegebenen Zeitraums er­
bracht haben, mit Verstreichen der Frist oder 

4. sie die maximale Zeitvorgabe des Studiums g~mäß 
§ 12 Absatz 1 überschreiten, mit dem Tag der Uber­
schreitung. 

(3) Für Studierende gemäß § 7 Absatz 2 gelten die Ab­
sätze 1 und 2 mit der Maßgabe , dass das Vertragsverhält­
nis beendet ist. 

Teil 2 
Ausbildung 

§ 10 
Ziel und Mindestinhalte der Ausbildung 

(1) Ziel der Ausbildung ist es, den Studierenden den 
Hochschulgrad „Bachelor of Arts", und die Befähigung 
für die Laufbahn gemäß § 1 zu vermitteln. Die Aus­
bildung soll die Studierenden vor dem Hintergrund 
sich verändernder Qualifikations- und Kompetenzprofile 
durch die Vermittlung von grundlegendem Fachwissen , 
Methoden- und Sozialkompetenzen sowie Schlüssel­
qualifikationen zur Berufsfähigkeit führen. 

(2) Die Ausbildung umfasst mindestens folgende Inhalte: 

1. Rechtswissenschaften mit den Schwerpunkten Recht 
der gesetzlichen Unfallversicherung, allgemeines und 
besonderes Verwaltungsrecht, Verfassungsrecht, Euro­
parecht, Grundlagen des Privatrechts, Arbeits- und 
Dienstrecht, Sozialdatenschutz und Datensicherheit, 
Grundlagen des Straf- und Ordnungswidrigkeiten­
rechts, 

2. Management der Rehabilitation und Teilhabe ein­
schließlich Prävention, Grundlagen der Unfall- und 
Arbeitsmedizin , Informations- und Kommunikations­
technologie, Unternehmensbetreuung, 

3. Volkswirtschaftslehre und öffentliche Betriebswirt­
schaftslehre und 

4. Sozialwissenschaften mit den Schwerpunkten Grund­
lagen der empirischen Sozialforschung, Kommunika­
tion und Psychologie. 

§ 11 
Gliederung des Studiums 

(1) Die Ausbildung erfolgt im Rahmen eines dualen Ba­
chelor-Studiums. Sie gliedert sich in die fachwissen­
schaftliche Studienzeit an den Hochschulen und in die 
fachpraktische Studienzeit bei der Einstellungsbehörde. 
Die fachwissenschaftliche Studienzeit wird grundsätz­
lich als Präsenzstudium mit Selbststudienanteilen 
durchgeführt. Für die fachw issenschaftliche Studienzeit 
weist die Einstellungsbehörde die Studierenden den 
Hochschulen zu. 

(2) Die Ausbildungsinhalte werden in Modulen (abge­
schlossene Studien- beziehungsweise Lerneinheiten) ver­
mittelt, welche mit einer Studienleistung (Modulprüfung 

oder andere Studienleistung) abgeschlossen werden. Stu­
dienleistungen können auch a us mehreren Teilstudien­
leistungen b estehen. Die Gewichtung wird von den 
Hochschulen nach § 21 festgelegt. Jede Studienleistung 
wird mit einer Punktzahl und Note nach § 17 oder mit 
,,bestanden" beziehungsweise „nicht bestanden" bewer­
tet. 

(3) Die Studierenden werden unabhängig von den die 
Module abschließenden Studienleistungen während der 
fachpraktischen Zeit beurteilt. 

§ 12 

Dauer des Studiums 

(1) Die Ausbildung dauert unbeschadet des § 9 drei 
Jahre. Die Ausbildung endet mit dem Bestehen der 
Bachelorprüfung, die zugleich Laufbahnprüfung ist. Die 
Ausbildungszeit ist auf höchstens sechs Jahre begrenzt. 

(2) Beurlaubungszeiten ohne Dienstbezüge, Zeiten des 
Mutterschutzes oder Krankheitszeiten werden nicht auf 
die Ausbildungszeit nach Absatz 1 angerechnet , wenn 
insgesamt die Dauer von mehr als drei Monaten über­
schritten wird . Hiervon kann a uf Antrag abgesehen 
werden. 

(3) In den Fällen, in denen die Einhaltung der Studien­
zeitbegrenzung nach Absatz 1 eine unzumutbare Härte 
für die Studierenden darstellen würde und die dazu füh­
renden Umstände nicht von ihnen zu vertreten sind, 
kann die oberste Dienstbehörde der Einstellungsbehörde 
im Einzelfall eine Ausnahme von der Ausbildungszeit­
begrenzung nach Absatz 1 zulassen. 

(4) Für Studierende, die einem olympischen, paralym­
pischen, deaflympischen oder special olympics Bun­
des- oder Landeskader angehören oder Mitglied einer 
entsprechenden Auswahlmannschaft sind und eine Emp­
fehlung des Sportfachverbandes vorlegen, kann die 
Ausbildung um die mit dem Sportfachverband abge­
stimmte Trainings- und Wettkampfzeit bis zur Höchst­
ausbildungszeit nach Absatz 1 verlängert werden. 

(5) Auf Antrag können Zeiten eines Vorbereitungsdiens­
tes für eine Laufbahn mit vergleichbaren Ausbildungs­
inhalten von der obersten Dienstbehörde der Einstel­
lungsbehörde bis zur Dauer eines Jahres auf den Vor­
bereitungsdienst angerechnet werden. Dem Antrag ist 
ein Votum der Hochschulen beizufügen. 

§ 13 
Erprobung von Tei lzeitstudium 

und Tei lzeitmodell-Praxis 

(1) Zur Verbesserung der Vereinbarkeit dieser Ausbil­
dung mit Lebensumständen können abweichend von 
§ 12 nachfolgende Teilzeitregelungen (Teilzeitstudium 
und Teilzeitmodell-Praxis) erprobt werden. Die Erpro­
bung setzt eine einvernehmliche Zustimmung und Um­
setzung von Einstellungsbehörde und Hochschulen vor­
aus. 

(2) Bei einem Studium in Teilzeit werden die fachtheore­
tischen sowie die fachpraktischen Studienzeiten zeitlich 
reduziert (Teilzeitstudium). Dadurch verlängert sich die 
Ausbildungsdauer gemäß § 12 auf regelmäßig vier bis 
höchstens sechs Jahre. Im Rahmen dieses Teilzeitstudi­
ums absolvieren die Studierenden regelmäßig 30 Wo­
chenstunden. 

(3) Zum Teilzeitstudium kann zugelassen werden, wer 
sich entsprechend der gesetzlichen Regelungen in El­
ternzeit befindet oder andere Voraussetzungen des § 64 
Absatz 1 des Landesbeamtengesetzes vom 14. Juni 2016 
(GV. NRW. S. 310, ber. S. 642), das zuletzt durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 13. April 2022 (GV. NRW. S . 524), geän­
dert worden ist, erfüllt . Gleiches gilt entsprechend § 164 
Absatz 5 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch vom 
23. Dezember 2016 (BGBl. I S. 3234), das zuletzt durch 
Artikel 4 des Gesetzes vom 20. Dezember 2022 (BGBl. I 
S. 2560) geändert worden ist, für schwerbehinderte Stu­
dierende sowie ihnen gleichgestellte Personen im Sinne 
des§ 2 Absatz 2 und 3 Neuntes Buch Sozialgesetzbuch. 

(4) Die Zulassung von weiteren Studierenden zu einem 
Teilzeitstudium nach Absatz 1 steht im einvernehmli-
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chen Ermessen der Einstellungsbehörde mit den Hoch­
schulen. 

(5) Studierende, die 

1. die Voraussetzungen des Absa tzes 3 erfüllen , für deren 
Studiengang jedoch kein Teilzeitstudium nach Ab­
satz 2 angeboten wird, 

2. das Studium bereits in Vollzeit begonnen ha ben oder 

3. einem olympischen, paralympischen , deaflympischen 
oder special olympics Bundes- oder Landeskader an­
gehören oder Mitglied einer entsprechenden Auswahl­
mannschaft sind und eine Empfehlung des Sportfach­
verbandes vorlegen, 

können alternativ lediglich die fachpraktischen Studien­
zeiten in Teilzeit absolvieren (Teilzeitmodell-Praxis). Die 
fachtheoretischen Studienzei ten erfolgen gemäß Stu­
dienverlauf in Vollzeit. Im Teilzeitmodell-Praxis können 
die fac hpra ktischen Studienzeiten um bis zur Hälfte der 
regelmäßigen Arbeitszeit reduziert werden . Die fach­
praktischen Studienzeiten können bis zum entsprechen­
den Umfang der Reduzierung in ei nem der näch sten 
fachpraktischen Studienabschnitte nachgeholt werden. 
Sie müssen bis zum summarischen Erreichen einer r egel­
mäßigen Arbeitszeit im U mfang von 30 Wochenstunden 
nachgeholt werden, wenn die individuelle regelmäßige 
Arbeitszeit in der Fachpraxis zuvor weniger als 30 Wo­
chenstunden betragen hat. 

(6) Unabhängig vom summarischen Erreichen einer re­
gelmäßigen Arbeitszeit im Umfang von 30 Wochen­
stunden treffen die Hochschulen im Rahmen des Teilzeit­
modells-Praxis nach Absatz 4 im Benehmen mit der 
Einstellungsbehörde die Entscheidung, ob das Ausbil­
dungsziel durch die Reduzierung der fachpraktischen 
Studienzeit gefährdet ist und ob und inwieweit aus die­
sem Grund eine Verlängerung der fach prakti schen Stu­
dienzeit bis zum summarischen Erreichen ei ner regel­
mäßigen Arbeitszeit eines Vollzeitstudierenden im Ein­
zelfall erford erlich ist . 

(7) Im Fa lle einer Verlängerung der fach praktischen Stu­
dienzeit nach den Absätzen 5 und 6 verlängert sich das 
Studium entsprechend. Eine Anrechnung auf die Ausbil­
dungszeitbegrenzung nach § 12 Absatz 1 erfolgt in die­
sem Fa ll nicht. 

§ 14 
Regelungen für Prüflinge mit Behinderungen 

Prüflingen mit Behinderu ngen sowie Prüflingen, die eine 
krankheitsbedingte Beeinträchtigung zum Zeitpunkt der 
Prüfung aufweisen, ohne prüfungsunfähig zu sein , ist für 
die Teilnahme an der Bachelorprüfung nach § 16 Ab­
satz 1 auf Antrag von den Hochschulen der ihrer Behin­
derung oder krankheitsbedingten Beeinträchtigung an­
gemessene Nachteilsausgleich zu gewähren. Prüflinge 
mit Behinderungen legen die erforderlichen Bescheini­
gungen über Art und Umfang ihrer Behinderung vor, so­
fern sie Erleichterungen im Rahmen der Prüfung in An­
spruch nehmen wollen . Prüflinge, die eine krankheitsbe­
dingte Beeinträchtigung zum Zeitpunkt der Prüfung 
a ufweisen, legen ein ärztliches Zeugnis vor. Art und Um­
fa ng des Nachteilsausgleichs sind mit ihnen zu erörtern. 
Der pr üfungsrechtliche Grundsatz der Gleichbehand­
lung bleibt unberührt. Die Schwerbehindertenvertretun­
gen der H ochschulen haben bei mündlichen und fach­
praktischen Prüfungen von Prüflingen mit Behinderun­
gen ein Teilnahmerecht . Das Teilnahmerecht erstreckt 
sich nicht auf die Beratung über das Prüfungsergebnis. 
Die Schwerbehindertenvertretung ist im Einvernehmen 
mit dem Prüfling zur unverzüglichen Rüge von Verfah­
rensfehlern gegenüber der Prüfungsbehörde berechtigt. 
§ 178 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch bleibt unbe­
rührt. 

Teil 3 
Prüfungsangelegenheiten 

§ 15 
Prüfungsorgane 

(1) Die Hochschulen richten Prüfungsorga ne ein , die 
über die Einhaltung des ordnungsgemäßen Prüfungsver-

fahrens wachen. Näheres zur Einrichtung ist in dem Re­
gelwerk nach§ 21 geregelt. 

(2) Die Prüfungsorgane treffen alle Entscheidungen in 
Prüfungsangelegenheiten einschließlich der Entschei­
dungen über Rechtsbehelfe . 

§ 16 
Bachelorprüfung, Gesamtnote 

(1) Die Bachelorprüfung besteht aus den Studienleistun­
gen während des Studiums und der Bachelorarbeit. 

(2) Das Studium ist erfolgreich abgeschlossen , wenn die 
Leistungen gemäß Absatz 1 jeweils mindestens mit der 
Note „ausreichend" (4,0) oder „bestanden" bewertet 
wurden. Die Bachelorprüfung ist ni cht bestanden , wenn 
eine Studienleistung oder die Bachelorarbeit endgültig 
nicht bestanden ist. 

(3) Für die Berechnung der Gesamtnote werden die Stu­
dienleistung während des Studiums mit 80 Prozent und 
die Bachelorarbeit mit 20 Prozent gewichtet. 

§ 17 
Bewertung von Studienleistungen 

Leistungen gemäß § 16 Absatz 1, die nicht mit „bestan­
den" oder „nicht bestanden" bewertet werden, sind mit 
einer der folgenden Noten des Bachelor-Bewertungssys­
tems zu bewerten: 

1. sehr gut (1 ,0 bis 1,5 ) = eine hervorragende Leistung 

2. gut (1 ,6 bis 2,5) = eine Leistung, die erheblich über 
den durchschnittlichen Anforderungen liegt 

3. befriedigend (2,6 bis 3,5) = eine Leistung, die den 
durchschnittlichen Anforderungen entspricht 

4. ausreichend (3 ,6 bis 4,0) = eine Leistung, die trotz ih­
rer Mängel noch den Anforderungen genügt 

5. nicht ausreichend (4,1 bis 5) = eine Leistung, die we­
gen erheblicher Mängel den Anforderungen nicht 
mehr genügt 

§ 18 
Hochschulgrad , Laufbahnprüfung 

(1) Mit Bestehen der Hochschulprüfung verleihen die 
Hochschulen den Hochschulgra d „Bachelor of Arts". 

(2) Die erfolgreich abgeleistete Hochschulprüfung gilt zu­
gleich als Laufbahnprüfung für die in § 1 genannte Lauf­
bahn. Bei Studierenden gemäß § 7 Absatz 2 gilt die Hoch­
schulprüfung als der Laufbahnprüfung gleichwertig. 

(3) Prüfungsakten sind mindestens fünf Jahre a ufzube­
wahren. 

Teil 4 
Evaluierung, Hochschulregelungen, Regelaufstieg 

§ 19 
Evaluierung 

Studium und Prüfung im Sinne dieser Verordnung sind 
regelmäßig zu evaluieren. Die Hochschulen führen die 
Evaluierung entsprechend ihrer Evaluationsordnung 
durch. 

§ 20 
Datenerhebung, Datenverarbe itung, Datenübermittlung 

(1) Die Hochschulen können für Zwecke der Verwaltung 
Stammdatensätze der Studierenden erheben und spei­
chern. Ein Stammdatensatz besteht aus Matrikelnum­
mer, Name, Vorna me, Geburtsdatum, Geschlecht, Kon­
taktdaten, Art des zum Hochschulstudium berechtigten 
Bildungsstandes und Einstellungsbehörde. Der zugehö­
rige Wohnsitz kann bei Bedarf mit erhoben werden. Die 
Hochschulen dürfen die Stammdatensätze zur Durch­
führung eines ordnungsgemäßen Studiums weiterverar­
beiten. Insbesondere dürfen die Bewertungen der wäh­
rend des Studiums zu erbringenden Prüfungs- oder Stu­
dienl eistungen im Stammdatensatz erfasst werden. Die 
Stammdatensätze dürfen für die Durchführ ung des Prü-
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fungsverfahrens sowie zur Auswertung der Prüfungser­
gebnisse weiterverarbeitet werden. Zulässig ist insoweit 
auch eine Merkmalvergabe zum Nichtbestehen der Ba­
chelorarbeit, erstmalig oder endgültig, zur Aufnahme in 
den Stammdatensatz. 

(2) Die Hochschulen dürfen der Einstellungsbehörde die 
Stammdatensätze zur Wahrnehmung der Dienstaufsicht 
übermitteln . 

(3) Die gemäß Absatz 1 erhobenen und gemäß Absatz 2 
übermittelten Daten sind spätestens fünf Ja hre nach Be­
endigung des Studiums zu löschen. Bereits bestehende 
Regelungen für sta tistische Zwecke bleiben unber ührt. 

§ 21 
Ergänzende Regelungen der Hochschulen 

Die Hochschulen erlassen ergänzende Regelungen zur 
Durchführung der Ausbildung und Prüfung im Bachelor­
Studiengang, beispielsweise zu 

1. den Folgen der Nichterbringung von Prüfungsleistun­
gen und des Rücktritts von einer Prüfung, 

2. den Folgen von Verstößen gegen Pr üfungsvorschriften , 
insbesondere ordnungswidrigen Verhaltens, 

3. der Anrechnung von in anderen Studiengängen oder 
an anderen Hochschulen erbrachten Studienzeiten, 
Studien- und Prüfungsleistungen, 

4. die Einsicht in die Prüfungsakten nach den einzelnen 
Prüfungen oder einer abgeschlossenen Teilprüfung 
oder 

5. gutachterlichen Stellungnahmen , Bescheinigungen 
nach § 19 des Gesetzes über den öffentlichen Gesund­
heitsdienst des Landes Nordrhein-Westfalen vom 
25. November 1997 (GV. NRW. S . 430), in der jeweils 
geltenden Fassung. 

Teil 5 
Übergangsregelungen, Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

§ 22 
Übergangsregelung 

Diese Verordnung findet auch Anwendung für Stu­
dierende, die ab September 2020 mit dem Bachelor­
Studiengang begonnen haben. 

§ 23 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft und am 31. August 2033 außer Kraft. 

Düsseldorf, den 5. Juni 2023 

221 

Der Minister 
für Arbeit, Gesundheit und Soziales 

des Landes Nordrhein-Westfalen 

Karl-Josef Laum an n 

- GV. NRW. 202 3 S. 410 

Verordnung 
über die Festsetzung von Zulassungszahlen und 

die Vergabe von Studienplätzen im ersten 
Fachsemester für das Wintersemester 2023/2024 

Vom 26. Juni 2023 

Auf Grund des § 11 Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 des 
Hochschulzulassungsgesetzes 2019 vom 29. Oktober 2019 
(GV. NRW. S. 830) in Verbindung mit § 1 Absatz 1 des Ge­
setzes zur Zustimmung zum Staatsvertrag über die Hoch­
schulzulassung vom 4. April 2019 vom 29. Oktober 2019 

(GV. NRW. S. 830) und Artikel 12 Absatz 1 des Staatsver­
trages über die Hochschulzulassung vom 4. April 2019 
(GV. NRW. S . 830) verordnet das Ministerium für Kultur 
und Wissenschaft: 

§ 1 

Für die in den Anlagen 1 bis 3 zu dieser Verordnung be­
zeichneten Studiengänge wird an den dort genannten 
Hochschulen die Zahl der im Wintersemester 2023/2024 
in das erste Fachsemester aufzunehmenden Bewerberin­
nen und Bewerber nach Maßgabe der Anlagen festge­
setzt. 

§ 2 

Antragsberechtigt sind bei den Studiengängen der Anla­
gen 1 und 2 zu dieser Verordnung nur Bewerberinnen 
und Bewerber, deren Hochschulzugangsberechtigung die 
a llgemeine Hochschulreife oder die dem gewählten Stu­
diengang entsprechende fachgebundene Hochschulreife 
vermittelt. Bei den Studiengängen der Anlage 3 zu dieser 
Verordnung sind auch Bewerberinnen und Bewerber mit 
Fachhochschulreife antragsberechtigt. 

§3 

Die nach der Anlage 1 zu dieser Verordnung verfügbaren 
Studienplätze werden von der Stiftung für Hochschulzu­
lassung im Zentralen Vergabeverfahren gemäß Kapitel 2 
Abschnitt 2 der Vergabeverordnung NRW vom 13. No­
vember 2020 (GV. NRW. S. 1060), die zuletzt durch Ver­
ordnung vom 23 . Mai 2023 (GV. NRW. S. 256) geändert 
worden ist, vergeben. Die nach den Anlagen 2 und 3 zu 
dieser Verordnung verfügbaren Studienplätze werden 
von der jeweiligen Hochschule gemäß Kapitel 2 Ab­
schnitt 3 der Vergabeverordnung NRW vergeben, soweit 
in der Vergabeverordnung NRW nichts anderes bestimmt 
ist. 

§4 

Soweit sich die der Festsetzung nach § 1 zugrunde lie­
genden Daten wesentlich ändern, wird das für die Hoch­
schulen zuständige Ministerium die Zulassungszahlen 
durch Rechtsverordnung, die rückwirkend in Kraft tritt, 
neu festsetzen . 

§5 

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft . 

Düsseldorf, den 26. Juni 2023 

Die Ministerin 
für Kultur und Wissenschaft 

des Landes Nordrhein-Westfalen 

Ina Brandes 



Studiengang/ Abschluss 

Medizin, S 

Pharmazie, S 

Zahnmedizin, S 

Legende: 

TH Aachen U Bielefeld 

282 60 

71 

S - Staatsexamen 

TH - Technische Hochschule 

U - Universität 

Zulassungszahlen in bundesweiten Vergabeverfahren 

- Universitätsstudiengänge -

Wintersemester 2023/2024 

U Bochum U Bonn U Duisburg-Essen 

343 326 225 

84 

84 

Anlage 1 

U Düsseldorf U Köln U Münster 

397 195 147 

68 88 

53 35 56 
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Zulassungszahlen für örtliche Zulassungsbeschränkungen 

Bachelor-Stud iengänge 

Studienga ng 
Stu die nfac h 
Angewandte Geographie 
Angewandte In formatik 
Angewandte Kognitions- und Medienwissensc haft 
An gewandte Literatur- und Kulturwi ssensc hafl 
Angewandte Sportwissenschaft en 
An gli stik / Amerikani stik 
Anglistik : Briti sh and Amcri can Studies 
Anglisti k: ßritish and Amcri can Studies 
Antike Sprachen und Kulturen 
Aq uati sche Bi ologie 
Archäologie 
Architektur 
Architektur und Städtebau 
Bauingenieurwesen 
ßctrie bsw i rtscha fls Ich re 
Betriebswirtschaftslehre (Dui sburg) 

ctriebswirtschaftslchre (Essen) 
i ldungswissensc ha ften 

Bildungswissenschaften 
Bi ldungswisscnsc ha flen 

Bi ldungswissensc ha fien 
Bildungswissensc haften / Integri erte Sondcrpädai.w11ik 
Bildungswissensc haflen mit Förderpädagogik 
Biochemie 
Biologie 
Biologie 
ßiologie 
Biologie 
Biologie 
ßiologie 
Biologie 
Biologie 
Biomedi cal Technologv 
ßiowissenschafien 
Chemie 
Chinastudicn 
Cvber Securit v 
Dculsc h 
Deutsch 
Deulsch 
Deutsc h 
Deutsch als Zwe it- und Fremdsprache 

1eutsche Sprache und Literatur 
1eutsc h- ltal ien ischer Bache lorstudi cngang Rcchtswissenscha n 

Diagnostik und individuelle Förderun g in der inklusivcn Schule 
Dolmetsc hen fiir Deutsche Gebärdensprache 
Englisc h 
Englisc h 
Englisch 
Englisc h 
Englisc h 
English Studies 
Ernährungs- und Hauswirtsc haftswissenschalt 
Ernährungs- und Lcbensmittelwisscnschat1en 
Erziehungswissenschaft 
Erzichungswissenscha ft 
Erzichungswisscnscha ft 
Erziehungswissenschaft 
Erziehungswisscnscha ft 
Erziehun gswisscnscha ft 
Ethnologie 
Europäische Studi en / Etudcs EuropCennes 
Europäische Wi rtschattskornmun ikat ion 
Evangeli sche Religionslehre 
Evangelisc he Religionslehre 
Finanz- und Versicherungsmathematik 
Französisch 
Französisch 
Frühfö rderung 
Gcnomforschung 
GcoJ!;rapl1ic 
Geograohie 
Geographie 

- Universitä tsstudiengänge -
Wintersemester 2023/2024 

T H lJni lJ ni 

Abschl uss AC BI BO 
Ba (U) 126* 
Ba (U) 103* 
Ba (U) 
Ba (U) 
Ba (U) 
Ba(U)-Option LA 235 
Ba (U) - KF 55 
Ba (U) - EF 26 
Ba (U) - 2HF 
Ba (U) 
Ba (U) 
Ba (U) 23 1 • 
Ba (U) 
Ba (U) 
Ba (U) 90* 
Ba (U) 
Ba (U) 
Ba LA GS 156 
Ba LA I-IRSGe 153 
Ba LA GymGe 287 

Ba LA SP 
Ba LA GS 201 
Ba LA GS 
Ba (U) 42* 60* 
Ba (U) 153• 64* 243* 
Ba (U)- KF 26 
Ba (U)- EF 12 
Ba( U)-Opti on LA 40 
Ba LA BK II 

Ba LA I-IRSGe 
Ba LA GvmGc 35 
Ba LA SP 
Ba (U)- 2!-IF 
Ba (U) 
Ba LA GvmGe 
Ba (U)- 2!-IF 
Ba (U) 
Ba LA BK 5 
Ba LA I-IR SGe 
Ba LA GvmGc 89 
Ba LA SP 
Ba (U) - 21-lF 
Ba (U)- 21-lF 
Ba (U) 
Ba LA SP 
Ba (U) 
Ba LA BK 7 
Ba LA GS 
Ba LA IIRSGe 
Ba LA GymGc 109 
Ba LA SP 
Ba (U) - 21-!F 
Ba LA BK 
Ba (U) 
Ba (U) 
Ba (UJ - 2HF 
Ba (U) - KF 104 
Ba(U)-EF 19 
Ba(U)-Option LA 69 
Ba LA BK 
Ba (U)- 2HF 
Ba (U) 
Ba(U) 
Ba LA I-IRSGe 
Ba LA GymGc 
Ba (U) 
Ba LA 1-!RSGe 
Ba LA GvmGe 
Ba (U) 
Ba (U)- EF 29 
Ba (U) 11 s• 
Ba (U)- 2HF 
Ba (U) - EF 

lJ ni lJni 

BN 00 

62* 

151 • 
146* 

340 
162 
37 1 

300 d) 

209* 

36 

60* 
7 

74 46 

25 

6 

74 

25 
151 • 

145* 

40 

153* 

22 

lJn i lJni DSH lJni 

D DlJ-E K K 

130* 

11 5 
25* 

88* 

199* 200• 
500* 
338* 

so• 38* 
394• so• 246* 

20 
70 59 
80 49 

55 

43 
38 

34 
123 52 
180 151 
30 152 

162 
30 

27* 
20 
100 60 
100 56 
100 79 

48 
128 

120• 145* 
128 

108 

14 
30 

33• 
5 

67 
101 • 

89* 
25 

415 

Anlage 2 

Uni lJ ni lJ ni Uni 

MS PB SI w 

100• 
274* 330 

so• 

588* 

400* 180 

124 

95 

145* 85 
15• 
60* 20 

40 

50 
180* 

22• 
11 6* 

120 

17* 
107* 
46* 

160* 

11 7* 160 
29* 

20• 
15* 

66* 
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A nlngc 2 

Bachelor-Stud iengänge 

Studiengang TH Uni Uni Uni Uni Uni Uni DSI-I Un i Uni Uni Un i Uni 
Studienfach Abschluss AC BI BO BN DO 1) DU- E K K MS PB SI w 
Geographie Ba(U)-ÜPt ion LA 100 80* 55 
Geographie Ba LA HR SGe 56 3 1 • 
Geographie Ba LA GvmGe 29 44 
Geo in format ik Ba (U) 29* 
Germani stik Ba(U )-ÜPt ion LA 29 1 369 380 
Germanistik Ba LA 1-lRSGe 42 
Germani stik ( 1. UFac h) Ba LA GvmGe 35 
Germani stik (2. UFach) Ba LA GvmGe 34 
Geschichte Ba (U) - 2HF 124 
Gesc hichte Ba(U)-ÜPti on LA 240 
Gesc hi chte Ba LA 1-lRSGe 110 103 
Gesc hi chte Ba LA GvmGe 71 77 130 222 
Gesch ichtswisscnscha n Ba (U) 23* 

Gesundheitsökonom ic Ba (U) 74• 
Gesundheitsökonomie und Gesundheitsmanagement Ba (U) 60* 
Globale und Transnati onale Soziologie Ba (U) 10• 
Griec hi sch Ba LA GvmGe 14 
Grundlagen Kogniti ver Svstemc Ba (U) - EF 80 
Hebammenwissensc ha fi Ba (U) 24* 
Heiloädaeogik Ba (U) 60* 
Human Movement in Soorts and Excrc isc Ba (U) 3 1 • 
Informatik Ba (U) 332* 122• 11 o• 86* 
In formatik Ba(U)-Ootion LA so• 
In formal ionsverarbe it ung Ba (U) - 21-lF 47 
lntermedia: Medi enbildung, Mediengesta ltun g. Medi enkultur Ba (U) 65* 
Internat ional and Comoa rati vc Law Ba (U) 30* 
Internat ional Business Studi es (IBS) Ba (U ) 226* 
Itali enisch Ba LA GvmGe 44 
IT-S icherhe it / In fo rmationstechnik Ba (U) 104* 
Japani sch Ba (U)- EF 60 
Japani sch Ba LA GvmGe 22 
Japanische Kultur in Gesc hi chte und Gegenwart Ba (U)- 21-lF 62 

Journa li stik Ba (U) 32* af 

Katholische Reli gionslehre Ba LA 1-lRSGe 17 
Kath olische Reli gionslehre Ba LA GymGe 42 
Katholische Theologie Ba (U)-2 11 F 9 
Klinisc he Lingui s1ik/Sprachthcra pic Ba (U) 30* 
Kommunikations- und Medienwissenschaft Ba (U)- EF 66 
Komm unikat ionswisscnscha ft Ba (U) 110• 
Komm unikat ionswi ssc nscha ft Ba (U ) - 21-lF 8 1 37• 
Korea nisch Ba (U)- EF 30 
Korea nistik Ba (U)- 21-l F 50 
Kultur. Indi viduum und Gese ll schaft Ba (U)- 21-l F 56 
Kul turanthrooo logie/ Empirische Kul turwissensc ha11 Ba (U)- EF 27 
Kunst Ba LA HR SGe 16 
Kun st Ba LA GymGe 44 
Kunstgesc hi chte Ba (U) - 21-IF 121 
Kunstgesc hi chte Ba(U)- KF 105 
Kun stl!.esc hi chtc Ba (U)- EF 75 
Kunstwissensc haft Ba (U)-2 11 F 55 
Land scha ft söko logic Ba (U ) 60* 
Ultt.: in Ba LA GvmGe 98 
L1\v and Economi cs Ba (U) 30* 
Lebcnsmitte lchcm ic Ba (U) 43• 
Lebe nsmitte lchemie s 25* 
Lern be re ich Äs th eti sche Erziehun g Ba LA GS 44 
Lern be reich Äs Lh eti sche Erziehun g Ba LA SP 96 
Lernbe re ich Mat hematisc he Grundbildun g Ba LA GS 335 202 400* 230 
Lernbere ich Mathematisc he Grundbildun g Ba LA SP 30 176 
Lernbe re ich Natur- und Gese ll schaftswissensc hafte n Ba LA GS 38 134• 
Lern be re ich Nat ur- und Gese llschaftswissensc hafte n Ba LA SP 62 

Lern be re ich Natur- und Gesel lsc haftswissensc haften (Sac hunterricht) Ba LA GS 11 5 
Lernbe re ich Sac hunterri cht Ba LA GS 135 130 
Lernbe re ich Sprachliche Grundbildung Ba LA GS 335 202 400* 230 
Lernbere ich Sprachliche Grund bildun g Ba LA SP 30 102 80 
Linguistik und Phonetik Ba (U) - 21-lF 88 
Ma nage ment Ba (U) - 21-IF 90 
Manage ment and Economi cs Ba (U) 397• 
Mana ge ment. Economi cs and Soc ia l Sc iences Ba (U ) 43• 
Mathemati k Ba (U) 183* 
Mathematik Ba LA HR SGe 2 1 
Mathematik Ba LA GymGe 100 60 
Mathemati k Ba LA SP 30 76 70 
Medi en- und Kulturwissenschaft Ba (U) 90* 
Medi enkulturwissenschaft Ba (U)- 2HF 73 
Medi enwissenscha ft Ba(U)-2 11F 69 
Medi enwissensc haft - Phil Ba (U) - 21-lF 129 
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A nlage 2 

Bachelor-Studiengänge 

Studienp,11112 TH Uni Uni Uni Un i Uni Uni OSH lJ ni lJni lJ ni lJ ni lJ ni 

St udienfach Absc hluss AC BI BO BN 00 D DlJ-E K K MS PB SI w 
Med ien wi ssensc ha ft/M ed icn k u lt unvi sscnscha ft/ M cd i en manage 111 ent 
u. Medienökonomie Ba (U) 24* 

Medien wissensc ha IVM ed ien k u I t urwissensc ha ft/M ed i en in fo rma t i k Ba (U) 25* 
Mccl i en wi ssensc ha fVM ed icn k u lt u rwi sscnscha ft/M cd i en recht Ba (U) 25* 
Medienwissenscha flen Ba (U) 43• 

Med ienwissenschaften Ba (U)- 2HF 73 
Medi zini sche Biologie Ba (U) 46* 
Medizinische Physik Ba (U) 46* 
Med izintechnik Ba (U) so• 
Moderne Ostas ienstudien Ba (U) 63* 
Modemes Japan Ba (U) - KF 68 
Modemes Japan Ba (U) - EF 32 
Modc-Tex ti 1-Design-Studicn Ba (U) - 2HF 58 
Molek ularbi ologie Ba (U) 36* 30* 
Molekulare Biomedizin Ba (U) 60* 
Molekulare Biotechnologie Ba (U) 20• 
Molekulare und Angewandte Biotechnologie Ba (U) 38* 
Musik Ba LA I-IR SGc II 
Musikvermitt lung Ba (U) - 2HF 39 
Musikwissenschaft Ba (U) - 21-!F 67 

lusikwissenschaft/ Sound Studies Ba (U) - 2HF 47 

Nationa les und europäisches Wirtschaftsrecht (De ut se h-Fra,11:ös isc h) Ba (U) 19• 
Naturwissenschaften Ba (U) 40* 
Neurowissenscha rtcn Ba (U) 15* 
Ökonomik Ba(U)-Option LA 60* 
Pädagogik Ba LA BK 20 
Pädagogik Ba LA GymGe 43 60 
Pädagogik (2. UFach) Ba LA GymGe 25 
Philosophie Ba (U)-2!1F 135 
Philosophie Ba(U)-Option LA 23 1 2 19* 
Philosophi e Ba LA GymGe 70 100 
Philosophi e/Praktische Philosophi e Ba LA G1111Ge 56 
Philosoph y, Politics and Economics Ba (U) 51 • 
Politik Ba LA BK 8 
Politik und Gese ll schali Ba (U) - 21 IF 54 
Politi k und Gesellschaft Ba (U)- KF 109 
Politik und Gesell schaft Ba (U)- EF 32 
Politik und Recht Ba (U ) 65* 
Polit ik und Wirtschaft Ba (U) 65* 
Poli ti k, Wirtschaft und Gesel lsc haft Ba(U)-Option LA 55 
Politikwissenschaft Ba (U) -EF 38 
Politikwissensc haft Ba(U)-Option LA 93• 55 
Prak ti sc he Philosophie Ba LA BK 4 
Pra kti sc he Philosophie Ba LA HR SGc 8 1 50 37• 
Psychologie Ba(U) 150* 195• 120• 127* 70* 120• 1 so• 63* 125• 
~ sychologie Ba(U)-EF 36 55 

sychologie Ba LA BK 47 30 
. sychologie Ba LA GymGe 57 30 
Psychologie (polyva lent) Ba (U) 120• 
Public Governance across Borders Ba (U) 6 1 • 
Quantitative Biologv Ba (U) 40* 
Raumpl anun g Ba(U ) 190* 
Recht und Management Ba (U) 30• 
Rechtsw issenschaft Ba (U)- EF 36 27 
Rechtswissenschaft s 336* 346* 369* 3 19* 424* 434• 
Rechtswissenschaft (Deutsch - Französ isc h) Ba (U) 60 
Rechtswissenschaft (Deutsc h -Türkisch) Ba (U) 35 
Rechtsw issenschaft (Engli sch - Deutsch) Ba (U) 10 
Regionalstudi en China Ba (U) 75• 
Regionalstudi en Late inamerika Ba (U) 62* 
Regionalstudi en Ost- und Mitteleuropa Ba(U) 13• 

Romani stik Ba (U)- 2l-1F 88 
Sa les Engineerin g and Product Management Ba (U) 120• 
Sonderpädagogik FSP Emot ionale und soziale Entwick lung Ba LA SP 120 
Sonderpädagogik FSP Emotiona le und soziale Ent wick lung ( I .SF) Ba LA SP 286 
Sonderpädagogik FSP Emotionale und soziale Entwicklung (2.SF) Ba LA SP 27 
Sonderpädagogik FSP Geistige Entwicklung Ba LA SP 150 
Sonderpädago_e,ik FSP Hören und Kommunikati on Ba LA SP 95 
Sonderpädagogik FSP Körperliche und motorische Entwicklung Ba LA SP 11 7 
Sonderpädagogik FSP Lernen ( 1. SF) Ba LA SP 2 18 
Sonderpädagogik FSP Lernen (2. SF) Ba LA SP 41 
Sonderpädagogik FSP Sprache Ba LA SP 79 
Sonderpädagogik Inklusion Ba LA SP 2 15 
Sonderpädagogik und inklusive Bildung Ba LA SP 120 
Sozia le Arbeit Ba (U) 120• 290* 
Sozialpädagogik Ba LA BK 80 
Sozia lwissenschaft !Ja (U) 135* 
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Anlage 2 

Bachelor-Studiengiinge 

Studi eneane Tl-1 Uni Uni lJ ni Uni Uni Uni DSH Uni Uni lJn i Un i Uni 
Studienfach Absch luss AC BI BO BN DO D DlJ-E K K MS PB SI w 
Sozialwi ssenscha ft cn Ba (U) 142 
Sozialwissenschaften Ba( U )-Üpt ion LA 95 
Sozialwisscnscha ftcn Ba LA I-IR SGc 66 
Sozialwi sscnscha ft cn Ba LA GvmGc 46 
Sozialw issenscha ftcn Ba LA SP 29 
Sozialwissenschaften - Medien. Poli tik , Gese ll schaft Ba (U) 180· 
Sozialwi ssenschaften in Europa Ba (U) 10• 
Soziologie Ba (U) 90* 5 1 • 100• 
Soziologie Ba (U)- EF .18 
Soziologie Ba(U)-Üption LA 174• 
Soziolog ie mil Sc hwerpunkt Technikforsc hung Ba (U) ss• 
Span isch Ba LA IIRSGe 25 
Span isc h Ba LA GvmGe 42 133 
Spon Ba(U)-Üption LA 160· 
Spon Ba LA BK 8 22• 
Spon Ba LA GS 21 74• 
Sport Ba LA I-IR SGe 32 42* 
Sport Ba LA GvmGc 138 
Sport ßa LA SP 33 30 
Sport- und Bewegungsverm ittlung in Freizeit- und Breite nsport Ba (U) 93• 
Sport und Gesundheit in Präventi on und Therapie Ba (U) 94* 
Sport und Le istung Ba (U) 93• 
Sportjournali smus Ba (U) 30• 
Sportmana~ement und Sportkommunikation Ba (U) 93• 
Sportökonomie Ba (U) 30• 
Soortwisscnschaft Ba (U) 60· 100• 
Soortwisscnsc haft Ba( U )-Option LA 40 90 
Sportwissenschaft Ba LA GS 69 
Sportwissenschaft Ba LAI IRSGc 55 
Soonwisscnschafl ( 1. UFach) Ba LA GymGc 64 
Soonwisscnsc haft (2. UFach) Ba LA GymGc 36 
Sprach- und Kommunikationswi ssenschart Ba (U) 25* 
Sprache und Kommunikation in der globalisit::rten 
Mediengesel lsc haft Ba (U)-2 11F 36 
Sprachen und Kulturen der islami sc hen Welt Ba (U) 44 • 
Sprachli che Grundbildun g - Lehramt an Gru ndschulen Ba LA GS 480 
Sprachtherapie Ba (U) 30• 
Thcaterwissenscha n Ba (U) - 2 I-I F 74 
Umwe lt wisscnscha ft cn Ba (U) 30* 
Volksw irtsc haftslehre Ba (U) 133• 47* 136· 144* 
Wirtschaft und Recht Ba (U) 65• 
Winschat1- Politik Ba LA I-IR SGc 83 45• 
W i rlsch all- Pol i t i k/So, ia I wissen sc ha licn Ba LA GvmGc 23 75 103 
\Virtschaftschemie Ba (U) 71 • 
Wi rtscha f1 sin fo rmat ik Ba (U) 75• 72• 157• 
Wirtschat1sin ge nieurwcsl!n - ln .L',wiS Ba (U) 190* 150* 
Wirtschaftsingenieurwesen / ßaui n.L'.cnieurwcscn Ba (U) 141 • 
Wirtschaflsingenieurwesen / Elektrische Energietech ni k Ba (U) 133• 
Wirtschafts in genieurwesen / Masc hinenbau Ba (U) 362· 
Wirtschat1singenieurwescn / Werk stoff-und Prozesstechnik Ba (U) 73• 
Winschaftslchre / Pol it ik Ba LA BK 1 s• 
Wir1schal1slchre/ Politi k Ba LA BK 3 

Wirtscha ltspo liti scher Journa li smus Ba (U) 20* I'>) 

Wirtscha f1swissensc ha ft Ba (U) 320• 
Wi rtscha ltswissensc ha ft Ba(U)-Option LA so 
W irtscha ft swissenscha n Ba LA BK 10 35 37 36 
Wirtschaftswissensc haft - BWL Ba (U)- 2I-I F so 
Wirtschatlswissensc haft - VWL Ba (U) - 2I-IF 38 
Wirtschaftswissenschaft (Große Fachrichtung) Ba LA BK 36 
Wirtscha ft sw issenscha flcn Ba (U) 195* 373• 
Wirtscha tlswissensc ha ften Ba (U)- 2HF 44 
Wi rtscha ft swissenscha ften Ba (U)- KF 10 
W i rtscha ft swissensc ha ncn Ba (U)- EF 33 
Wi ssenscha fl sjourna l ismus Ba (U) 12* rl 
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An lage 2 

Master-Studiengänge 

Studicn~•n~ TH Uni Uni Uni Uni Uni DSH llni Uni Uni Uni lJni 

Studienfach Absc hluss AC BI 80 BN D DU-E K K MS PB SI w 
Agricultura l and Food Economics Ma (U) 37 
Agri cultural Sciences and Rcsource Management in the Trooics and Ma(U) 25 
All gemeine Erziehungswissensc haft Ma (U)- 2HF 35 
Angewandte Geographie Ma(U) 22 
Angewandte Psychologie: Diagnostik, Beratung und Tra ining Ma( U) 30 
Arbeits-, Orga nisations- und Wirtschaflsosvchologic Ma(U) 25 
Art ifi cial lnte lli gcnce and Data Sc ience Ma(U) 40 
Arznei111 i1telforsc hung (Drug Research) Ma(U) 20 
Arzneimittelwissenschaften Ma (U) 14 
Behaviour: From Neural Mechanisms to Evolution Ma (U) 13 
Be tr i ebswi rtscha ftslch re Ma(Ul 302 
Betriebswirtschaftslehre - Energy and Finance Ma( U) 26 
Bildung und Förderun g in der frühen Kindh eit Ma (U) - 2HF 35 
Bi ldungswisscnscha ften Ma LA BK 80 
Bi ldungswissenscha fien Ma LA GS 239 
Bi ldungswissenscha fien Ma LA HRSGe 190 
Bi ldungswissenscha flen Ma LA GvmGe 552 
Biochcmi stry Ma(U) 72 19 
Biod iversität Ma( U) 20 
Biologie Ma LA BK II 

Biologie Ma LA HRSGe 21 26 
liologie Ma LA GvmGe 29 24 84 

J io logic Ma LA SP 22 
Biomedica l Technology Ma (U) 20 
Biotechnologie Ma(U) 25 
Biowissenschaften Ma(U) 38 
Business Ad ministra tion - Accounting and Taxation Ma (U) 51 
Business Administra tion - Corporate Devc lopment Ma(U) 52 
Business Administra ti on - Fin ance Ma (U) 52 
Business Administra tion - M arketing Ma(U) 51 
Business Administra tion - Supp\ y Chain Management Ma(U) 51 
Business Analyt ics and Econometrics Ma (U) 44 
Business Devc lopmcnt Ma(U) 20 
Chemie Ma(U) 74 
Chemie Ma LA GvmGe 20 
Cogniti ve Sc ience Ma (U) 21 
Computational Biology Ma(U) 18 
Computational Sciences Ma(U) 25 
Cvber Security Ma(U) 15 
Data Sc icncc Ma( U) 20 
Deutsc h Ma LA BK 20 
Deutsc h Ma LA IIRSGe 34 45 
Deutsc h Ma LA GvmGe 99 128 
Deutsch Ma LA SP 171 
Deutsche Gebärdensprache (Erwe iterungs fach) Ma LA SP 31 
Deutsc h-Ita lienischer Mastcrstudiengang Rechtswissenschaften Ma(U) 30 
Ecology and Environ mental Cha111.!e Ma(U) 13 

co logy, Evo lution and Environment Ma(Ul 12 
conomic Pol icy Consuhing Ma(U) 15 

Econom ic Research Ma(U) 14 
Economics Ma (U) 20 101 
Engli sch Ma LA BK 7 
Engli sch Ma LA GS 18 37 
Engli sch Ma LA IIRSGe 25 9 
Engli sch Ma LA GvmGe 89 82 
Engli sc h Ma LA SP 23 
Ernä h ru 11 cswisscnscha ften Ma(U) 35 
Erwachsenenbildunl!/Weiterbildun g Ma (U) - 2HF 35 
Erzichungswisscnscha ft Ma (U) 80 
Evange lische Rcli l! ionslehrc Ma LA HRSGe 9 
Evangelische Rclicionslehre Ma LA GvmGe 8 
Financc, Accounting, Auditing, Controlling and Taxa ti on (FA ACT) Ma(U) 30 
Französisch Ma LA HRSGc 6 
Französisc h Ma LA GvmGe 20 42 
Gender and Queer Stud ies Ma(U) 32 
Gender Studies Ma (U)- 2HF 21 
Gcncti cs and Biology of Aging and Regenerati on Ma (U) 45 
Genome based Systems Biology Ma(U) 16 
Geographie Ma(U) 67 4 1 
Geographie Ma LA HR SGe 28 
Geographie Ma LA GvmGe 30 
Geography of En vironmental Risks and Human Securit y Ma (U) 24 
Geoinformatics and Spatial Data Science Ma(U) 12 
German and Comparati ve Lit erature Ma( U) 10 
Gerontologie Ma (U)- 2HF 50 
Geschi chte Ma LA HRSGe 54 
Geschi chte Ma LA GvmGe 109 
Gesundheitsökonomie Ma( U) 46 
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A nlage 2 

Master-Studiengä nge 

Studienga ng T H Uni Uni Uni Uni Uni DSH lJni Uni Uni Uni Uni 

Studi enfac h Absc hluss AC HI HO HN D D lJ-E K K MS PH SI w 
Griechisch Ma LA GymGe 5 
l-lc ilp~idagogik und Inklusion Mn (U)- 2I-IF 50 
Human Technology in Sports and Mcdicinc Ma(U) 3 1 
lmmunobio logy: from molecules to integrat ive systcms Ma(U) 74 
lndustrial Pharmacy Ma(U) 40 
Information Systems Ma(U) 44 43 
lnklusionsmanagcment in der Arbeitswelt Ma (U)- 211F so 
Inklusive Kinder- und Jugendhilfe und So,inle Arbe it Ma (U) - 2HF so 
l11terdisziplinärc Biomedizin Ma(U) 20 
lnlcrkulturc llc Kommunikation und Bildung Ma(U) 32 
Interku lturell e Kommunikation und Bildung Ma (U) - 2HF 33 
lntcrmcd ia: Medienbildung. Mediengestaltung, Medienkultur Ma (U) - 2HF 32 
l111crnati o1rnl Gcnder Studies Ma(U) 19 
International Management Ma( U) 41 
lntcrna1ional Master of Environmenta l Scie nccs Ma (U) 20 
International Sport Deve lopment and Politics Ma( U) 3 1 
Internationale ßcziehungen und Entwicklunasoolitik Ma( U) 30 
Internationale und Europäische Govcrnance Ma( U) 30 
Italieni sch Ma LA GymGc 10 
IT-S iche rheit / In formationstechnik Ma (U) 22 
IT-S icherheit / Netze und Systeme Ma(U) 15 
Katholische Rc li uionslehrc Ma LA HRSGe 4 

Katholische Re li gionslehre Ma LA GvmGe 14 
Kindheit. Jugend. Sozia le Dienste Ma(U) 30 
Klinische Psvchologic und Psyc hotherapie Ma (U) 45 70 
Klinische und Ex oerimentelle Neurowisscnschallcn Ma(U) s 
Kogniti ve Nc urow issensc haften Ma(U) 30 
Kommunikat ion swisscnscha ft Ma (U) 30 
Kun st Ma Li\ I-IR SGe 3 
Kunst Ma LA GvmGc 19 
Landsc ha (isökologie Ma (U) 30 
Latein Ma LA GvmGc 29 
Lebensmitte lchemie Ma( U) 25 
Lehr- und Forschun gs logopäd ie Ma (U) 15 
Leistun g. Training und Coaching im Sp it ✓cn sport Ma( U) 30 
Lernbereich Ästhetische Erziehung Ma LA GS 26 
Lernbere ich Ästhetische Erziehung Ma LA sr S 1 
Lernbereich Mathematische Grundbildun g Ma LA GS 109 238 
Lernbereich Mathematische Grundbildun g Ma LA SP 52 
Lernbereich Natur- und Gcsel lschan swisscnschallcn Ma LA GS 30 63 
Lernbereich Natur- und Gcsellscha rt swissensc lrnfk n Ma LA SP ➔➔ 

Lernbereich Sprachli che Grundbildun~ Ma Li\ GS 108 :237 
Lernbereich Sprachliche Grundbildung Mn LA sr 60 
Lire Sc icncc lnformatics Ma (U) 25 
Manage ment & Consultin g im Sport Ma (U) 23 
Management and Economics Ma(U) 64 
MUrktc und Unternehmen Ma(U) 25 
Mathematik Ma LA HRSGc II 
Mathematik Ma LA GymGe 20 
Mathematik Ma LA SP 20 
Medical lmmunoscicnces and lnfeetion Ma( U) 20 
Mcd ienkulturwissenscha ft Ma( U) 20 
M cd ienku I t urwissenscha ft Ma (U)-2 11 F 20 
Med ienwissenschaft Ma( U) 69 1 S 
Medi zini sche Biologie Ma(U) 35 
Medi zin-Mana gement für Medi ziner Ma( U) 12 
Mcdi cin-Ma nagcment flir Wirtschallswi sscnsc hafll cr Ma (U) 12 
Mikrobiologie Ma( U) 37 
Molccular Cell Biology Ma(U) 19 27 
Molccular Plant and Microbial Scicnces Ma( UJ 20 
Molekularbiologie Ma( U) 25 
Molekulare Biomedi zin Ma( U) 40 2 1 
Molekulare Biotcchnolo.L!ic Ma(U) 20 
Mol ekulare Lebensmitte ltechnologie Ma (U) 35 
Musik Ma LA HRSGe II 
Musikvermittlun g Ma (U)- 2I-IF 3 1 
Naturschutz und Landschaltsökologic Ma(U) 24 
Ncurosc icnce Ma (U) 16 
Ncurosc iences Ma(U) 20 
Orga n isat ionscntwick lunu Ma (U) - 2HF so 
Organi smic Biology, Evo luti onarv ßiolouv and PalaeobiolO}!.Y Ma(U) 45 
Päda gogik Ma LA BK 16 
Pädagogik Ma LA GvmGc 32 34 
Philosophie Ma LA GvmGc 30 
Plant Scicnces Ma(U) 30 
Politik Ma LA BK 10 
Politikmanagement. Public Policy und ö ffentliche Verwaltung Ma(U) 30 
Poli t ikwissenscha 11 Ma(U) 55 62 
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AnlaJ!e 2 

Master-Studiengänge 

Studiengang TII Uni Uni Uni Uni Uni DSH Uni Uni Uni Uni Uni 
Sludicnfach Absch luss AC BI BO BN D DU-E K K MS PB SI w 
Pol iti kwi sscnscha 11: Nachhaltigkcil und Demokra tie Ma(U) 30 
Prakti sche Phi losoohie Ma LA HRSGc 13 
Präven tion und Intervention in der Kindheit Ma (U) - 21-1F 50 
Psvchologie Ma(U) 34 105 11 6 35 60 76 31 
Psvcholoeie - Klinische Psvchologie und Psvchotherao ic Ma(U) 60 
Psyc hologie mit Schwerpunk klin ische Psychologie und Ma{U) 30 
Psycho logie mit Schwerpunkt Arbeit, Umwelt und Gesundheit Ma( U) 40 
Psychologie mit Schwerpunkl Experimentelle Psyc hologie und Ma(U) 20 
Psychologie mit Schwerpunkl Klinisc he Psychologie und Ma(U} 90 60 60 
Psychologie mit Schwerpunkt Kogn iti ve Neurowisscnsc haft Ma(U) 24 
Psychology in Sport and Excrc isc Ma(U) 31 
Psychotherapie Ma(U) 35 
Publ ic l-lea lth Ma(U) 8 1 
Recht der Digitalisierung Ma(U) 20 
Rechtswissenschan (Deutsch - Französisch) Ma(U) 5 
Rechtsw isscnschan (Deutsch -Türkisch) Ma(U) 16 
Rechtswissenschaft für im Ausland graduierte Juristen Ma(U) 30 
Reh~bilitation von Menschen mit l lörschäd igung Ma (U) - 2HF 50 
Rehabili tation von Mensc hen mit kogni ti ven Ma (U} - 2HF 50 
Rehabilitation von Mensc hen mit komplexer Behinderung Ma (U) - 2HF 50 

ehabil itati on von Mensc hen mit psychischen Beeintrfichtigungen Ma (U} - 2HF 50 
chabi litation, Prävention und Gesundheitsmanagement Ma(U) 30 

Sa les Management Ma (U) 15 
Sociology: Socia l and Economic Psychology Ma (U) 25 
Sociology: Soc ial Resea rch Ma(U) 48 
Sonderpädagogik Ma LA BK 33 
Sonderpädagogik Ma LA GvmGe 21 
Sonderpädagogi k FSP Emotionale und soziale Entwick lung ( I .S F) Ma LA SP 170 
Sonderpädagogik FSP Emotionale und sozia le Entwickl ung (2.SF) Ma LA SP 17 
Sonderpädagogik FSP Geistige Entwick lung Ma LA SP 11 7 
Sonderpädagogik FSP Hören und Kommunikation Ma LA SP 39 
Sonderpädagogik FSP Köroerliche und motori sc he Entwicklung Ma LA SP 49 
Sonderpädagogik FS P Lernen ( 1. SF) Ma LA SP 132 
Sonderpädagogik FSP Lernen (2. SF) Ma LA SP 42 
Sonderpädagogik FSP Sprache Ma LA SP 40 
Sozia le Arbeit Ma(U) 35 
Sozialwissensc haft Ma(U) 64 
Sozia lwisscnscha ften Ma LA I-IR SGe 23 10 
Sozialwissenschaften Ma LA GvmGc 34 49 
Sozia \wissenscha ftcn Ma LA SP 6 
Sozio logie Ma(U) 58 35 
Spanisch Ma LA I-IRSGe 2 
Spa ni sch Ma LA GvmGc 67 
Spor! Ma LA BK 9 
Soor1 Ma LA GS 9 
Sport Ma LA I-IR SGc 15 
Sporl Ma LA GymGc 95 

por1 Ma LA SP 17 
Sport and Exercise Sc ienccs for llca lth and Performance Ma(U) 24 
Sport Management Ma(U) 29 
Sport- und ßcwegungsl!crontologie Ma(U} 31 
Sport, Medien und Kommunikationsforsc hung Ma( U) 31 
Sport s, Exercisc and Human Performance Ma (U) 20 
Sporttourismus und Dcstinationsmanaeemcnt Ma(U) 31 
Sportwissenschaft: Orga nisationsent wick lung und Management Ma(U) 15 
Stati sti sche Wissenschaften Ma( U) 12 
Strategische Kommunikation Ma( U) 18 
Stra tcgy and International Securit y Ma(U) 20 
Sustainable Management - Water and Energv Ma(U) 17 
Theorien und Praktiken professionellen Schreibens Ma(U) 20 
Translational Neuroscience Ma(U) 20 
Unterstützte Kommunikation Ma (U) - 2HF 50 
V crsorgun gswissenscha ft Ma( U) 52 
V ol kswi rtscha ns lehre/Econom i cs Ma(U) 54 
Wasserwi ssenschaften Ma(U) 15 
Wirtschaftsgeographie Ma( U) 25 
Wirtschaftsrecht Ma(U) 30 
Wi rt schaflswissenscha ft Ma(U) 18 
Wi rt schaftswisscnscha fl Ma LA BK 33 
Wirtsc hanswissenschan (Große Fachrichtung) Ma LA BK 3 1 
Wirtsc hafiswisscnscha ften Ma(U) 70 
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Legende zur An lage 2: 

lF 

2HF 

Ba(U) 

Ba (U) Option LA 

DSH 

EF 

FSP 

KF 

LA 

Ba LA BK 

Ba LA GS 

Ba LA HRSGe 

Ba LA SP 

Ba LA GymGe 

Ma (U) 

Ma LA BK 

Ma LA GS 

Ma LA HRSG c 

Ma LA GymGe 

Ma LA SP 

s 
SF 

SP 

TH 

u 
z 
ZSTG 

a) Universität Dortmund: 

b) Universität Dortmund: 

c) Un iversität Dortmund: 

d) Universität Dortmund: 

erstes Fach 

zwei Hauptfächer 

Bachelor 

Universitäten Bochum und Münster: 

Option Lehramt Gymnasien und Gesamtschulen 

Uni ve rsität Wupperta l: 

Option Lehramt 

Deutsche Sporthochschule 

Ergänzungsfach 

Förderschwerpunkt 

Kernfach 

Lehramt 

Bachelor Lehramt Berufskollegs 

Bachelor Lehramt Grundschule 

Bachelor Lehramt Haupt-, Real -, Sekundar- und Gesamtschu le 

Bachelor Lehramt Sonderpädagogik 

Bachelor Lehramt Gymnasien und Gesamtschulen 

Master 

Master Lehramt Beru fs kollegs 

Master Lehramt Grundschule 

Master Lehramt Haupt-, Real -, Sekundar- und Gesamtschule 

Master Lehra mt Gymnasien und Gesamtschulen 

Master Lehramt Sonderpädagogik 

Staatsexa men 

Sonderpädagogische Fach richtung 

Sonderpädagogik 

Technische Hochschule 

Universität 

Zert ifikat 

Zusatzstud iengang 

Studiengang nimmt am Dialogorientierten Serviceverfahren (DoSV) 

der Stiftung fiir Hochschulzu lassung teil 

Studienfach Journalistik / Absc hluss Ba: 

4 zusä tzliche Studienp lätze bei nachgew iesenem Volontariat 

Studienfach Wirtschaflspolitischer Journalismus / Abschluss Ba: 

4 zusätzliche Studienplätze bei nachgew iesenem Volontariat 

Studienfach Wissenschaftsjourn alismus / Absch luss Ba: 
4 zusä tzliche Studienplätze bei nachgew iesenem Volontariat 

davon 20 Studienplätze fiir die Kombination des Förderschwerpunktes „Sehen" als erste 
sonderpädagogische Fachrichtung mit den Förderschwerpunkten „Geistige Entwicklung'· 
oder „Körper liche und motorische Entwicklung" als zweite sonderpädagogische 
Fachrichtung 



Bachelor-Studiengänge 

FH 
Studienga ng Aache 

n 
Studienfach Absc hluss AC 
Applied Biology Ba(FH ) 

Architektur Ba (F H) 

Arch itektur und Innenarchi tektur Ba (F H) 

Banking and Finance Ba(FH) 

Bauingenieurwesen Ba(FH) 
Bau ingenieurwesen (Prax issemester) Ba(FH) 

Beru fspä dagogik im Gesundheitswesen - Fachrichtung 
Pflege Ba (F H) 

Betriebswinschaft Ba (F H) 

Betriebswirtschaft (Prax issemester) Ba (F H) 

Betriebswirtschaft (Prax issemester) (Rheinbach) Ba (F H) 
Betriebswinschaft (Prax issemester) (St. Augustin ) Ba (F H) 

Betriebswinschaft (V BSTG) Ba (F H) 

Betriebswin schaft / Bus iness Studies Ba(FH) 162* 
Betriebswinschaft / Bus iness Studies (Tei lzei t) Ba (F H) 8* 
Betriebswin schaftslehre Ba(FH) 

Betriebswinschaftslehre (Praxissemester) Ba(FH ) 

Bibliothek und dig itale Kommunikation Ba (FH ) 

Bioengineering Ba (F H) 

Biomedizi ntechnik Ba(F H) 

Biomedizin technik mit Prax is-/Aus landssemester Ba(FH ) 
Business Administrat ion Ba(FH) 

Bus iness Admini stration (Te ilze it) Ba(F H) 

BWL - Internati onales Handelsmanagement und 
Logisti k (Prax issemeste r) Ba(FH) 

Cyber Security Ba(FH ) 
Data and Information Science Ba(FH ) 

Data S ience and Artifi ca l lnte lligence {DAISY) Ba(F H) 

Design Ba(FH) 

Digita l Business und IT-Management Ba(FH ) 

E-Commerce Ba(FH) 
Energie- und Umwelttechni k Ba(FH) 
Ergotherapie Ba (F H) 

Ernährun gs- und Hauswirtschaftswissenschaft Ba LA BK 
Erneuerbare Energien Ba (F H) 
Finance, Accounting, Controlling and Taxes Ba (FH ) 
Gesundheitsökonomie Ba (FH ) 
Gesu ndheitswissensc haft/ Pflege Ba LA BK 

Z ulassungszahlen für örtliche Zulassungsbeschränkungen 

HS 
Bielefe ld 

HS 

BI MI BO 

56* 

7S* 

2S* 

61* 
60* 

- Fachhochschulstudiengänge -
Wintersemester 2023/2024 

HS Bonn- Westfälische HS 
Rhein-Sieg 

FH HS 
GE, BO, RE 

StA RB D0 D GE BOC RE 
139* 

166* 

173* 
97* 
130* 

70* 
40* 

127* 
7* 

100* 

34* 

15* 

69* 

68* 

TH 
Köln 

K GM 

130* 

50* 
100* 

II 0* 

63* 

60* 

11 8* 

FH 
HS 

HS HS 
Münster 

Nieder-
Ostwestfalen Rhein-Waa l 

rhein 
LEV MS MG DET LEM KLE KL 

45* 

210* 

40* 
150* 130* 

55* 

72* 

45• 

55* 

Anlage 3 

HS 
HS f. 

Ruhr-West 
Gesund-

heil 
BOT MH BO 

133* 

76* 

94* 

62* 

41* 
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Bachelor-Studiengänge 

FH 1-1S HS Bonn-
Studiengang Aache 

Bielefe ld 
HS 

Rh ein-Sieg 
FH 

n 
Studienfach Abschluss AC BI MI BO St A RB DO 

Globa l Business and Economics Ba (F H) 100• 
Hebammenwissenschaft Ba (F H) 
Immobilien- und Fac ility Management Ba (F H) 
In formatik Ba (F H) 97* 70* 200* 
lnfotroni c Systems Engineering Ba(FH) 
Innenarchitektur Ba (F H) 
International Business Ba (F H) 46* 70* 
International Business Administration Ba(FH) 
International Business and Mana!!ement Ba(FH) 
International Business and Management (Deutsch-
Englisch) Ba(FH) 60* 
Internati ona l Business and Management (Deutsch-
Tlirkisch) Ba(FH) 21* 
Internati onal Business Law and Business Manage ment Ba(FH) 
International Business Management Ba(FH) 60* 
International Business Studies Ba (FH ) 
International Business Studies ( 1 BS) Ba(FH) 25* 
International Business Studies (IBS) (8 Semester) Ba (FH) 15* 
International Management Ba(FH) 
International Relations Ba(FH) 
International Studies in Management Ba (F H) 36* 
Internationales Marketing Ba(FH) 
IT-Management (Informatik) Ba (FH) 
Journali smus / Public Relations Ba(FH) 
Kindheitspädagogik Ba (F H) 
Kindheitspädagogik und Familienbildung Ba (FH) 
Kommunikations- und Multimediamanagement Ba(FH) 
Kommunikationsdesi!!n Ba(FH) 78* 
Kulturpädagogik Ba(FH) 
Lo\:isti k Ba(Fl-1) 
Logopädie Ba(Fl-1) 
Maschinenbau - Product Engineering and Context Ba(Fl-1) 
Maschinenbau (Praxissemester) Ba (FH) 
Maschinenbau Produktentwicklunf! Ba (F I-I ) 
Media and Communications for Digital Business Ba(FH) 70* 
Medieninformatik Ba (FH) 
Medienproduktion Ba(FH) 
Medientechnik Ba(FH) 
Mobility and Logistics Ba(FH) 
Molekulare Biologie Ba (FH) 
Nachhaltige Entwickl ung Ba (F H) 85* 
Nachhaltige Sozialpolitik - Gesellschaft, Winschaft. 
Kommunikation Ba(FH) 120* 

Westfälische HS TH 
HS 

FH 
HS 

CE. BO, RE Köln 
Nieder-

Münster 
rhein 

D CE BOC RE K CM LEV MS MC 

38* 
77* 

48* 

61* 

21* 

60* 30* 

15* 
43* 

94* 
60* 

80* 90* 
50* 
176* 

45* 
60* 

31* 
97* 

74* 

75* 78* 

75* 

77* 

HS HS HS 
Ostwestfa len Rhein-Waal Ruhr-West 

DET LEM KLE KL BOT MH 

65* 
130* 

65* 
60* 

60* 

60* 

93* 

50* 

An lage 3 

HS f. 
Gesund-

heit 

BO 

57* 

41 * 
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Bachelor-Studiengänge 

FH 
HS HS Bonn- Westfä lische HS TH 

Studienga ng Aache 
Bielefeld 

HS 
Rhein-Sieg 

FH HS 
GE, BO, R E Köln 

n 

Studienfach Absch luss AC BI I M I BO StA I RB DO D GE I BOC I RE K I GM I LEV 

Nachhaltiges Mana.gement in der Gesundheitswirtschaft Ba (FH) 1 1 1 1 1 1 

HS 
HS HS FH 

Nieder-
Ostwestfa len Rhein-Waal Münster 

rhein 

MS MG DET I LEM KLE I KL 

1 1 

Anlage 3 

HS 
HS f. 

Ruhr-West 
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heil 

BOT I MH BO 
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Bachelor-Studiengänge 

FH 
HS HS Bonn-

Studiengang Aache 
Bie lefeld 

HS 
Rhein-Sieg 

FH HS 
n 

Studienfac h Abschl uss AC BI MI BO StA RB D0 D 

Naturwi ssenschaftli che Forensik Ba (FH ) 93* 

Oecotrophologie Ba (FH ) 

Pädagogik der Kindhe i1 Ba (FH ) 41 * 

Pharn,azeuti sc he Chemie Ba (FH ) 

Physiotherapie Ba( FH ) 

Produktdes ign Ba (F H) 38* 

Psychologie (A rbeits- und Organi sationspsychologie) Ba (FH ) 

Raumentwicklung und lnfrastruktursysteme Ba (FH ) 

Regenerati ve Enemiesvstcme Ba (FH ) 30* 

Rettun gsingeni eurwesen Ba(F H) 

Sales und Marketing Ba (F H) 

Sozialarbe it / Sozialpädagogik Ba (FH ) 340* 

Sozialarbeit / Sozialpädagogik (Teilzeit ) Ba (F H) 100* 

Soziale Arbei t Ba(F H) 137* 209* 

Sozia le Arbei t (Teilzeit) Ba (FH ) 

Stadtplanung Ba (FH ) 

Steuern und Wirtschaftsprüfung Ba (FH) 

Steuern und Wirtschaftsprüfung (kooperati v) Ba (FH ) 

Steuern und Wirtscha ft sprüfung (Te ilzeit ) Ba( FH ) 

Susta inable Engi neering and Management Ba (FH ) 

Taxation (dual) Ba (FH ) 40* 

Ton und Bild Ba (FH ) 20 

Umweltingenieurwesen Ba (FH ) 40* 

Wirtschaft Ba (FH ) 

Wirtschaft sin fonnatik Ba( FH ) 70* 30* 120* 120* 

Wirtschaft sin formatik - WiWi Ba (FH ) 20* 

Wirtschafts in format ik (Prax issemester) Ba( FH ) 45* 

Wirtschafts in formatik (Teilze it) Ba( FH ) 

Wirtschafts in fom1atik (V BSTG ) Ba (FH ) 35* 

Wirtscha fis ingenieurwesen Ba ( Fl-1 ) 89* 

Wirtschaftsingenieurwesen - lngwiS Ba( Fl-1 ) 78 

Wirtschafis in genieurwesen / Elektrotechnik Ba(FH ) 75* 

Wirtschafts ingenieurwesen / Maschi nenbau Ba (FH ) 60* 

Wirtschafts ingenieurwesen/ Bau Ba (FH) 26* 

Wirtschafts ingenieurwesen/ Elektrotechnik Ba (FH ) 20* 

Wirtschafts ingenieurwesen/ Maschinenbau Ba(F H) 25* 

Wirtschaftspsychologie Ba(FH ) 39* 70* 

Wirtschafts recht Ba (FH ) 12 1 * 
Wirtscha ftsrecht (Praxissemester) Ba (FH ) 42* 

Weslfälische HS TH FH 
HS 

GE, BO, RE Köln 
Nieder-

Münslcr 
rhein 

GE BOC RE K GM LEV MS MG 

11 6* 

85* 

40* 

86* 

65* 

240* 175* 2 15* 

35* 20* 

45* 

25* 

10* 

35* 

105* 

80* 50* 

53 * 

10* 

40* 

45* 

80* 50* 

HS HS 
Ostwestfa len Rhe in-Waal 

DET LEM KLE KL 

65* 

45* 

50* 

Anlage 3 

HS 
HS f. 

Ruhr-West Gesund-
heil 

BOT MH BO 
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Master-Studiengänge 

FH HS HS Bonn-
Studienga ng Aache,n Bielefeld HS Rhein- FH HS 

Sie~ 
St udienfach Abschluss AC Jül BI MI BO St A 00 D 
Accounti ng und Controlling Ma (Fl-1 ) 
Angewandte Gesundheitswissenschaften Ma( FH ) 
Angewandte Nachhalti gkeit Ma(F H) 30 
Architektur Ma(FH) 47 
Architektur - Mediamanagement Ma(FH) 20 
Architektur: Projektentwicklung Ma(FH) 20 
Automotive Engineering: Research & Deve lopment and 
Production Ma(FH) 
Bauingenieurwesen Ma(FH) 
Baui ngenieurwesen Infrastruktur und Baubetrieb Ma(FH) 
Bauingenieurwesen Kontstruktiver Ingeni eu rbau Ma(FH) 
Beratung und Vertretung im sozialen Recht Ma(FH) 
Biotechnologie Ma(FH) 15 
Business Ana lytics Ma(FH) 15 
Business Management Ma(FH) 
BWL - Asienmanagement (VBSTG) (Teilzeit) Ma(FH) 
BWL - Energie- und Wasserökonomik (VBSTG) 
(Tei lzei t) Ma(FH ) 
BWL - Indust ri eservice-Management (VBSTG) 
(Teilzei t) Ma(FH) 
BWL - Internationales Marketing Management 
(VBSTG) (Teilzeit) Ma(FH) 

Civic Design - Archi tektu r mit Schwerpunkt Städtebau Ma(F H) 22 
Cont rolling Finance Account ing Ma(FH) 13 
Digita l Sciences Ma(FH) 
Digitaler Quali tätsjournalismus Ma(FH) 
Drug Discovery and Development Ma (FH) 
Empowennent Studies Ma(FH) 29 
Empowennent Studies (Tei lze it ) Ma(F H) 5 
Ernährung und Gesundheit Ma (FH) 
Ernährungswissenschaften Ma(FH) 
European Master in Project Management-G-3 Ma (FH) 5 
European Master in Projcct Managemcnt-G-4 Ma(Fl-1) 5 
Exhibition Design Ma (FH) 15 
Fun ktionale Sicherheit Ma(FH) 
Gesundheit und Di versi ty in der Arbeit 
(berufsbegleitend) Ma(F H) 
Green Building Engi neering Ma(FH) 
Immob ili en management - Rea l Estate Managemen t Ma(F H) 
lndustrial Engineering (mit Anpassungssemester) Ma(FH) 13 
Innenarchitektur Ma(FH) 27 
Integrales Bauen Ma (F H) 39 
International Automotive Engineering Ma(F H) 15 
Internat ional Business Management Ma(FH) 12 5 

Westfälische HS TH FH HS 

GE, BO, RE Köln 
Mi.inste Nieder-

r rhein 

GE BOC RE K GM LEV MS MG 
9 

16 
80 

5 
5 
28 

35 

6 25 
II 

15 

10 
10 

15 
9 

HS HS HS 
Ostwest-fälen Rhcin-Waa l Ruhr-West 

DET LEM KLE KL BOT MH 

16 

13 

17 

6 

25 

17 
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Master-Studiengänge 

FH HS 
HS Bonn-

Westfälische HS 
Studicngn ng 

Aachen Bielefeld 
HS Rhein- l'H HS 

GE. BO. RE 
Siee 

Studienfach Abschluss AC Jü l BI M I BO St A 00 D GE BOC RE K 

International Business Management - Finance, 
Account ing, Control, Taxati on Ma(FH ) 16 
International Business Management - Kunden- und 
Servicemanagement Ma(FH ) 22 
International Logistics Management Ma(FH) 
International Management Ma( FH ) 25 
International Management and Psychology Ma(FH ) 
International Marketing & Sales Ma(FH) 
Internationales Marketing Ma(FH) 
Internationales Winschafts ingenieurwesen Ma(FH) 10 
Jugendhilfe: Konzeptionsentwicklung und 
Organi sat ionsgestaltung Ma(FH ) 

Kommunikations-, Multimedi a- und Marktmanagement Ma( FH ) 35 

TH 
FH HS 

HS 
Köln 

Münste Nieder- Ostwest-falen 
r rhei n 

GM LEV MS MG DET LEM 
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25 
10 
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Anlage 3 
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Master-S tudiengänge 

FH HS 
HS Bonn-

Studiengang 
Aachrn Bielefeld HS Rh ein- FH HS 

Sie~ 
Studienfach Abschluss AC Jül BI MI BO St A DO D 
Komrn unikat ionsdesign Ma(FH) 39 
Kultur. Ästhetik. Medien Ma( FH ) 29 
Kultur, Ästhetik, Medien (Tei lzei t) Ma (FH) 5 
Lebensmittelwissenschaften Ma( FH ) 
Li fe Sc ience Technologies Ma( FH) 
Management Ma (FH ) 
Management fü r POege- und Gesu ndhei tsberufe Ma(FH) 
Management in Pflege- und Gesundheitseinrichtungen Ma(FH) 
Management mittelständischer Untcmehmen Ma (FH ) 
Marketing Ma( FH ) 26 
Marketing und Sales Ma (FH) 13 
Markt- und Medien forschung Ma( FH ) 
M arktorientierte U nternehmensführung Ma (FH ) 
Maschinenbau Ma (FH) 
Mechanical Engineering Ma(FH) 10 
Med ienprodukt ion Ma (FH ) 
Molekulare Biologie Ma (FH ) 
Nachhaltige Dienstleistungs- und Ernährungsw inschafi Ma( FH ) 
Pädagogik und Management in der So,ialen Arbeit Ma (FH) 
Personalmanagement und Organisati on Ma(FH) 14 
Produktentwicklung im Maschinenbau Ma (FH) 17 
Produ kt ion und Management Ma(FH) 
Produktions- und Logistikmanagement Ma (FH) 13 
Psychosoziale Beratung und Mediation Ma( FH ) 
Sozia le Arbeit und Pädagogi k mit Schwerpunkt 
Psychosoziale Beratung Ma(FH) 32 
Soziale Arbeit : Jugend in Theorie und Prax is (Teil zeit ) Ma( FH ) 25 
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Fünfte Verordnung zur Änderung der Verordnung 
über die Führung von akademischen Graden 
und von Bezeichnungen im Hochschulbereich 

Vom 26. Juni 2023 

Auf Grund des § 69 Absatz 6 Satz 1 des Hochschulgeset­
zes vom 16. September 2014 (GV. NRW. S. 547) verordnet 
das Ministerium für Kultur und Wissenschaft: 

Artikel 1 

§ 2 der Verordnung über die Führung von akademischen 
Graden und von Bezeichnungen im Hochschulbereich 
vom 31. März 2008 (GV. NRW. S. 375) , die zuletzt durch 
Verordnung vom 9. Oktober 2019 (GV. NRW. S 794) ge­
ändert worden is t, wird wie folgt geändert: 

1. Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

,, (2) Inhaberinnen und Inhaber des in den Vereinigten 
Staaten von Amerika erworbenen Grades „Doctor of 
Philosophy" - abgekürzt „Ph.D." - , können , sofern di e 
verleihende Einrichtung von der Carnegie Foundation 
for the Advancement of Teaching als „Rl: Doctoral 
Universities - Very high research activity" oder als 
,,R2: Doctoral Universities - High research activity " 
klassifiziert ist (Carnegie-Liste) , die Abkürzung „Dr." 
ohne weitere Zusätze führen. ". 

2. Absatz 3 Nummer 5 wird wie folgt gefasst: 

„5. Vereinigtes Königreich : ,,Doctor of .. . " mit jeweils 
unterschiedlicher Abkürzung". 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft. 

Düsseldorf, den 26. Juni 2023 

630 
764 

Die Ministerin 
für Kultur und Wissenschaft 

des Landes Nordrhein-Westfalen 

Ina Brandes 

- GV. NRW. 2023 S. 431 

Gesetz zur Zustimmung zum Staatsvertrag über 
die Vereinigung der LBS Westdeutsche 

Landesbausparkasse, Anstalt des öffentlichen 
Rechts, und der LBS Norddeutsche 

Landesbausparkasse Berlin-Hannover, Anstalt des 
ö ffentlichen Rechts, zur LBS Landesbausparkasse 

NordWest, Anstalt des öffentlichen Rechts, und 
über die LBS Landesbausparkasse Nordwest und 

zur Änderung der Landeshaushaltsordnung 

Vom 21. Juni 2023 

764 

Artikel 1 
Gesetz zur Zustimmung zum Staatsvertrag über 

die Vereinigung der LBS Westdeutsche 
Landesbausparkasse, Anstalt des öffentlichen 

Rechts, und der LBS Norddeutsche 
Landesbausparkasse Berlin-Hannover, Anstalt des 
öffentlichen Rechts, zur LBS Landesbausparkasse 

NordWest, Anstalt des öffentlichen Rechts, und 
über die LBS Landesbausparkasse NordWest 

(1) Dem am 22. Mai 2023 in Düsseldorf und am 22. Mai 
2023 in Hannover unterzeichneten Staatsvertrag zwi-

sehen dem Land Nordrhein-Westfalen und dem Land 
Niedersachsen über die Vereinigung der LBS Westdeut­
sche Landesbausparkasse, Anstalt des öffentlichen 
Rechts, und der LBS Norddeutsche La ndesbausp arkasse 
Berl in-Hannover, Anstalt des öffentlichen Rechts, zur 
LBS Landesbausparkasse NordWest, Anstalt des öffent­
lichen Rechts und über die LBS Landesbausparkasse 
NordWest wird zugestimmt. Der Staatsvertrag wird 
nachstehend veröffentlicht. 

(2) Die Zeitpunkte des Inkrafttretens der Regelungen 
des Staatsvertrags, die sich nach seinem § 16 bemessen , 
werden jeweils im Gesetz- und Verordnungsblatt für das 
Land Nordrhein-Westfalen bekannt gegeben werden. 

630 
Artikel 2 

Änderung der Landeshaushaltsordnung 

In § 11 2 Absatz 2 Satz 2 der Landeshaushaltsordnung in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 26. April 1999 
(GV. NRW. S . 158) , die zuletzt durch Gesetz vom 19. De­
zember 2019 (GV. NRW. S. 1030) geändert worden is t , 
werden die Wörter „LBS Westdeutsche Landesba uspar­
kasse" durch die Wörter „LBS Landesbausparkasse 
NordWest" ersetzt. 

Artikel 3 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

(1) Vorbehaltlich des Absatzes 2 tritt dieses Gesetz am 
Tag nach der Verkündung in Kraft. 

(2) Artikel 2 tritt an dem gemäß§ 1 Abs. 2, Abs. 3 Satz 1 
des Staatsvertrages im Gesetz- und Verordnungsblatt für 
das Land Nordrhein-Westfalen bekannt gegebenen Zeit­
punkt des rechtlichen Wirksamwerdens der Verschmel­
zung in Kraft. 

(3) Zu dem nach Absatz 2 maßgeblichen Zeitpunkt tritt 
das Gesetz über die LBS Westdeutsche Landesbauspar­
kasse vom 4. Juli 2014 (GV. NRW. S. 379) außer Kraft . 

Düsseldorf, den 21. Juni 2023 

Die Landesregierung Nordrhein-Westfalen 

Der Ministerpräsident 

Hendrik W ü s t 

Die Ministerin für Wirtschaft , 
Industrie, Klimaschutz und Energie 

Mona N e u b a u r 

Der Minister der Finanzen 

Dr. Marcus O p t e n d r e n k 
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Staatsvertrag 
zwischen dem Land Nordrhein-Westfalen und dem Land Niedersachsen 

über die Vereinigung der LBS Westdeutsche Landesbausparkasse, 
Anstalt des öffentlichen Rechts, und der LBS Norddeutsche 

Landesbausparkasse Berlin-Hannover, Anstalt des öffentlichen Rechts, 
zur LBS Landesbausparkasse NordWest, Anstalt des öffentlichen Rechts, 

und über die LBS Landesbausparkasse NordWest 

Präambel 

Die Träger der LBS Westdeutsche Landesbausparkasse, Anstalt des öffentlichen Rechts , 
im Folgenden „LBS West", und die Träger der LBS Norddeutsche Landesbausparkasse Ber­
lin-Hannover, Anstalt des öffentlichen Rechts, im Folgenden „LBS Nord", haben ihre Absicht 
bekundet, diese beiden Landesbausparkassen zu einer gemeinsamen Landesbausparkasse 
LBS NordWest, Anstalt des öffentlichen Rechts, im Folgenden „LBS NordWest" , mit Sitzen in 
Münster und Hannover zu vereinigen . Die Vereinigung soll nach dem Willen der Träger durch 
Verschmelzung der LBS Nord auf die LBS West geschehen. Dadurch wollen sie ein markt­
und zukunftsfähiges Verbundunternehmen schaffen, um den erheblichen Marktveränderun­
gen und dem verschärften Wettbewerbsumfeld im Bausparsektor zu begegnen und Synergie­
effekte zu nutzen. 

Die Länder Nordrhein-Westfalen und Niedersachen sind vor diesem Hintergrund überein­
gekommen, eine Vereinigung der LBS West und der LBS Nord zu ermöglichen und hierfür den 
rechtlichen Rahmen für eine gemeinsame Anstalt des öffentlichen Rechts zu schaffen. Dazu 
schließen sie folgenden Staatsvertrag: 

§ 1 

Verschmelzung 

(1) Die LBS Nord wird aufgrund eines Verschmelzungsvertrags auf die LBS West ver­
schmolzen werden. In dem Verschmelzungsvertrag ist zu regeln, dass die LBS Nord ihr Ver­
mögen als Ganzes unter Auflösung ohne Abwicklung und unter Eintritt von Gesamtrechts­
nachfolge auf die LBS West überträgt. Die Träger der LBS Nord und der LBS West können als 
Parteien am Verschmelzungsvertrag beteiligt werden. 

(2) Der Abschluss des Verschmelzungsvertrages bedarf der Zustimmung der jeweiligen 
Träger der LBS Nord und der LBS West sowie der Genehmigung des Ministeriums der Finan­
zen des Landes Nordrhein-Westfalen und des Niedersächsischen Finanzministeriums. Die 
Verschmelzung wird mit Ablauf des Tages rechtlich wirksam , welcher in der in Absatz 3 Satz 1 
geregelten Bekanntmachung benannt ist (Wirksamwerden der Verschmelzung). 

(3) Das Ministerium der Finanzen des Landes Nordrhein-Westfalen gibt die in Absatz 2 
Satz 1 geregelten Genehmigungen sowie die Verschmelzung und den Zeitpunkt ihres Wirk­
samwerdens im Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen bekannt; der 
Zeitpunkt des Wirksamwerdens muss nach dieser Bekanntgabe im Gesetz- und Verordnungs­
blatt liegen. 
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Soll die Verschmelzung wirtschaftlich und steuerlich auf einen Zeitpunkt zurückwirken, der 
vor dem Wirksamwerden der Verschmelzung liegt (steuerlicher Übertragungsstichtag), so ist 
dem Antrag auf Genehmigung bei dem Ministerium der Finanzen des Landes Nordrhein-West­
falen eine Bilanz des übertragenden Rechtsträgers (Schlussbilanz) beizufügen, die auf einen 
höchstens acht Monate vor der Antragstellung liegenden Stichtag aufgestellt worden ist; in 
diesem Fall gilt§ 2 des Umwandlungssteuergesetzes vom 7. Dezember 2006 (BGBI. 1 S. 2782, 
2791 ), das zuletzt durch Artikel 11 des Gesetzes vom 16. Dezember 2022 (BGBI. 1 S. 2294) 
geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung entsprechend mit der Maßgabe, dass 
der Stichtag der Schlussbilanz dem steuerlichen Übertragungsstichtag entspricht. 

(4) Die Verschmelzung ist in das für die LBS Nord und die LBS West jeweils zuständige 
Handelsregister einzutragen. Die Eintragung im Handelsregister ist keine Voraussetzung für 
das Wirksamwerden der Verschmelzung . 

(5) Für die Verschmelzung gelten im Übrigen die jeweiligen Vorschriften des Gesetzes 
über die LBS Westdeutsche Landesbausparkasse vom 4. Juli 2014 (GV. NRW. S. 379) sowie 
die Satzung der LBS West vom 12. Juli 2014 (MBI. NRW. S. 416), die zuletzt durch Satzung 
vom 29. Januar 2016 (MBI. NRW. S. 129) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fas­
sung. Bei Widersprüchen gehen die Vorschriften dieses Staatsvertrags über die Verschmel­
zung vor. 

§2 

Rechtsform, Name, Sitze, Siegel 

( 1) Die gemäß § 1 vereinigte Landesbausparkasse ist eine rechtsfähige Anstalt des öf­
fentlichen Rechts. Sie trägt den Namen LBS Landesbausparkasse NordWest. Der Name kann 
durch Satzung geändert werden. 

(2) Die LBS NordWest hat Sitze in Münster und Hannover. Sie kann durch Beschluss der 
Trägerversammlung weitere Sitze in Nordrhein-Westfalen und Niedersachsen begründen oder 
Sitze aufheben. Der für den Gerichtsstand und die Bestimmung der zuständigen Behörden 
maßgebliche Sitz befindet sich in Münster. 

(3) Die LBS NordWest führt ein Siegel. 

§3 

Satzung 

(1) Die Rechtsverhältnisse der LBS NordWest werden durch Satzung geregelt. Erlass und 
Änderungen der Satzung obliegen der Trägerversammlung. 

(2) Erlass und Änderungen der Satzung bedürfen der Zustimmung der Aufsichtsbehörde 
im Benehmen mit dem Niedersächsischen Finanzministerium. Sie sind kostenpflichtig im Mi­
nisterialblatt für das Land Nordrhein-Westfalen zu veröffentlichen. 

(3) Die erste Satzung der LBS NordWest kann zeitgleich mit oder nach der Zustimmung 
der Träger zum Verschmelzungsvertrag vor dem Wirksamwerden der Verschmelzung erlas­
sen sowie vor dem Wirksamwerden der Verschmelzung geändert werden . 
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Erlass und Änderung der ersten Satzung der LBS NordWest obliegen der Trägerver­
sammlung der LBS West und bedürfen der Zustimmung der Trägerversammlung der LBS Nord 
sowie der Zustimmung der Aufsichtsbehörde der LBS West im Benehmen mit dem Nieder­
sächsischen Finanzministerium; die Trägerversammlungen der LBS West und der LBS Nord 
können ihre Beschlüsse gemäß diesem Absatz 3 jeweils auch im schriftlichen Umlaufverfahren 
fassen. Die erste Satzung ist zeitgleich mit der Bekanntmachung gemäß§ 1 Absatz 3 Satz 1 
kostenpflichtig im Ministerialblatt für das Land Nordrhein-Westfalen zu veröffentlichen. 

§4 

Aufgaben, Beteiligungen 

(1) Die LBS NordWest pflegt das Bausparen und fördert den Wohnungsbau. Sie betreibt 
die nach Maßgabe der für Bausparkassen geltenden rechtlichen Vorschriften zulässigen Ge­
schäfte. 

(2) Die LBS NordWest kann sich im Rahmen ihrer Aufgaben und nach Maßgabe der für 
Bausparkassen geltenden rechtlichen Vorschriften an anderen Unternehmen beteiligen oder 
die Trägerschaft übernehmen. 

(1) Träger der LBS NordWest sind 

§5 

Trägerschaft 

1. der Rheinische Sparkassen- und Giroverband, 

2. der Westfälisch-Lippische Sparkassen- und Giroverband, 

3. der Niedersächsische Sparkassen- und Giroverband, 

4. die Norddeutsche Landesbank - Girozentrale - sowie 

5. die Landesbank Berlin AG als Beliehene im Sinne des Absatzes 2, 

sofern sich aus der Satzung nichts anderes ergibt. 

(2) Die Landesbank Berlin AG wird hiermit von den Vertragschließenden mit der Aufgabe 
beliehen, Trägerin der LBS NordWest zu sein. 

(3) Die Träger unterstützen die LBS NordWest bei der Erfüllung ihrer Aufgaben mit der 
Maßgabe, dass ein Anspruch der LBS NordWest gegen die Träger oder eine sonstige Ver­
pflichtung der Träger, der LBS NordWest Mittel zur Verfügung zu stellen, nicht besteht. 

(4) Die LBS NordWest kann juristische Personen des öffentlichen Rechts und juristische 
Personen des Privatrechts als Beliehene im Sinne des Absatzes 5 als Träger unter Beteiligung 
am Stammkapital - auch länderübergreifend - aufnehmen. Sie kann Vermögenseinlagen stil­
ler Gesellschafter aufnehmen. Als stille Gesellschafter sind die jeweiligen Träger der LBS 
NordWest und Kreditinstitute in der Rechtsform einer juristischen Person des öffentlichen 
Rechts zugelassen. 
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(5) Die Aufsichtsbehörde kann im Benehmen mit dem Niedersächsischen Finanzministe­
rium juristische Personen des Privatrechts mit der Aufgabe beleihen, Träger der LBS Nord­
West zu sein. Die Beleihung erfolgt auf gemeinsamen Antrag der LBS NordWest, deren Träger 
und der zu beleihenden juristischen Person des Privatrechts. Diese muss hinreichende Ge­
währ für die Erfüllung dieser Aufgabe bieten. Die Beleihung ist zu widerrufen, sofern die belie­
hene juristische Person die in Absatz 3 genannte Aufgabe nachhaltig nicht mehr erfüllt oder 
erfüllen kann. 

(6) Die Beliehenen unterliegen hinsichtlich ihrer Trägerschaft an der LBS NordWest der 
Rechtsaufsicht gemäß § 14. 

(7) Jeder Träger kann seine Trägerschaft an der LBS NordWest, einschließlich seiner Be­
teiligung am Stammkapital der LBS NordWest, mit Zustimmung der übrigen Träger ganz oder 
teilweise auf eine oder mehrere juristische Personen des öffentlichen Rechts oder eine oder 
mehrere nach Absatz 5 beliehene juristische Personen des Privatrechts übertragen. Die Über­
tragung der Trägerschaft sowie die zugleich erfolgende Übertragung der Beteiligung am 
Stammkapital der LBS NordWest erfolgt durch einen öffentlich-rechtlichen Vertrag zwischen 
dem oder den übertragenden Trägern und dem oder den übernehmenden Trägern. In dem 
Vertrag ist insbesondere die Höhe des Wertausgleichs, der Zeitpunkt des Übergangs der Trä­
gerschaft und im Fall mehrerer Erwerber die Höhe der jeweils zu übertragenden Beteiligung 
am Stammkapital zu regeln. Der Vertrag bedarf der Genehmigung der Aufsichtsbehörde. Die 
Genehmigung ist zu erteilen, wenn der oder die Erwerber zur Übernahme der Trägerschaft 
berechtigt sind und der Vertrag mit den Vorschriften dieses Staatsvertrags im Einklang steht. 
Genehmigungserfordernisse nach anderen Gesetzesvorschriften bleiben unberührt. Die Auf­
sichtsbehörde gibt den Zeitpunkt des Übergangs der Trägerschaft im Ministerialblatt für das 
Land Nordrhein-Westfalen bekannt. 

(8) Jeder Träger kann seine Beteiligung am Stammkapital der LBS NordWest mit Zustim­
mung der übrigen Träger ganz oder teilweise auf die LBS NordWest übertragen. Ein Erwerb 
durch die LBS NordWest ist nur zulässig, wenn im Zeitpunkt des Erwerbs eine Rücklage in 
Höhe der Aufwendungen für den Erwerb vorhanden ist oder gebildet werden könnte und das 
Eigenkapital mindestens in Höhe des Stammkapitals erhalten bleibt. In diesem Fall erwirbt die 
LBS NordWest die Beteiligung als eigenen Anteil gemäß § 7 Absatz 3. Die Übertragung der 
Beteiligung am Stammkapital erfolgt durch einen öffentlich-rechtlichen Vertrag zwischen dem 
oder den übertragenden Trägern und der LBS NordWest. In dem Vertrag sind insbesondere 
die Höhe des Wertausgleichs und der Zeitpunkt des Übergangs der Beteiligung zu regeln. Der 
Vertrag bedarf der Genehmigung der Aufsichtsbehörde. Die Genehmigung ist zu erteilen, 
wenn der Vertrag mit den Vorschriften dieses Staatsvertrags im Einklang steht. Genehmi­
gungserfordernisse nach anderen Gesetzesvorschriften bleiben unberührt. Im Fall der voll­
ständigen Übertragung der Beteiligung am Stammkapital und des damit verbundenen Verlusts 
der Trägerstellung ist das Ausscheiden des übertragenden Trägers aus dem Trägerkreis der 
LBS NordWest kostenpflichtig im Ministerialblatt für das Land Nordrhein-Westfalen zu veröf­
fentlichen. 

(9) Die LBS NordWest kann ihre als eigene Anteile gehaltene Beteiligung am Stammka­
pital der LBS NordWest mit Zustimmung der Träger ganz oder teilweise auf eine oder mehrere 
juristische Personen des öffentlichen Rechts oder eine oder mehrere nach Absatz 5 beliehene 
juristische Personen des Privatrechts übertragen. 
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Die Übertragung der Beteiligung am Stammkapital erfolgt durch einen öffentlich-rechtli­
chen Vertrag zwischen der LBS NordWest und dem oder den Erwerbern. In dem Vertrag sind 
insbesondere die Höhe des Wertausgleichs, der Zeitpunkt des Übergangs der Beteiligung am 
Stammkapital und im Fall mehrerer Erwerber die Höhe der jeweils zu übertragenden Beteili­
gung am Stammkapital zu regeln. Der oder die Erwerber werden zum Zeitpunkt des Über­
gangs der Beteiligung am Stammkapital Träger der LBS NordWest. Absatz 7 Satz 4 bis 7 gilt 
entsprechend. 

§6 

Haftung 

(1) Die LBS NordWest haftet für ihre Verbindlichkeiten mit ihrem gesamten Vermögen. 
Die Haftung der Träger der LBS NordWest ist auf das satzungsmäßige Kapital beschränkt, 
soweit sich aus den Absätzen 2 bis 6 nichts anderes ergibt. 

(2) Die Träger der LBS West am 18. Juli 2005 haften zeitlich unbegrenzt für die Erfüllung 
sämtlicher Verbindlichkeiten der LBS West, die bis zum 18. Juli 2001 vereinbart waren. Ver­
bindlichkeiten der LBS West im Sinne des Satzes 1 sind diejenigen, die gemäß Bescheid des 
Finanzministeriums des Landes Nordrhein-Westfalen vom 1. August 2002 der LBS West zu­
geordnet wurden. Die in Satz 1 genannten Träger werden ihren Verpflichtungen aus der Ge­
währträgerhaftung gegenüber den Gläubigern der bis zum 18. Juli 2001 vereinbarten Verbind­
lichkeiten umgehend nachkommen, sobald sie bei deren Fälligkeit ordnungsgemäß und 
schriftlich festgestellt haben, dass die Gläubiger dieser Verbindlichkeiten aus dem Vermögen 
der LBS NordWest nicht befriedigt werden können. Verpflichtungen der LBS West aufgrund 
eigener Gewährträgerhaftung oder vergleichbarer Haftungszusage sind vereinbart und fällig 
im Sinne der Sätze 1 bis 3 in dem gleichen Zeitpunkt wie die durch eine solche Haftung gesi­
cherte Verbindlichkeit. Mehrere der in Satz 1 genannten Träger haften als Gesamtschuldner, 
im Innenverhältnis entsprechend ihren Anteilen am Stammkapital der LBS West. 

(3) Unbeschadet der Haftung gemäß Absatz 2 haften die am 18. Juli 2001 vorhandenen 
Gewährträger der Westdeutschen Landesbank Girozentrale für die bis zu diesem Zeitpunkt 
vereinbarten Verbindlichkeiten der LBS West unbeschränkt. Verbindlichkeiten der LBS West 
im Sinne des Satzes 1 sind diejenigen, die gemäß Bescheid des Finanzministeriums des Lan­
des Nordrhein-Westfalen vom 1. August 2002 der LBS West zugeordnet wurden . Die Haftung 
nach Satz 1 tritt nur ein, soweit die Gläubiger aus dem Vermögen der LBS NordWest nicht 
befriedigt werden und die Träger nach Absatz 2 nicht leisten. 

( 4) Die Träger der LBS Nord am 18. Juli 2005 haften vorbehaltlich der Absätze 5 und 6 
zeitlich unbegrenzt für die Erfüllung sämtlicher Verbindlichkeiten der LBS Nord, die bis zum 
18. Juli 2001 vereinbart waren. Die in Satz 1 genannten Träger werden ihren Verpflichtungen 
aus der Gewährträgerhaftung gegenüber den Gläubigern der bis zum 18. Juli 2001 vereinbar­
ten Verbindlichkeiten umgehend nachkommen, sobald sie nach deren Fälligkeit ordnungsge­
mäß und schriftlich festgestellt haben, dass die Gläubiger dieser Verbindlichkeiten aus dem 
Vermögen der LBS NordWest nicht befriedigt werden können. Die in Satz 1 genannten Träger 
haften gesamtschuldnerisch; sie sind im Verhältnis ihrer Beteiligung am Stammkapital unter­
einander zum Ausgleich verpflichtet. 



Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen - Nr. 20 vom 12 . Juli 2023 43 7 

(5) Für die vor dem 1. Januar 2001 begründeten Verbindlichkeiten (Altverbindlichkeiten) 
der LBS Nord haften allein die Norddeutsche Landesbank - Girozentrale - und der Nieder­
sächsische Sparkassen- und Giroverband, für die Altverbindlichkeiten der früheren Landes­
bank Berlin - Girozentrale-, nunmehr Landesbank Berlin AG, die das Sondervermögen ihrer 
ehemaligen Landesbausparkasse betreffen, haftet diese allein. 

(6) Das Land Niedersachsen und der Niedersächsische Sparkassen- und Giroverband 
haften für die bis zum Ablauf des 30. Juni 1994 entstandenen Verbindlichkeiten der Landes­
bausparkasse Hannover weiterhin gemäß den vor dem 1. Juli 1994 geltenden Bestimmungen. 

§7 

Stammkapital 

(1) Die Höhe des Stammkapitals und die Beteiligungsverhältnisse werden durch die Trä­
gerversammlung festgesetzt. Sie werden durch die Satzung gemäß § 3 geregelt. 

(2) Eine Herabsetzung des Stammkapitals ist zulässig. In diesem Fall haben Gläubiger 
der LBS NordWest keinen Anspruch auf Sicherheitsleistung. 

(3) Die LBS NordWest kann mit Zustimmung der an der Veräußerung von einer oder meh­
reren Beteiligungen am Stammkapital nicht beteiligten Träger Beteiligungen an ihrem Stamm­
kapital erwerben und diese als eigene Anteile halten. Stimm- und sonstige Rechte, einschließ­
lich des Gewinnbezugsrechts aus eigenen Anteilen, ruhen. Die Trägerversammlung kann die 
Einziehung eigener Anteile beschließen. Näheres kann in der Satzung geregelt werden. Die 
LBS NordWest kann die eigenen Anteile nach§ 5 Absatz 9 übertragen. 

§8 

Zukünftige Verschmelzungen 

(1) Die LBS NordWest kann als übernehmender Rechtsträger mit mindestens einer ande­
ren juristischen Person des öffentlichen Rechts oder des Privatrechts als übertragender 
Rechtsträger - auch länderübergreifend - einen Verschmelzungsvertrag schließen, durch den 
der übertragende Rechtsträger sein Vermögen als Ganzes unter Auflösung ohne Abwicklung 
unter Eintritt von Gesamtrechtsnachfolge auf die LBS NordWest gegen Gewährung einer Ge­
genleistung überträgt. Die Parteien können als Gegenleistung für den oder die unmittelbaren 
oder mittelbaren Träger oder Anteilsinhaber des übertragenden Rechtsträgers die Mitträger­
schaft an der LBS NordWest, die Einräumung einer Beteiligung als stiller Gesellschafter oder 
die Zahlung eines Wertausgleichs vorsehen oder auf die Gewährung einer Gegenleistung ver­
zichten. 

(2) Bei einer Verschmelzung nach Absatz 1 sind bestehende Rechte der Gläubiger des 
übertragenden Rechtsträgers zu wahren; die Haftung gemäß § 6 Absatz 2 bis 6 bleibt unbe­
rührt. Nähere Einzelheiten der Verschmelzung, insbesondere zu Voraussetzungen, Verfahren 
und Rechtsfolgen sowie zu Parteien und Inhalt des Verschmelzungsvertrages, können in der 
Satzung der LBS NordWest oder einer Verschmelzungssatzung der LBS NordWest geregelt 
werden; dabei kann bestimmt werden, dass die Erstellung einer Schlussbilanz, eines Ver­
schmelzungsberichts sowie eine Prüfung der Verschmelzung nur erforderlich sind, wenn die 
Parteien dies vereinbaren . § 3 Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 gilt entsprechend. 
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(3) Der Abschluss des Verschmelzungsvertrages bedarf der Zustimmung der Träger und 
der Anteilsinhaber der beteiligten Rechtsträger sowie der Genehmigung der Aufsichtsbehörde 
im Benehmen mit dem Niedersächsischen Finanzministerium. Verschmelzungen werden mit 
Ablauf des Tages der Bekanntmachung der Genehmigung der Aufsichtsbehörde im Ministeri­
alblatt für das Land Nordrhein-Westfalen wirksam, wenn nicht die Parteien im Verschmel­
zungsvertrag einen anderen Zeitpunkt vereinbaren. Die Aufsichtsbehörde gibt die Verschmel­
zung und den Zeitpunkt, zu dem die Verschmelzung wirksam wird, im Ministerialblatt für das 
Land Nordrhein-Westfalen bekannt. Soll die Verschmelzung wirtschaftlich und steuerlich auf 
einen Zeitpunkt zurückwirken, der vor dem Wirksamwerden der Verschmelzung liegt, so ist 
dem Antrag auf Genehmigung bei der Aufsichtsbehörde eine Schlussbilanz beizufügen, die 
auf einen höchstens acht Monate vor der Antragstellung liegenden Stichtag aufgestellt worden 
ist; in diesem Fall gilt § 2 des Umwandlungssteuergesetzes entsprechend mit der Maßgabe, 
dass der Stichtag der Schlussbilanz dem steuerlichen Übertragungsstichtag entspricht. 

( 4) Die Verschmelzung ist in das für den übertragenden Rechtsträger und die LBS Nord­
West jeweils zuständige Handelsregister einzutragen. Die Eintragung im Handelsregister ist 
keine Voraussetzung für das Wirksamwerden der Verschmelzung. 

(5) Verschmelzungen nach Absatz 1 sind Verschmelzungen im Sinne des Umwandlungs­
gesetzes vom 28. Oktober 1994 (BGBI. 1 S. 321 O; 1995 1 S. 428), das zuletzt durch Artikel 60 
des Gesetzes vom 10. August 2021 (BGBI. 1 S. 3436) geändert worden ist, in der jeweils gel­
tenden Fassung. Soweit dieser Staatsvertrag oder eine Satzung nach Absatz 2 nicht etwas 
anderes bestimmen, sind auf die Verschmelzungen die Vorschriften des Zweiten Buches des 
Umwandlungsgesetzes entsprechend anzuwenden. 

§9 

Organe 

(1) Organe der LBS NordWest sind der Vorstand, der Verwaltungsrat und die Trägerver­
sammlung. 

(2) Die Zusammensetzung der Organe, ihre Befugnisse und Einzelheiten ihrer Beschluss­
fassung regelt die Satzung. In der Satzung können Regelungen zur Haftung der Organe ge­
troffen werden. 

(3) Der Verwaltungsrat besteht zu mindestens einem Drittel aus Beschäftigten der LBS 
NordWest im Sinne des § 5 des Personalvertretungsgesetzes für das Land Nordrhein-West­
falen vom 3. Dezember 1974 (GV. NRW. S. 1514), das zuletzt durch Artikel 49 des Gesetzes 
vom 1. Februar 2022 (GV. NRW. S. 122) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fas­
sung, im Folgenden LPVG NRW. Für die Wahl sind das LPVG NRW und die Wahlordnung 
zum Landespersonalvertretungsgesetz vom 20. Mai 1986 (GV. NRW. S. 485), die zuletzt 
durch Verordnung vom 28. November 2017 (GV. NRW. S. 865) geändert worden ist, in der 
jeweils geltenden Fassung entsprechend anzuwenden. 

(4) Mit dem Wirksamwerden der Verschmelzung beginnt die neue Amtszeit des Verwal­
tungsrats der LBS NordWest. Die Einzelheiten zu Ausgestaltung und Besetzung des Verwal­
tungsrats regelt die Satzung der LBS NordWest. 

(5) Die Beschäftigten der LBS NordWest werden innerhalb von sechs Monaten nach Wirk­
samwerden der Verschmelzung Wahlen der Vertreter der Beschäftigten auf der Grundlage der 
in Absatz 3 genannten Wahlvorschriften durchführen. 
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Bis zur Wahl der neuen Vertreter der Beschäftigten im Verwaltungsrat der LBS NordWest 
üben die bisherigen Vertreter der Beschäftigten im Verwaltungsrat der LBS West ihre Tätigkeit 
weiterhin aus. Der Verwaltungsrat der LBS NordWest wird für die Dauer bis zur Wahl der 
neuen Vertreter der Beschäftigten, längstens jedoch für die Dauer von sechs Monaten, um 
stimmberechtigte Mitglieder auf die nach der gemäß § 3 beschlossenen Satzung der LBS 
NordWest für die Vertreter der Beschäftigten vorgesehene Mitgliederzahl ergänzt, die der Auf­
sichtsrat der LBS Nord aus dem Kreis und auf Vorschlag der Vertreter der Beschäftigten im 
Aufsichtsrat der LBS Nord bestimmt, wobei die Vertreter Beschäftigte im Sinne des § 5 LPVG 
NRW sein müssen. Die Amtszeit der Vertreter der Beschäftigten im ersten Verwaltungsrat der 
LBS NordWest im Sinne der Sätze 3 und 4 endet mit der Wahl der neuen Vertreter der Be­
schäftigten nach Satz 2, spätestens mit Ablauf von sechs Monaten nach dem Wirksamwerden 
der Verschmelzung. 

§ 10 

Anzuwendendes Recht 

(1) Auf die LBS NordWest finden die im Land Nordrhein-Westfalen geltenden personal­
vertretungsrechtlichen, soweit in diesem Staatsvertrag nicht abweichend geregelt, und die für 
öffentlich-rechtliche Kreditinstitute geltenden datenschutzrechtlichen Bestimmungen sowie die 
für die Gleichberechtigung von Frauen geltenden Vorschriften Anwendung . 

(2) Im Übrigen unterliegt die LBS NordWest nordrhein-westfälischem Landesrecht, soweit 
nicht die örtliche Belegenheit Anknüpfungspunkt ist. 

§ 11 

Übergang der Arbeits- und Ausbildungsverhältnisse 

(1) Mit dem Wirksamwerden der Verschmelzung gehen nach Maßgabe von § 324 des 
Umwandlungsgesetzes in Verbindung mit § 613a des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Januar 2002 (BGBI. 1 S. 42, 2909; 2003 1 S. 738), 
das zuletzt durch Artikel 24 des Gesetzes vom 22. Februar 2023 (BGBI. 1 Nr. 51) geändert 
worden ist, in der jeweils geltenden Fassung sämtliche zu diesem Zeitpunkt mit der LBS Nord 
bestehenden Arbeits- und Ausbildungsverhältnisse mit allen Rechten und Pflichten auf die 
LBS NordWest über. 

(2) Die in Arbeits- und Ausbildungsverhältnissen gemäß Absatz 1 befindlichen Personen 
werden nach Maßgabe des§ 613a Absatz 5 BGB über den Übergang ihrer Arbeitsverhältnisse 
informiert. 

§12 

Dienststellen 

(1) Die LBS NordWest hat eine Dienststelle in Münster und eine Dienststelle in Hannover. 
Zur Dienststelle Münster gehören die Standorte Bremen und Münster, zur Dienststelle Hanno­
ver gehören die Standorte Berlin, Hannover und Oldenburg. 

(2) Die oberste Dienstbehörde kann weitere Dienststellen errichten. Die oberste Dienst­
behörde kann Dienststellen der LBS NordWest sowie wesentliche Teile von ihnen auflösen, 
einschränken, verlegen oder mit anderen Dienststellen der LBS NordWest zusammenlegen. 



440 Gesetz- und Verordnungsblatt für das La nd Nordrhein-Westfalen - Nr. 20 vom 12. Juli 202 3 

Die Beteiligungsrechte der Personalvertretungen bei Maßnahmen nach Satz 1 und Satz 2 
richten sich nach dem LPVG NRW. 

(3) Werden künftig neue Standorte der LBS NordWest begründet oder kommen neue 
Standorte der LBS NordWest aufgrund einer Verschmelzung nach § 8 hinzu, so ordnet die 
oberste Dienstbehörde unter Berücksichtigung betriebsorganisatorischer Belange sowie der 
räumlichen Entfernung die Standorte einer vorhandenen Dienststelle der LBS NordWest zu, 
soweit sie nicht als weitere Dienststellen gemäß Absatz 2 geführt werden. Die Beteiligungs­
rechte der Personalvertretungen bei Maßnahmen nach Satz 1 richten sich nach dem LPVG 
NRW. 

( 4) Der Leiter der Dienststellen der LBS NordWest ist der Vorstand der LBS NordWest. 
Der Vorstand der LBS NordWest ist zugleich die oberste Dienstbehörde. 

(5) § 1 Absatz 2 und 3 LPVG NRW findet auf die LBS NordWest keine Anwendung . 

§ 13 

Personalvertretungen und Schwerbehindertenvertretungen 

( 1) Bei der LBS NordWest wird entsprechend der §§ 52 und 53 LPVG NRW ein dienst­
stellenübergreifender Gesamtpersonalrat errichtet. Er ist zuständig für Angelegenheiten, die 
mehrere Dienststellen betreffen und nicht durch die einzelnen Personalräte innerhalb ihrer 
Dienststellen geregelt werden können; insoweit ist die Zuständigkeit der einzelnen Personal­
räte ausgeschlossen. 

(2) Bei der LBS NordWest wird entsprechend § 60 Absatz 2 LPVG NRW eine dienststel­
lenübergreifende Gesamtjugend- und Auszubildendenvertretung errichtet. Sie ist zuständig für 
Angelegenheiten, die mehrere Dienststellen betreffen und nicht durch die einzelnen Jugend­
und Auszubildendenvertretungen innerhalb ihrer Dienststellen geregelt werden können; inso­
weit ist die Zuständigkeit der einzelnen Jugend- und Auszubildendenvertretungen ausge­
schlossen. 

(3) Die Zuständigkeit des gemäß Absatz 1 errichteten Gesamtpersonalrats sowie der ge­
mäß Absatz 2 errichteten Gesamtjugend- und Auszubildendenvertretung erstreckt sich jeweils 
auch auf gemäß § 12 Absatz 2 hinzukommende weitere Dienststellen. 

(4) Der bei der LBS West bestehende Personalrat bleibt unverändert im Amt und nimmt 
nach dem Wirksamwerden der Verschmelzung bis zum Ende seiner Amtszeit die Aufgaben 
des Personalrats in der Dienststelle Münster wahr. Entsprechendes gilt für die bei der LBS 
West bestehende Jugend- und Auszubildendenvertretung. 

(5) Der in der Dienststelle Hannover der LBS Nord bestehende Personalrat bleibt unver­
ändert im Amt und nimmt nach dem Wirksamwerden der Verschmelzung bis zum Ende seiner 
Amtszeit die Aufgaben des Personalrats in der Dienststelle Hannover wahr. Für diesen Zeit­
raum wird er um ein Mitglied des in der Dienststelle Berlin der LBS Nord bestehenden Perso­
nalrats ergänzt; ist dieses Mitglied verhindert oder scheidet es aus dem Personalrat aus, so 
tritt an seine Stelle das für den Personalrat der Dienststelle Berlin nächstberufene Ersatzmit­
glied. Das Amt des in der Dienststelle Berlin der LBS Nord bestehenden Personalrats endet 
mit dem Wirksamwerden der Verschmelzung . Die in der Dienststelle Hannover der LBS Nord 
bestehende Jugend- und Auszubildendenvertretung bleibt unverändert im Amt und nimmt 
nach dem Wirksamwerden der Verschmelzung bis zum Ende ihrer Amtszeit die Aufgaben der 
Jugend- und Auszubildendenvertretung in der Dienststelle Hannover wahr. 
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(6) Abweichend von Absatz 1 wird bis zum Beginn der Amtszeit eines entsprechend der 
§§ 52 und 53 LPVG NRW gewählten Gesamtpersonalrats, längstens für die Dauer von sechs 
Monaten seit Wirksamwerden der Verschmelzung, ein Übergangsgesamtpersonalrat gebildet. 
Er besteht aus 13 Mitgliedern, von denen acht Mitglieder durch den Personalrat der Dienst­
stelle Münster und fünf Mitglieder durch den Personalrat der Dienststelle Hannover jeweils aus 
der Mitte ihrer Mitglieder mit einfacher Stimmenmehrheit zu bestimmen sind. Das Amt des bei 
der LBS Nord bestehenden Gesamtpersonalrats endet mit dem Wirksamwerden der Ver­
schmelzung. 

(7) Abweichend von Absatz 2 wird bis zum Beginn der Amtszeit einer entsprechend § 60 
Absatz 2 LPVG NRW gewählten Gesamtjugend- und Auszubildendenvertretung, längstens für 
die Dauer von sechs Monaten seit Wirksamwerden der Verschmelzung, eine Übergangsge­
samtjugend- und Auszubildendenvertretung gebildet. Sie besteht aus drei Mitgliedern, von de­
nen zwei Mitglieder durch die Jugend- und Auszubildendenvertretung der Dienststelle Münster 
und ein Mitglied durch die Jugend- und Auszubildendenvertretung der Dienststelle Hannover 
jeweils aus der Mitte ihrer Mitglieder mit einfacher Stimmenmehrheit zu bestimmen sind. 

(8) Die in der Dienststelle der LBS West bestehende Schwerbehindertenvertretung bleibt 
unverändert im Amt und nimmt ab dem Wirksamwerden der Verschmelzung bis zum Ende 
ihrer Amtszeit die Aufgaben der Schwerbehindertenvertretung in der Dienststelle Münster 
wahr. Die bei der LBS Nord bestehende Schwerbehindertenvertretung bleibt unverändert im 
Amt und nimmt ab dem Wirksamwerden der Verschmelzung bis zum Ende ihrer Amtszeit die 
Aufgaben der Schwerbehindertenvertretung in der Dienststelle Hannover wahr. Nach dem 
Wirksamwerden der Verschmelzung ist nach Maßgabe des § 180 Absatz 1 Satz 1 des Neun­
ten Buches Sozialgesetzbuch vom 23. Dezember 2016 (BGB!. 1 S. 3234), das zuletzt durch 
Artikel 13 des Gesetzes vom 20. Dezember 2022 (BGB!. 1 S. 2560) geändert worden ist, in der 
jeweils geltenden Fassung, eine Gesamtschwerbehindertenvertretung zu bilden. 

§14 

Rechtsaufsicht 

(1) Die LBS NordWest untersteht der Aufsicht des Landes Nordrhein-Westfalen. Die Auf­
sicht wird durch das für die Sparkassenaufsicht im Land Nordrhein-Westfalen zuständige Mi­
nisterium (Aufsichtsbehörde) im Benehmen mit dem Niedersächsischen Finanzministerium 
ausgeübt. Die Aufsicht erstreckt sich darauf, dass die Tätigkeit der LBS NordWest im Einklang 
mit Recht und Gesetz steht. 

(2) Die Aufsichtsbehörde kann sich jederzeit über die Angelegenheiten der LBS NordWest 
unterrichten, insbesondere sämtliche Geschäfts- und Verwaltungsvorgänge nachprüfen sowie 
mündliche oder schriftliche Berichte und Akten anfordern. Zur Erfüllung ihrer Aufsichtsaufga­
ben kann sie sich Gutachten externer Dritter bedienen. Die Kosten hierfür sind von der LBS 
NordWest zu erstatten. Im Rahmen ihrer Befugnisse kann die Aufsichtsbehörde auch an den 
Sitzungen des Verwaltungsrates und seiner Ausschüsse teilnehmen. 

(3) Die Aufsichtsbehörde kann verlangen, dass die Organe der LBS NordWest zur Be­
handlung einer bestimmten Angelegenheit einberufen werden. Sie kann Beschlüsse und An­
ordnungen der Organe der LBS NordWest, die das geltende Recht verletzen, aufheben und 
verlangen, dass Maßnahmen, die aufgrund derartiger Beschlüsse oder Anordnungen getroffen 
worden sind, rückgängig gemacht werden. 
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(4) Erfüllt die LBS NordWest die gesetzlichen, insbesondere die ihr nach diesem Staats­
vertrag obliegenden Pflichten nicht oder kommt sie dem Verlangen der Aufsichtsbehörde nicht 
nach, so kann die Aufsichtsbehörde die LBS NordWest anweisen, innerhalb einer angemes­
senen Frist das Erforderliche zu veranlassen. Kommt die LBS NordWest der Anweisung nicht 
innerhalb der ihr gesetzten Frist nach, so kann die Aufsichtsbehörde anstelle der LBS Nord­

West das Erforderliche anordnen und auf deren Kosten selbst durchführen oder durch eine 
Beauftragte oder einen Beauftragten durchführen lassen. 

§15 

Auflösung der Bausparkasse 

Die LBS NordWest kann durch Staatsvertrag zwischen den Ländern Nordrhein-Westfalen 
und Niedersachsen aufgelöst werden . Dieser regelt die Einzelheiten der Liquidation . Das nach 
beendeter Liquidation verbleibende Vermögen fällt den Trägern nach der Höhe ihrer Anteile 
am Stammkapital zu. 

§ 16 

Inkrafttreten 

(1) § 1 und§ 3 Absatz 3 treten an dem Tag in Kraft, der auf den Tag der letzten Hinterle­
gung der wechselseitig auszutauschenden Ratifikationsurkunden bei der Staatskanzlei des 
Landes Nordrhein-Westfalen und bei der Niedersächsischen Staatskanzlei folgt. 

(2) Die weiteren Vorschriften des Staatsvertrages treten an dem durch die Aufsichtsbe­
hörde im Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen gemäß § 1 Absatz 
3 Satz 1 des Staatsvertrages bekannt gegebenen Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Ver­
schmelzung in Kraft. 

Düsseldorf, den 22. Mai 2023 

Namens des Ministerpräsidenten 

des Landes Nordrhein-Westfa len 

Der Minister der Finanzen 

des Landes Nordrhein-Westfalen 

Dr. Marcus O p t end r e n k 

Hannover, den 22 . Mai 2023 

Namens des Ministerpräsidenten 

des Landes Niedersachsen 

Der Finanzminister 

des Landes Niedersachsen 

- GV NRW. 2023 S . 431 
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95 

Gesetz 
zur Änderung abfallrechtlicher Vorschriften 

Vom 21. Juni 2023 

Artikel 1 
Änderung des Landesschiffsabfallgesetzes 

Das Landesschiffsabfallgesetz vom 22. Juni 2004 (GV. 
NRW. S. 364) , das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 7. April 20 17 (GV. NRW. S . 442) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 

1. Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

„Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/883 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
17. April 2019 über Hafenauffangeinrichtungen 

für di~ _Entladung von Abfällen von Schiffen, 
zur Anderung der Richtlinie 2010/65/EU 

und zur Aufhebung der ~ichtlinie 2000/59/EG 
und zur Umsetzung des Ubereinkommens vom 

9. September 1996 über die Sammlung, Abgabe und 
Annahme von Abfällen in der Rhein- und 

Binnenschifffahrt für das Land Nordrhein-Westfalen 
(Landesschiffsabfallgesetz - LSchAbfG)" 

2. Die Inhaltsübersicht wird wie fo lgt gefasst: 

„Inhaltsübersicht 

§ 1 Zweck des Gesetzes 
Abschnitt 1 
Vorschriften zur Umsetzung der Ri chtlinie (EU) 
20 19/883 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 17. April 2019 über Hafenauffang­
einrichtungen für_die Entladung von Abfällen 
von Schiffen, zur Anderung der Richtlinie 
2010/65/EU und zur Aufhebung der Richtlinie 
2000/59/EG 

§ 2 Anwendungsbereich 

§ 3 Begriffsbestimmungen 

§ 4 Hafenauffangeinrichtungen 

§ 5 Schiffsabfallbewirtschaftungsplä ne; 
Informationen 

§ 6 Meldung 

§ 7 Entladung von Schiffsa bfällen 

§ 8 Kostendeckungssysteme 

§ 9 Ausnahmen 

§ 10 Überwachung; Anordnungsbefugnis 

§ 11 Zuständigkeit 

§ 12 Ordnungswidrigkeiten 

§ 13 Schulung des Personals 
Abschnitt 2 
Vorschriften zur Umsetzu ng des Überein­
kommens vom 9. September 1996 über die 
Sammlung, Abgabe und Annahme von Abfällen 
in der Rhein- und Binnenschifffahrt 

§ 14 Überwachung, Anordnungsbefugnis 

§ 15 Zuständigkeit 

§ 16 Ordnungswidrigkeiten 
Abschnitt 3 
Inkrafttreten 

§ 17 Inkrafttreten" 

3. § 1 wird wie folgt gefasst: 

,,§ 1 
Zweck des Gesetzes 

Die Vorschriften dieses Gesetzes dienen der Umset­
zung der Richtlinie (EU) 2019/883 des Europäischen 
Parlaments und des Ra tes vom 17. April 2019 über 

Hafenauffangeinrichtungen ..für die Entladung von 
Abfällen von Schiffen , zur Anderung der Richtlinie 
2010/ 65/EU und zur Aufhebung der Richtlinie 
2000/59/EG (ABI. L 151 vom 7.6.2019 , S . 116) , im 
Folgenden Hafenentsorgungsrichtlinie. Sie sollen die 
Entsorgung von Schiffsabfällen und Ladungsrück­
ständen auf See soweit wie möglich verhindern, in­
dem in den betroffenen nordrhein-westfälischen 
Häfen Auffangeinrichtungen für Schiffsabfälle be­
reitgehalten und verstärkt in Anspruch genommen 
werden. 

Dieses Gesetz dient auch der Umsetzung des Über­
einkommens vom 9. September 1996 über die 
Sammlung, Abgabe und Annahme von Abfällen in 
der Rhein- und Binnenschifffahrt (BGB!. 2003 II 
S. 1799, 1800) in der jeweil s geltenden Fassung so­
wie der Ausführung des Binnenschifffahrt-Abfa ll­
übereinkommen-Ausführungsgesetzes vom 27. Ja ­
nuar 2021 (BGB!. I S . 130)." 

4. Die Überschrift zu Abschnitt 1 wird wie folgt ge­
fasst: 

„Abschnitt 1 
Vorschriften zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 
2019/883 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 17. April 2019 über Hafenauffang­
einrichtungen„für die Entladung von Abfällen von 
Schiffen, zur Anderung der Richtlinie 2010/65/EU 

und zur Aufhebung der Richtlinie 2000/59/EG" 

5. § 2 wird wie fo lgt geä ndert: 

a) Absa tz 1 wird wie folgt geä ndert: 

aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Die Vorschriften dieses Abschnitts gelten für 
seegehende Schiffe im Sinne von § 3 Satz 1 
Nummer 1, unabhängig vo n ihrer Flagge, aus­
genommen Schiffe, die für Hafendienste im 
Sinne des Artikels 1 Absatz 2 der Verordnung 
(EU) Nr. 2017 /352 des Europä ischen Parla­
ments und des Rates vorn 15. Februar 2017 
zur Schaffung eines Ra hmens für die Erbrin­
gung von Hafendiensten und zur Festlegung 
von gemeinsamen Bestimmungen für die fi­
nanziell e Tra nsparenz der Häfen (ABI. L 57 
vom 3.3.20 17, S. 1), die durch die Verordnung 
(EU) Nr. 2020/6 97 (ABI. L 165 vom 27.5.2020) 
geändert worden ist , eingesetzt werden, und 
ausgenommen Kriegsschiffe, Flottenhilfs­
schiffe und andere Schiffe, die Eigentum ei­
nes Staates sind oder von diesem betrieben 
werden und vorläufig nur auf nichtgewerb­
licher staatlicher Grundlage eingesetzt wer­
den." 

bb) Nach Satz 1 werden folgende Sätze einge­
fügt : 

„Häfen des Landes Nordrhein-Westfalen 
sind dazu verpflichtet , a lle fünf Jahre den 
Anlauf seegehender Schiffe im Sinne des § 3 
Satz 1 Nummer 1 zu melden. Der Anlauf see­
gehender Schiffe ist für jedes der fünf Jahre 
gesondert zu erfassen. Die Meldung ist je­
weils bis zum 30. Juni des Folgejahres an die 
zuständige Hafenbehörde zu übermitteln. 
Eine Neubewertung, welche Häfen vom An­
wendungsbereich der Hafenentsorgungs­
richtlinie erfasst werden , erfolgt dann im 
Vorfeld zur Aufstellung der Abfallbewirt­
schaftungspläne a ll e fünf Jahre ." 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

,, (2) Die oberste Hafenbehörde regelt durch Ver­
ordnung di e Festlegung der Häfen oder bestimm­
ter Bereiche von Häfen , die diesem Gesetz unter­
liegen." 

c) Folgender Absatz 3 wird angefügt: 

,,(3 ) Für die Entsorgung von Abfällen von Schif­
fen , die nicht in den Geltungsbereich der Ha­
fenentsorgungsrichtlinie fa llen, gelten die Vor­
schriften des Kreislaufwirtschaftsgesetzes vom 
24. Februar 2012 (BGB!. I S . 212) in der jeweils 
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6. 

geltenden Fassung. Diesen Schiffen ist freige­
stellt, die Hafenauffangeinrichtungen auf eigene 
Kosten zu benutzen." 

§ 3 wird wie folgt gefasst: 

,,§ 3 

Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieses Abschnitts bezeichnet der Ausdruck 

1. Schiff: ein seegehendes Wasserfahrzeug jeder 
Art, das in der Meeresumwelt eingesetzt wird , 
einschließlich Fischereifahrzeuge, Sportboote, 
Tragflügelboote, Luftkissenfahrzeuge, Tauch­
fahrzeuge und schwimmendes Gerät; 

2. Hafen: ein Ort oder ein geografisches Gebiet, 
einschließlich des Ankergebiets im Zuständig­
keitsbereich des Hafens, der oder das so angelegt 
und ausgestattet wurde, dass er oder es vor­
nehmlich dazu dient, Schiffe aufzunehmen; diese 
Bereiche werden durch Verordnung nach § 2 Ab­
satz 2 festgelegt; 

3. Hafenauffangeinrichtung: jede ortsfeste, 
schwimmende oder mobile Vorrichtung, die die 
Dienstleistung des Auffangens von Abfällen von 
Schiffen zum Zweck der ordnungsgemäßen Ent­
sorgung erbringen kann ; 

4. Schiffsabfälle: alle Abfälle einschließlich La­
dungsrückständen , die während des Schiffsbe­
triebs oder bei Laden, Löschen oder Reinigen 
anfallen und die in den Geltungsbereich der An­
lagen I, II , IV, V und VI des MARPOL-Überein­
kommens fallen, sowie passiv gefischte Abfälle; 

5. 

6. 

7. 

8. 

9. 

10. 

passiv gefischte Abfälle: Abfälle , die bei Fisch­
fangtätigkeiten in Netzen gesammelt werden; 

Ladungsrückstände: Reste von Ladungen an 
Bord, die nach dem Laden und Löschen an Deck 
oder in Laderäumen oder Tanks verbleiben, ein­
schli~ßlich beim Laden oder Löschen angefalle­
ner Uberreste oder Uberläufe in feuchtem oder 
trockenem Zustand oder in Waschwasser enthal­
ten , ausgenommen nach dem Fegen an Deck ver­
bleibender Ladungsstaub oder Staub auf den 
Außenflächen des Schiffes; 

Sportboot: ein Schiff jeder Art, mit einer Rumpf­
länge von mindestens 2,5 Metern , unabhängig 
von der Antriebsart, das für Sport- oder Freizeit­
zwecke bestimmt ist und nicht für den Handel 
eingesetzt wird; 

Fischereifahrzeug: ein Schiff, das für den Fang 
von Fischen oder anderen lebenden Meeresres­
sourcen ausgerüstet ist oder hierzu gewerblich 
genutzt wird; 

ausreichende Lagerkapazitäten: das Vorhanden­
sein von genügend Kapazität, um die Abfälle, 
einschließlich der wahrscheinlich während der 
Fahrt anfallenden Abfälle, ab dem Zeitpunkt 
des Auslaufens bis zum Anlaufen des nächsten 
Hafens an Bord zu lagern; 

Liniendienst: den Verkehr auf der Grundlage ei­
ner öffentlich zugänglichen oder geplanten Liste 
mit Abfahrts- und Ankunftszeiten für bestimmte 
Häfen oder sich wiederholende Überfahrten, die 
einen erkennbaren Fahrplan darstellen; 

11. regelmäßiges Anlaufen eines Hafens: wieder­
holte Fahrten desselben Schiffs nach einem 
gleichbleibenden Muster zwischen bestimmten 
Häfen oder eine Abfolge von Fahrten von und zu 
demselben Hafen ohne Zwischenstopp; 

12. häufiges Anlaufen eines Hafens: das Anlaufen 
ein und desselben Hafens durch ein Schiff min­
destens einmal alle zwei Wochen; 

13. GISIS: das von der Internationalen Seeschiff­
fahrtsorganisation (IMO) eingerichtete Globale 
Integrierte Schifffahrtsinformationssystem; 

14. Behandlung: Verwertungs- oder Beseitigungsver­
fahren , einschließlich der Vorbereitung vor der 
Verwertung oder Beseitigung; 

7. 

15. indirekte Gebühr: ei ne Gebühr, die für die Be­
reitstellung der Dienstleistungen von Hafenauf­
fangeinrichtungen gezahlt wird , unabhängig von 
der tatsächlichen Entladung von Abfällen von 
Schiffen; 

16. MARPOL: Internationales übereinkommen von 
1973 zur Verhütung der Meeresverschmu_tzung 
durch Schiffe mit dem dazugehörigen Ande­
rungsprotokoll von 1978 (BGBl. 1982 Teil II S. 2) 
in der jeweils geltenden Fassung; 

17. SafeSeaNet: in Artikel 22 a Absatz 3 und Anhang 
III der Richtlinie 2002/ 59/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 27. Juni 2022 
Liber die Einrichtung eines gemeinschaftlichen 
Uberwachungs- und Informationssystems für 
den Schiffsverkehr und zur Aufhebung der 
Richtlinie 93/75/EWG des Rates (ABl. L 208 vom 
5.8.2002, S. 10; L 51 vom 24.2 .2009, S . 14), die 
zuletzt durch die Verordnung (EU) Nr. 2019/ 1243 
(ABl. L 198 vom 25.7.2019, S . 241) geändert wor­
den ist, genanntes System der Europäischen 
Union für den Austausch von Informationen für 
die Sicherheit des Seeverkehrs. 

Schiffsabfälle nach Satz 1 Nummer 4 gelten als Ab­
fall im Sinne von § 3 Absatz 1 Satz 1 des Kreislauf­
wirtschaftsgesetzes." 

§ 4 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „Betreibe­
rinnen oder" gestrichen und der Punkt am Ende 
durch ein Komma und die Wörter „die eine um­
weltgerechte Bewirtschaftung ermöglichen ." er­
setzt. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Wörter „Betreiberinnen 
oder" gestrichen. 

bb) In Satz 2 werden die Wörter „Betreiberinnen 
oder" gestrichen und die Wörter „d ie Schiffs­
führerin oder den Schiffsführer" durch die 
Wörter „den Kapitän" ersetzt. 

cc) Satz 3 wird wie folgt gefasst: 

,,Die Einrichtungen müssen in jedem Fall ge­
eignet sein , die übliche Art und Menge von 
Ladungsrückständen der den Hafen im Re­
gelfall anlaufenden Schiffe a ufzunehmen so­
wie praktikabel hinsichtlich Formalitäten 
und einfacher und sch neller Handhabung, 
damit die Schiffe nicht unnötig aufgehalten 
werden." 

c) In Absatz 3 Satz 1 werden die Wörter „Betreibe­
rinnen oder" gestrichen. 

d) Folgende Absätze 5 und 6 werden angefügt: 

,, (5) Die oberste Hafenbehörde regelt durch Ver­
ordnung im Einvernehmen mit der obersten Ab­
fallwirtschaftsbehörde den Ablauf der Entsor­
gung im Hafen. 

(6) Die jeweiligen Hafenbehörden sorgen dafür, 
dass die Abfälle unter Anwendung ausreichender 
Sicherheitsmaßnahmen entladen und aufgefan­
gen werden, um Gefahren für Mensch und Um­
welt in den in den Geltungsbereich dieses Ab­
schnitts fallenden Häfen zu verhindern." 

8. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 3 wird die Angabe „I" durch die 
Angabe „1" ersetzt. 

b) Absatz 2 wird durch die folgenden Absätze 2 
und 3 ersetzt: 

,, (2) Die nach § 4 Absatz 1 Verpflichteten erstellen 
eine Zusammenfassung des Schiffsabfallbewirt­
schaftungsplans , die allen Hafenbenutzern zu­
gänglich gemacht wird. Sie übermitteln diese au­
ßerdem an das SafeSeaNet. Die Zusammenfas­
sung enthält folgende Angaben: 

1. Standort der Hafenauffangeinrichtung für je­
clen Anlegeplatz, sowie gegebenenfalls deren 
Offnungszeiten, 
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2. Liste der von dem Hafen normalerweise be­
wirtschafteten Abfälle von Schiffen, 

3. Liste der Kontaktstellen , der Betreiber von 
Hafenauffangeinrichtungen sowie der angebo­
tenen Dienstleistungen, 

4. Beschreibung der Verfahren für die Entladung 
der Abfälle und 

5. Kurzbeschreibung des Kost endeckungssys-
tems . 

(3) Die Schiffsabfallbewirtschaftungspläne sind 
der oberen Abfallwirtschaftsbehörde vorzulegen 
und von dieser zu bewerten und zu genehmigen. 
Sie sind zumindest alle fünf Jahre und nach we­
sentlichen Änderungen des Hafenbetriebs zu 
überprüfen, soweit erforderlich anzupassen , er­
neut vorzulegen , zu bewerten und zu genehmigen. 
Wurden währe_nd des Fünfjahreszeitraums keine 
bedeutenden Anderungen vorgenommen, kann 
die erneute Genehmigung in Form einer Bestäti­
gung des Planes erfolgen." 

c) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4. 

d) Der bisherige Absatz 4 wird durch die folgenden 
Absätze 5 und 6 ersetzt: 

,,(5) Sportboothäfen sind durch die zuständige 
Hafenbehörde von den Regelungen der Absätze 1 
bi s 4 auszunehmen, sofern ihre Hafenauffang­
einrichtungen in das von der jeweiligen Kom­
mune verwaltete Abfallbewirtschaftungssystem 
integriert sind und die Hafennutzer über das Ver­
fahren der Abfallentsorgung informiert werden. 
Wird diese Ausnahme angewendet, informiert der 
nach § 4 Absatz 1 Verpflichtete di e Nutzer dieser 
Häfen darüber und meldet den Namen und die 
geographischen Koordina ten des Hafens an das 
SafeSeaNet. 

(6) Die oberste Hafenbehörde wird ermächtigt, in 
der Allgemeinen Hafenverordnung vom 8. Janua r 
2000 (GV. NRW. S. 34) in der jeweils geltenden 
Fassung weitere Regelungen zur Ausführung der 
Meldungen an das SafeSeaNet zu treffen." 

9. § 6 wird wie folgt gefasst: 

,,§ 6 

Meldung 

(1) Der Kapitän sowie der Betreiber eines Schiffs 
nach § 3 Satz l Nummer l , das beabsichtigt, einen 
nordrhein-westfäli schen Hafen a nzul aufen , ist ver­
pflichtet, mindestens 24 Stunden vor Ankunft, spä­
testens jedoch bei Bekanntwerden des Zielhafens 
eine Meldung an die Hafenbehörde des Anlaufhafens 
sowie an den Betreiber der Hafenauffangeinrichtung 
oder den Hafenumschlagsbetreiber abzugeben oder 
durch den örtlichen Beauftragten a bgeben zu lassen . 
Bei einer Fahrtdauer von weniger als 24 Stunden 
sind die Angaben spätestens be im Auslaufen aus 
dem letzten Hafen zu melden. Für die Meldung is t 
das Formblatt nach Anhang 2 der Hafenentsor­
gungsrichtlinie zu verwenden. 

(2) Die nach Absatz 1 Verpflichteten haben di e in 
Absatz 1 genannten Angaben - vorzugsweise in elek­
tronischer Form - a ußerdem mindestens bis zum 
nächsten Anlaufhafen an Bord verfügbar zu halten 
und der Hafenbehörde auf Verla ngen vorzulegen. 

(3) Die in Absa tz 1 aufgeführte Meldung ist durch 
den Meldeverantwortlichen elektroni sch über eine 
bekannt gemachte Eingangsschnittstelle an das Ha­
feninformationssystem zu senden oder direkt in das 
Datenerfassungsmodul des Zentralen Meldeportals 
des Bundes einzugeben . Die jeweils gültigen Kon­
taktdaten des Zentralen Meldeportals und der Ein­
gangsschnittstell en werden durch das für Verkehr 
zuständige Bundesministerium im Verkehrsblatt be­
kannt gegeben. Für die Abgabe der in Absatz 1 auf­
geführten Meldung ist die Registrierung des jeweils 
Meldenden beim zentralen Meldeporta l oder bei der 
jeweils verwendeten Eingangsschnittstelle erforder­
lich. 

(4) Ausgenommen von der Meldepflicht sind Schiffe 
nach§ 3 Satz 1 Nummer 1 mit weniger als 300 Brut­
toraumzahl, Fischereifahrzeuge, Traditionsschiffe, 
Sportboote mit einer Länge von weniger als 45 Me­
tern sowie Bunkerschiffe von weniger als 5000 Ton­
nen. 

(5) Die oberste Hafenbehörde wird ermächtigt, wei­
tere Regelungen in der Allgemeinen Hafenverord­
nung zu einer Eingangsschnittstelle an das Hafenin­
formationssystem, zur Ausführung der Meldungen in 
eine Eingangsschnittstelle an das Hafeninformati­
onssystem oder in das Datenerfassungsmodul des 
Zentralen Meldeportals des Bundes zu treffen." 

10. § 7 wird wie folgt gefasst: 

,,§ 7 
Entladung von Schi ffsa bfä llen 

(1) Der Kapitän ist verpflichtet , gemäß den im MAR­
POL-Ubereinkommen festgelegten Normen für das 
Einbringen von Abfällen vor dem Auslaufen aus dem 
Hafen alle seine an Bord mitgeführten Schiffsabfälle 
in eine vorgehaltene Hafena uffangeinrichtung zu 
entsorgen. Der Kapitän hat die erforderliche Entla­
dung in der Meldung nach§ 6 Absatz 1 anzuzeigen . 

(2) Ein Schiff kann seine Fa hrt zum nächsten An­
laufhafen fortsetzen, ohne seine Abfälle zu entladen, 
wenn 

1. aus den Angaben gemäß den Anhängen 2 und 3 
der Hafenentsorgungsrichtlinie hervorgeht, dass 
ausreichend spezifische Lagerkapazität für alle 
bisher angefallenen und während der beabsich­
tigten Fahrt des Schiffes bis zum nächsten An­
laufhafen noch anfallenden Abfä lle vorhanden 
ist, 

2. aus den Angaben, die an Bord von Schiffen ge­
mäß § 6 Absatz 2 verfügbar sind , hervorgeht, dass 
ausreichend sp ezifische Lagerka pazität für alle 
bisher angefallenen und wä hrend der beabsich­
tigten Fahrt des Schiffes bis zum nächsten An­
laufhafen noch a nfallenden Abfälle vorhanden 
ist, oder 

3. das Schiff weniger als 24 Stunden oder bei widri-
gen Witterungsbedingungen a nkert. 

(3) Die Hafenbehörde fordert zur Abgabe der Ab­
fälle auf, wenn der Kapitän der Verpflichtung nach 
Absatz 1 nicht nachkommt oder wenn auf Grund­
lage der verfügbaren Angaben nicht festgestellt wer­
den kann , dass im nächsten Anlaufhafen geeignete 
Hafenauffangeinrichtungen zur Verfügung stehen 
oder der nächste Anlaufhafen nicht bekannt ist. 

(4) Der Betreiber der Hafenauffa ngeinrichtung, der 
Betreiber der Umschlagsanlage oder die Hafenbe­
hörde bescheinigt die Art und Menge der übernom­
menen Abfälle in der Bescheinigung nach Anhang 3 
der Hafenentsorgungsrichtlinie und übermittelt 
di ese Bescheinigung dem Kapitän. Stellt der Betrei­
ber der Hafena uffangeinrichtung di e Bescheinigung 
a us, übermittelt er diese zusä tzlich der Hafenbe­
hörde. Diese Anforderung gilt nicht für kleine Häfe n 
mit unbema nnten Einrichtungen oder kleine entl e­
gen e Häfen, sofern Namen und Position dieser Häfe n 
an das Zentrale Meldeporta l des Bundes zur Weiter­
gab e an das SafeSeaNet übermittelt werden. 

(5) Der Betreiber, der Makler oder der Kapitän eines 
Schiffes gemäß§ 3 Satz 1 Nummer 1 übermitteln die 
in der Abga bebescheinigung enthaltenen Angaben 
vor dem Auslaufen - oder soba ld di e Abfallabgabe­
bescheinigung eingegangen ist - an das Zentra le 
Meldeportal des Bundes zur We it_erga be an das Safe­
SeaNet. Ausgenommen von der Ubermittlungspflicht 
sind Schiffe nach § 3 Satz 1 Nummer 1 mit weniger 
als 300 Bruttoraumzahl, Fischereifahrzeuge, Traditi­
onsschiffe , Sportboote mit einer Länge von weniger 
als 45 Metern. Die Angaben aus der Abfallabgabebe­
scheinigung werden für mindestens zwei Jahre, ge­
gebenenfalls gemeinsam mit dem entsprechenden 
Oltagebuch, Ladungstagebuch, Mülltagebuch oder 
Müllbehandlungsplan mitgeführt und auf Verlangen 
den zuständigen Behörden vorgelegt. 
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(6) Schiffe nach § 3 Satz 1 Nummer 1, die nach § 2 
Absatz 1 vom Geltungsbereich dieses Abschnitts 
ausgeschlossen sind, können die vorgehaltenen Ha­
fenauffangeinrichtungen auf eigene Kosten benut­
zen. Schiffsabfälle, Ladungsrückstände oder verlo­
rengegangene Ladung, die sie auf See aufgenommen 
haben, können in den Hafenauffangeinrichtungen 
kostenlos entsorgt werden. 

(7) Zur Beurteilung der Angaben gemäß Absatz 2 hat 
die Hafenbehörde die Vorgaben der Durchführungs­
verordnung (EU) Nr. 2022/89 der Kommission vom 
21. Januar 2022 mit Durchführungsbestimmungen 
zur Richtlinie (EU) 2019/883 des Europäischen Parla­
ments und des Rates in Bezug auf die Methode zur 
Berechnung der ausreichenden spezifischen Lager­
kapazität (ABI. L 15 vom 24.1.2022, S. 1) zu beachten. 

(8) Die oberste Hafenbehörde wird ermächtigt, wei­
tere Regelungen in der Allgemeinen Hafenverordnung 
zur Einbeziehung der Angaben im SafeSeaNet oder 
im GISIS gemäß Absatz 3 zu treffen. Sie wird außer­
dem ermächtigt, weitere Regelungen in der Allgemei­
nen Hafenverordnung zur Ausführung der Bescheini­
gung nach den Absätzen 4 und 5 zu treffen." 

11. § 8 wird durch die folgenden §§ 8 und 9 ersetzt: 

,,§ 8 
Kostendeckungssysteme 

(1) Der Hafenbetreiber erhebt von allen einlaufen­
den Schiffen zur Deckung seiner Kosten für die Ent­
sorgung der Abfälle dieser Schiffe ein Entgelt auf 
der Grundlage einer Entgeltordnung. Das Entgelt 
kann in die Hafengebühr einbezogen werden. Das 
Kostendeckungssystem darf Schiffen keinen Anreiz 
bieten, die Hafenauffangeinrichtungen nicht in An­
spruch zu nehmen. Das Entgelt umfasst die in An­
hang 4 der Hafenentsorgungsrichtlinie aufgeführten 
direkten und indirekten Kostenarten. 

(2) Die Schiffe zahlen unabhängig von der Entla­
dung von Abfällen in einer Hafenauffangeinrichtung 
ein indirektes Entgelt. Das indirekte Entgelt deckt 
1. die indirekten Verwaltungskosten und 
2. einen erheblichen Teil der in Anhang 4 der Ha­

fenentsorgungsrichtlinie aufgeführten direkten 
Betriebskosten, der mindestens 30 Prozent der 
gesamten im Vorjahr angefallenen direkten Kos­
ten für die tatsächliche Entladung von Abfällen 
entspricht, dabei können auch Kosten im Zusam­
menhang mit dem für das Jahr erwarteten Ver­
kehrsaufkommen berücksichtigt werden. 

(3) Für Abfälle gemäß Anlage V des MARPOL-Über­
einkommens wird kein direktes Entgelt erhoben, es 
sei denn das Volumen der entladenen Abfälle über­
steigt die in dem Formular gemäß Anhang 2 der Ha­
fenentsorgungsrichtlinie genannte maximale spezifi­
sche Lagerkapazität. Hiervon umfasst sind passiv 
gefischte Abfälle, einschließlich des Entladerechts. 

(4) Um zu vermeiden, dass die Kosten für die 
Sammlung und Behandlung passiv gefischter Abfälle 
ausschließlich von den Hafennutzern getragen wer­
den, können Gemeinden, auf deren Gebiet ein Hafen 
im Sinne von § 3 Satz 1 Nummer 2 belegen ist, dem 
Hafenbetreiber die Kosten für die Entsorgung dieser 
Abfälle erstatten. 

(5) Das indirekte Entgelt darf nicht die Kosten für 
Abfälle aus Abgasreinigungen einschließen. Diese 
Kosten müssen auf der Grundlage der Art und der 
Menge der entladenen Abfälle gedeckt werden . 

(6) Der gegebenenfalls vorhandene Kostenanteil, der 
nicht durch das indirekte Entgelt gedeckt ist, wird 
auf der Grundlage der Art und Menge der tatsäch­
lich vom Schiff entladenen Abfälle gedeckt. 

(7) Die Entgelte können differenziert gestaltet wer­
den. Dafür können folgende Aspekte herangezogen 
werden: 
1. Kategorie, Art und Größe des Schiffs, 
2. Erbringungen von Diensten für Schiffe außerhalb 

der normalen Betriebszeiten im Hafen oder 
3. Gefährlichkeit der Abfälle. 

(8) Das Entgelt wird durch die Hafenbetreiber auf 
Antrag des Schiffsbetreibers auf Grundlage folgen­
der Kriterien reduziert: 

1. Art des Handels, für den das Schiff eingesetzt 
wird, insbesondere wenn das Schiff im Kurz­
strecken-Seehandel eingesetzt wird oder 

2. Bauart, Ausrüstung und Betrieb des Schiffs 
zeigen , dass das Schiff geringere Abfallmengen 
erzeugt und seine Abfälle nachhaltig und um­
wel tverträglich bewirtschaftet. 

(9) Binnenschiffe dürfen zur Deckung der Kosten 
nach Absatz 1 nicht herangezogen werden. 

(10) Den Hafenbetreibern steht es frei, kostenfreie 
Entsorgungsmöglichkeiten anzubieten. 

(11) Die Entgeltregelung ist den Benutzern zugäng­
lich zu machen. Die Hafenbehörde hat sicherzustel­
len, dass die Entgeltregelung und deren Berech­
nungsgrundlage den Entgeltpfüchtigen erläutert und 
der Kapitän, der Betreiber der Hafenauffangeinrich­
tung und sonstige Betroffene in geeigneter und an­
gemessener Weise über die an sie gestellten Anforde­
rungen unterrichtet werden. 

(12) Zur Feststellung, ob ein Schiff die in Absatz 8 
Nummer 2 genannten Anforderungen in Bezug auf 
die Abfallbewirtschaftung an Bord erfüllt, sind die 
Vorgaben der Durchführungsverordnung (EU) 
Nr. 2022/91 der Kommission vom 21. Januar 2022 
mit Kriterien für die Feststellung gemäß der Richtli­
nie (EU) 2019/883 des Europäischen Parlaments und 
des Rates, dass ein Schiff geringere Abfallmengen 
erzeugt und seine Abfälle nachhaltig und umwelt­
verträglich bewirtschaftet (ABl. L 15 vom 24.1.2022 , 
S. 12) zu beachten. 

§9 
Ausnahmen 

(1) Die Hafenbehörde kann auf Antrag der Entgelt­
pflichtigen ein Schiff von den Verpflichtungen nach 
den §§ 6, 7 und 8 befreien, wenn das Schiff im Li­
niendienst häufig und regelmäßig einen Hafen an­
läuft oder dem Schiff in einem deutschen Hafen ein 
fester Liegeplatz zugewiesen ist, vorausgesetzt, die 
Entsorgung aller Schiffsabfälle ist sichergestellt. 

(2) Die Entsorgung ist sichergestellt, wenn alle 
Schiffsabfälle in einem Hafen des Liniendienstes 
oder am ständigen Liegeplatz des Schiffes entsorgt 
werden und die Entsorgung durch Vorlage der Ent­
sorgungsverträge und durch Abfallabgabebescheini­
gungen nachgewiesen wird. 

(3) Wird die Ausnahme gewährt, erstellt die zustän­
dige Behörde des Hafens, in dem die Abfälle gemäß 
den Entsorgungsverträgen abgegeben werden , ein 
Ausnahmezeugnis nach Anhang 5 der Hafenentsor­
gungsrichtlinie und übermittelt 

1. Kopien des Zeugnisses an die zuständigen Behör­
den weiterer Häfen, die von dem Schiff angelau­
fen werden und 

2. die Daten des Ausnahmezeugnisses dem zentra­
len Meldeportal des Bundes zum Zweck der Wei­
tergabe an das SafeSeaNet. 

(4) Ein Schiff darf ungeachtet einer gewährten Aus­
nahme die Fahrt zum nächsten Anlaufhafen nicht 
fortsetzen, wenn keine ausreichende spezifische La­
gerkapazität für alle bisher angefallenen und wäh­
rend der beabsichtigten Fahrt des Schiffes bis zum 
nächsten Anlaufhafen noch anfallenden Abfälle vor­
handen ist." 

12. Der bisherige§ 9 wird§ 10 und wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

,,(1) Die obere Hafenbehörde ist berechtigt, die 
ordnungsgemäße Entsorgung von Schiffsabfällen 
sowie die einzelnen Entsorgungsvorgäng~ zu 
überwachen. Sie hat zu gewä hrleisten, dass Uber­
prüfungen unter Berücksichtigung von Artikel 11 
Absatz 1 der Hafenentsorgungsrichtlinie in aus­
reichender Zahl durchgeführt werden. Bei der 
Auswahl von zu überprüfenden Schiffen hat sie 
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den risikobasierten Auswahlmechanismus der 
Europäischen Union gemäß der Durchführungs­
verordnung (EU) Nr. 2022/90 der Kommission 
vom 21. Januar 2022 mit Durchführungsbestim­
mungen zur Richtlinie (EU) 2019/883 des Euro­
päischen Parlaments und des Rates in Bezug auf 
die Einzelheiten des risikobasierten Auswahlme­
chanismus der Union für zu überprüfende Schiffe 
(ABl. L 15 vom 24.1.2022 , S. 7) zu berücksichti­
gen." 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Bedienstete der oberen Hafenbehörde und 
der Wasserschutzpolizei sind berechtigt, in 
Ausübung ihrer Uberwachungstätigkeit 
Grundstücke, bauliche Anlagen und Schiffe 
auch gegen den Willen der Betroffenen zu be­
treten." 

bb) In Satz 2 werden die Wörter „Die Schiffsfüh­
rerin oder der Schiffsführer" durch die Wör­
ter „Der Kapitän" ersetzt. 

cc) In Satz 6 werden nach dem Wort „Schiffspa­
piere" die Wörter „und Schiffstagebücher" 
eingefügt. 

dd) Nach Satz 6 wird folgender Satz eingefügt: 

,,Ihnen ist außerdem zu ermöglichen, die tat­
sächlich an Bord befindlichen Abfallmengen 
festzu stellen , damit der Vergleich mit den 
Angaben in der Meldung nach § 6 Absatz 1 
erfolgen kann." 

ee) In dem neuen Satz 8 werden die Wörter „vom 
24. Februar 2012 (BGBl. I S. 212) in der je­
weils geltenden Fassung" gestrichen. 

c) Absatz 3 wird wie folgt gefasst : 

,,(3) In den nach § 5 Absatz 5 ausgenommenen 
Sportboothäfen ist die Hafenbehörde berechtigt 
zu prüfen , ob ausreichende Vorrichtungen zur 
Abgabe von Schiffsabfällen bereitstehen und ob 
die Hafennutzer über das Verfahren zur Nutzung 
dieser Vorrichtungen informiert sind." 

d) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird nach dem Wort „Die" das Wort 
,,obere" eingefügt. 

bb) Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Zur Erfüllung der Abgabepflicht nach § 7 
kann die obere Hafenbehörde anordnen, dass 
ein Schiff den Hafen nicht verlässt, bevor die 
Schiffsabfälle gemäß den Vorschriften dieses 
Abschnitts ordnungsgemäß in einer Hafen­
auffangeinrichtung entsorgt wurden ." 

e) Folgender Absatz 6 wird angefügt : 

,,(6) Die Informationen zu den Überprüfungen 
nach diesem Gesetz, einschließlich Informationen 
zu Verstößen und angeordneten Auslaufverboten 
werden unverzüglich an die Überprüfungsdaten­
bank gemäß Artikel 14 Absatz 1 der Hafenentsor­
gungsrichtlinie übermittelt , sobald 

1. der Überprüfungsbericht fertiggestellt wurde, 

2. das Auslaufverbot aufgehoben wurde oder 

3. eine Ausnahme gewährt wurde." 

13. Der bisherige § 10 wird aufgehoben. 

14. § 11 wird wie folgt gefasst: 

,,§ 11 
Zuständigkeit 

Im Sinne dieses Abschnitts ist oberste Hafenbehörde 
das für Verkehr zuständige Ministerium, obere Ha­
fenbehörde die Bezirksregierung Düsseldorf und 
Hafenbehörde die durch § 4 Absatz 1 Satz 1 der 
Allgemeinen Hafenverordnung bestimmte Behörde. 
Abfallwirtschaftsbehörden sind die durch § 18 des 
Landeskreislaufwirtschaftsgesetzes bestimmten Be­
hörden." 

15. § 12 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

,, (1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig 

1. als Betreiber eines Sportboothafens eine Mel­
dung nach § 5 Absatz 5 Satz 2 abgibt, obwohl 
die Voraussetzungen nicht erfüllt sind, 

2. entgegen § 6 Absatz 1 keine oder eine unrich­
tige Meldung macht, 

3. entgegen § 6 Absatz 2 die in § 6 Absatz 1 ge­
nannten Angaben nicht verfügbar hält oder 
der Hafenbehörde nicht auf Verlagen vorlegt, 

4. entgegen § 7 Absatz 1 nicht alle an Bord be­
findlichen Abfälle vor dem Auslaufen aus dem 
Hafen entsorgt, 

5. entgegen § 7 Absatz 4 eine Abfallabgabebe­
scheinigung nicht übergibt, 

6. entgegen § 7 Absatz 5 Satz 2 die in § 7 Ab­
satz 4 genannten Angaben nicht verfügbar 
hält oder der Hafenbehörde nicht auf Verlan­
gen vorlegt, 

7. entgegen § 10 Absatz 2 das Betreten von 
Grundstücken, baulichen Anlagen und Schif­
fen nicht zulässt oder 

8. entgegen § 10 Absatz 2 Sätze 5 und 6 keinen 
Einblick in die Schiffspapiere und Schiffstage­
bücher gewährt oder die Feststellung der tat­
sächlich an Bord befindlichen Abfallmengen 
behindert." 

b) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

,, (3) Zuständig für die Verfolgung und Ahndung 
von Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 Num­
mern 1 bis 6 sind die Hafenbehörden und für 
Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 Nummern 7 
und 8 die obere Hafenbehörde im Sinne des § 11." 

16. § 13 wird wie folgt gefasst: 

,,§ 13 
Schulung des Personals 

Die zuständigen Behörden gewährleisten, dass alle 
Mitarbeiter die notwendige Schulung erhalten , um 
die für ihre Tätigkeit in Bezug a uf die Handhabung 
von Abfällen unerlässlichen Kenntnisse zu erwer­
ben , wobei den Aspekten Gesundheit und Sicherheit 
beim Umgang mit gefährlichen Stoffen besondere 
Beachtung zu schenken ist. Die Schulungsanforde­
rungen sind regelmäßig auf den neuesten Stand zu 
bringen." 

17. § 14 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird die Angabe „2" durch die An­
gabe „3" ersetzt. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert : 

aa) In Satz 1 werden die Wörter „und deren Be­
auftragte" gestrichen. 

bb) In Satz 2 werden die Wörter „Die Fahrzeug­
führerin oder der Fahrzeugführer" durch die 
Wörter „Der Kapitän" ersetzt. 

cc) In Satz 6 werden die Wörter „und deren Be­
auftragten" gestrichen. 

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird die Angabe „2" durch die An­
gabe „3" ersetzt. 

bb) In Satz 2 werden die Wörter „können sie und 
deren Beauftragte" durch die Wörter „kann 
sie" ersetzt. 

18. § 15 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird die Angabe „2" durch die An­
gabe „3" ersetzt. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird die Angabe „2" durch die An­
gabe „3" ersetzt. 
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bb) Satz 4 wird wie folgt gefasst: 

„Hafenbehörde ist die durch § 4 Absatz 1 
Satz 1 der Allgemeinen Hafenverordnung be­
stimmte Behörde." 

cc) Satz 6 wird aufgehoben. 

c) In Absatz 3 wird die Angabe ,,§ 1 Satz 2" durch 
die Angabe,,§ 1 Satz 3" ersetzt. 

d) In Absatz 4 werden die Angabe ,,§ 1 Absatz 8" 
durch die Angabe ,,§ 4 Absatz 4" .. und die Wörter 
„Ausführungsgesetzes zu dem Ubereinkommen 
vom 9. September 1996 über die Sammlung, Ab­
gabe und Annahme von Abfällen in der Rhein­
und Binnenschifffahrt" durch die Wörter „Bin­
nenschifffahrt-Abfallübereinkommen-Ausfüh­
rungsgesetzes" ersetzt. 

19 . In § 16 Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter ,,§ 3 Ab­
satz 1 und 2 des in § 1 Satz 2" durch die Wörter 
,,§ 22 Absatz 1 und 2 des in§ 1 Satz 3" ersetzt. 

20. Die Anlagen 1 und 2 werden aufgehoben. 

74 

Artikel 2 
Änderung des Landeskreislaufwirtschaftsgesetzes 

Das Landeskreislaufwirtschaftsgesetz vom 21. Juni 1988 
(GV. NRW. S . 250), das zuletzt durch Gesetz vom 1. Feb­
ruar 2022 (GV. NRW. S . 136) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert: 

1. In der Inhaltsübersicht wird die Angabe ,,§ 29 In­
krafttreten" gestrichen. 

2. Die Überschrift des Ersten Teils wird wie fo lgt ge­
fasst: 

„Teil 1 
Einleitende Bestimmungen" 

3. Die Überschrift des Zweiten Teils wird wie folgt ge­
fasst : 

„Teil 2 
Grundlagen der Kreislaufwirtschaft" 

4. Die Überschrift des Dritten Teils wird wie folgt ge­
fasst: 

„Teil 3 
Öffentlich-rechtliche Entsorgungsträger, 

Abfallwirtschaftskonzepte, Abfallbilanzen" 

5. In § 8 Absatz 1 Satz 4 wird die Angabe ,,§ 5 a" durch 
die Angabe ,,§ 6" ersetzt . 

6. Die Überschrift des Vierten Teils wird gestrichen. 

7. Die Überschrift des Fünften Teils wird wie folgt ge­
fasst : 

„Teil 4 
Abfallwirtschaftsplanung'' 

8. Die Überschrift des Sechsten Teils wird wie folgt ge­
fasst: 

„Teil 5 
Abfallentsorgungsanlagen" 

9. Die Überschrift des Siebten Teils wird gestrichen. 

10. Die Überschrift des Achten Teils wird wie folgt ge­
fasst: 

„Teil 6 
Vollzug des Abfallrechts" 

11. In § 19 Absatz 2 Satz 1 wird nach dem Wort „So­
weit" das Wort „der" eingefügt und das Wor t „ver­
antwortliche" durch das Wort „Verantwortliche" 
ersetzt. 

12. In § 24 Absatz 3 wird die Angabe ,,§§ 25 Abs. 1 
Satz 1" durch die Wörter ,,§ 16 Absatz 1 Satz 1" er­
setzt. 

13. Die Überschrift des Neunten Teils wird wie fo lgt ge­
fasst: 

„Teil 7 
Verfahren bei Entschädigung" 

14. Die Überschrift des Zehnten Teils wird wie folgt ge­
fass t: 

„Teil 8 
Bußgeldvorschriften" 

15. Die Überschrift des Elften Teils wird wie folgt ge­
fasst: 

„Teil 9 
Übergangs- und Schlussbestimmungen" 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

Düsseldorf, den 21. Juni 2023 

Die Landesregierung Nordrhein-Westfalen 

Der Ministerpräsident 

Hendrik W ü s t 

Die Ministerin für Wirtschaft, Industrie, 
Klimaschutz und Energie 

Mona N e u b a u r 

Der Minister des Innern 

Herbert R e u 1 

Die Ministerin für Heimat, Kommunales, 
Bau und Digitalisierung 

Ina S c h a r r e n b a c h 

Der Minister für Umwelt, Naturschutz und Verkehr 

Oliver K r i s c h e r 

- GV. NRW. 2023 S. 443 

Bekanntmachung 
des Beitritts des Saarlandes zu dem 
Abkommen über die Errichtung und 

Finanzierung der Akademie für 
öffentliches Gesundheitswesen in Düsseldorf 

vom 24. Juni 1971 
Das Saarland ist gemäß Artikel 11 Absatz 4 des Abkom­
men s über die Errichtung und Finanzierung der Akade­
mie für öffentliches Gesundheitswesen in Düsseldorf 
vom 24 . Juni 1971 mit Wirkung zum 01.01.2023 dem Ab­
kommen beigetreten. 

Düsseldorf, den 14. Juni 2023 

Der Minister für Arbeit, Gesundheit und Soziales 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Karl-Josef L a um a n n MdL 

- GV. NRW. 2023 S. 448 

13. Änderung des Regionalplans Düsseldorf 
im Gebiet der Stadt Geldern 

Vom 20. Juni 2023 

Der Regionalrat Düsseldorf. hat in seiner Sitzung am 
15. Dezember 2022 die 13. Anderung des Regionalplans 
Düsseldorf im Gebiet der Stadt Geldern festgestellt. 
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Diese Änderung hat mir die Regionalplanungsbehörde 
Düsseldorf mit Bericht vorn 4. April 2023 - Akten­
zeichen: 32.01.02.01-13. RPA - gemäß § 19 Absatz 6 
des Landesplanungsgesetzes Nordrhein-Westfalen vom 
3. Mai 2005 (GV. NRW. S. 430), das zuletzt durch Ar­
tikel 1 des Gesetzes vom 8. Juli 2021 (GV. NRW. S. 904) 
geändert worden ist , angezeigt. 

Die Bekanntmachung erfolgt nach § 14 Satz 1 des Lan­
desplanungsgesetzes Nordrhein-Westfalen durch Ver­
öffentlichung im Gesetz- und Verordnungsblatt für das 
Land Nordrhein-Westfalen. 

Gemäß § 14 Satz 3 des Landesplanungsgesetzes Nord­
rhein-Westfalen wird die Anderung des Regionalplans 
bei der Bezirksregierung Düsseldorf (Regionalplanungs­
behörde) zur Einsicht für jedermann niedergelegt. 

Die Änderung des Regionalplans wird gemäß § 10 Ab­
satz 1 des Raumordnungsgesetzes vom 22. Dezember 
2008 (BGBl. I S. 2986), das zuletzt durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 22. März 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 88) ge­
ändert worden ist, mit der Bekanntmachung wirksam. 
Damit sind die Ziele gemäß §§ 4 und 5 des Raumord­
nungsgesetzes zu beachten. 

Ich weise darauf hin , dass gemäß § 11 Absatz 5 Satz 1 
des Raumordnungsgesetzes (ROG) eine nach § 11 Abs.1 
Nr. 1 und 2 ROG beachtliche Verletzung der dort be­
zeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, nach § 11 
Abs . 3 ROG beachtliche Mängel des Abwägungsvor­
gangs, eine nach § 11 Abs. 4 ROG beachtliche Verletzung 
der Vorschriften über die Umweltprüfung sowie die Ent­
wicklung des Regionalplanes aus dem Landesentwick­
lungsplan , dessen Unwirksamkeit sich wegen Verletzung 
von Verfahrens- oder Formvorschriften herausstellt (ge­
mäß § 15 des Landesplanungsgesetzes Nordrhein-West­
falen) , unbeachtlich wird , wenn sie nicht innerhalb eines 
Jahres seit Bekanntmachung der Regionalplanänderung 
gegenüber der Bezirksregierung Düsseldorf (Regional­
planungsbehörde) unter Darlegung des die Verletzung 
begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden ist. 

Gegen die 13. Änderung des Regionalpla ns Düsseldorf 
kann Klage vor dem Oberverwaltungsgericht für das 
Land Nordrhein-Westfalen erhoben werden. Die Klage 
ist innerhalb eines Jahres nach Bekanntmachung zu er­
heben. 

Düsseldorf, den 20 . Juni 2023 

Die Ministerin 
für Wirtschaft , Industrie, Klimaschutz und Energie 

des Landes Nordrhein-Westfalen 

Im Auftrag 

Dr. Alexandra R E N Z 

- GV. NRW. 2023 S. 448 
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